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3 Rhein ist geräumt, der Blick wendet sich dem Osten zu, wo 
große Probleme auf Lösung warten. Aber noch ist nicht alles geklärt 

-. am Rhein, noch bietet der Westen Schwierigkeiten, die beseitigt 
werden müssen, sollen nicht neue Gefahren für den Frieden Europas 
heraufbeschworen werden. 


Eininternationaler Strom ist der Rhein geworden, eine internati- 
onale Kommission unter dem Vorsitz Frankreichs gebietet auf ihm. 
Mehr noch: Frankreich nimmt aus dem Vert 


von Versailles das 


Recht in Anspruch, den Strom ur 
lenken, der über französischen Boden fü 
mit elektrischer Kraft v j 
erschwert und unter fraı 
Dr. Fuchs, deu \ 


2 


Rheinsch 


ve j ErıcH ÖBst: 
Berichterstattung aus Europa und Afrika 


sion der deutschen Ösigräine, _ Vorschlag zur Lösung des Korridorproblems. — Danzig 
und Gdingen. — Polens Großmachtanspruch in Zwischeneuropa. — Der türkisch-persische 
Konflikt. — Die „Karlsruhe“ in Tanga. — Die Bedeutung Katangas. — Zum Inderproblem in 
Eh Süd- und Ostafrika. — Die Selbständigkeitsbewegung in Südafrika. 


Es kann keinen wahrhaften Frieden in Mitteleuropa geben ohne eine gerechte 
sung des Saarproblems, der Frage Eupen-Malmedy, des Kolonialproblems und — + 
er Wiedergutmachung im Osten, d. h. Beseitigung der dortigen 
Zwangsgrenzen, die für Deutschland schlechterdings untragbar sind. 
Nach der Befreiung der Rheinlande steht zu hoffen, daß die restlichen Fragen an 
‚der deutschen Westgrenze in absehbarer Zeit eine zufriedenstellende Regelung er- 
‚fahren werden. Die deutsche Grenzpolitik konzentriert sich jetzt daher natur- = 
gemäß auf den Osten, und Treviranus hat im Grunde nur freimütig dem Aus- 
Iruck gegeben, was alle verantwortungsbewußten deutschen Politiker empfinden. 
‚Niemand von uns denkt an einen Revanchekrieg gegen Polen, zu dem übrigens 
 deutscherseits selbst die elementarsten militärischen Voraussetzungen fehlen würden. 
‚Jeder von uns aber erklärt mit der gleichen Bestimmtheit, daß die Dinge im Osten 
‚so, wie sie durch das Diktat von Versailles geschaffen wurden, unter keinen Um- 
‚ständen bleiben können. Im Interesse eines wirklichen und dauerhaften Friedens 
fordern wir die Aufrollung der deutsch-polnischen Frage als eines der brennendsten 
‚internationalen Probleme und erwarten, daß nunmehr Vernunft und Einsicht 
'wiedergutmachen werden, was brutale Gewaltpolitik hier einst sündigte. Eigenes 
"deutsches Interesse erheischt die Herstellung eines freundnachbarlichen Verhält- 
‚nisses zu Polen. Europäisches Gemeinschafts- und Verantwortungsbewußtsein führt 
"uns dazu, sehr erhebliche Opfer bei der Erreichung dieses Zieles zu bringen. Das 
mag Polen, wenn es zu ruhiger politischer Überlegung fähig ist, einmal würdigen. 
Die in dieser Beziehung vorhandene Einheitsfront von Severing bis Hugenberg 
aber mag Polen belehren, daß Deutschland sich auf die Dauer mit den Diktat- 
grenzen von Versailles weder abfinden kann noch abfinden will. 

Wir Deutschen denken uns die Lösung der deutsch-polnischen Frage anders als 
die Polen. Wir versprechen uns im Gegensatz zu jenen nichts von dauernder 
Grenzspionage durch widerrechtlich die Grenze überschreitende Flugzeuge; wir 
halten nichts von dem Säbelgerassel, wie es die polnischen Legionärverbände unter 
Zustimmung hoher polnischer Behörden fortgesetzt treiben; wir beantworten die 
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Parademärsche der Polen bis in die Nähe von Ratibor nicht mit einem ent- 
sprechend provozierenden Marsch an die Weichsel. Im Bewußtsein unseres Rechtes 
wahren wir, wenngleich es uns nachgerade immer schwerer wird, die Ruhe und 
vertrauen auf eine friedliche Lösung, die die Lebensrechte der deutschen Nation 
im Gegensatz zu dem Versailler Diktat gewährleistet. 

Halbheiten, wie sie in der ausländischen Presse gelegentlich als Lösung vor- 
geschlagen werden — z. B. ein „deutscher Korridor“ quer durch den „polnischen 
Korridor“ der Weichsellande — können wir allerdings nicht als annehmbaren 
Ausweg ansehen. Westpreußen muß im wesentlichen in alter Gestalt einschließlich 
Danzig wieder als preußische Provinz erstehen, um die lebensnotwendige breit- 
flächige Verbindung zwischen dem Reich und ‚seiner Exklave Ostpreußen wieder- 
herzustellen. Erst wenn diese Forderung erfüllt wird, läßt sich über die endgültige 
Grenzziehung im Bereich der preußischen Provinzen Posen, Nieder- und Ober- 
schlesien reden. Da inzwischen Polen mit Gewalt und Schikanen Tausende von 
deutschen Familien aus dem Weichselland verjagt hat, kann hier eine Abstim- 
mung das Versailler Unrecht nicht mehr gut machen. Es wird kaum etwas anderes 
übrigbleiben, als eine Umsiedlung nach Art des damaligen türkisch- 
griechischen Abkommens in die Wege zu leiten: alle Bewohner des 
Weichsellandes, die sich als Polen fühlen oder bekennen, werden nach 
dem unbestreitbar polnischen Gebiet überführt; eine entsprechende 
Anzahl deutscher Siedler verläßt das eigentlich polnische Staats- 
gebiet und erhält im deutschen Weichselland eine neue Heimat; ein 
internationales Schiedsgericht sorgt dafür, daß unbillige Härten 
vermieden bzw. durch Entschädigungen ausgeglichen werden. 

Wir sind uns klar darüber, daß eine solche Lösung ein ungewöhnliches Ent- 
gegenkommen seitens Deutschlands bedeutet, möchten aber meinen, daß deut- 
scherseits ein derartiges Opfer im Interesse des Friedens in Mitteleuropa gebracht 
werden würde, sofern sich Polen zur loyalen Durchführung eines solchen Ab- 
kommens verpflichtet. In diesem Falle und nur dann könnte Polen wohl darauf 
rechnen, daß wir hinsichtlich der Grenzziehung in den Provinzen Posen und 
Schlesien Entgegenkommen zeigen und nach Beseitigung der krassesten Un- 
gerechtigkeiten in diesen Gebieten einem Ostlocarno ehrlich und aufrichtig zu- 
stimmen würden. 

Selbstverständlich wird das Deutsche Reich der Republik Polen einen freien 
Zugang zum Meer garantieren. Dafür aber genügen international festgelegte 
Bestimmungen über die zollpolitische Behandlung von Gütern, die aus Polen zur 
Küste gelangen bzw. von der See her nach Polen befördert werden sollen, und 
deutsch-polnische Vereinbarungen über eine polnische Freihafenzone an der Küste. 
Polen kann hier durchausalle seine Wünsche berücksichtigt erhalten, 
sofern sie sachlich berechtigt sind und nicht auf die bewußte Schädi- 
gung der deutschen Hafenstadt Danzig abzielen. Denn auch hier treiben 
die Dinge, wie sie die Versailler Gewaltpolitiker schufen, nachgerade zur Kata- 
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_ strophe. Vor uns liegt noch immer die Eingabe der Regierung von Danzig an den 


Hohen Kommissar des Völkerbundes, Grafen Gravina, vom 9. Mai 1930 betr. 


_ Verpflichtung Polens, Danzig als seinen Zugang zum Meer zu benutzen. In der 


Tat, es ist ein weltwirtschaftlicher Wahnsinn, den Polen sich leistet, um durch 


ä ‚Ausbau von Gdingen den Hafen und damit die Wirtschaftsgrundlage von Danzig 


zu ruinieren. Die Pressestelle des Senats der Freien Stadt Danzig verbreitet sich 
darüber in einer Zuschrift wie folgt: 

„Die für Danzig in der Nachkriegszeit erwachsenen Nachteile sind in der letzten 
Zeit katastrophal verschärft worden, und es sind für den Danziger Handel und 
das gesamte Wirtschaftsleben schwere Depressionen eingetreten, deren Rückwirkung 
auf die Grundlagen des Danziger Staates gefahrdrohend sind. Die Ursachen hier- 
zu sind nach Auffassung der Regierung der Freien Stadt Danzig darin zu er- 
blicken, daß ein großer Teil des polnischen Handels von dem Wege über Danzig 
abgelenkt wird: 

da Polen die nach Danzig führenden Eisenbahnen und Wasser- 
wege nicht in genügendem Maße ausbaut, 

da Polen den Ausbau des Danziger Hafens unzureichend fördert, 
und da Polen unmittelbar neben Danzig einen eigenen Hafen in 
Gdingen erbaut und den Verkehr dieses Hafens in Gdingen mit 
allen Mitteln unter Hintansetzung des in Danzig geschaffenen 
freien Zuganges zum Meere fördert. 

Der Hafen von Gdingen umfaßt im Jahre 1930 7907 m Kailänge, 52 000 qm 
fertigen oder schon im Bau befindlichen Schuppenraum, eine Reihe von Spezial- 
anlagen, insbesondere ein großes Kühlhaus. Diese Anlagen geben Gdingen eine 
Umschlagsfähigkeit von 8000000 t, die durch weiteren Ausbau auf 15000 000 t 
gesteigert werden kann, während die Leistungsfähigkeit Danzigs ı2 000 000 t 
beträgt. N 

Polen ist bemüht, durch eine Politik zahlreicher staatlicher Maßnahmen den 
Warenverkehr in größtem Umfange von Danzig nach Gdingen abzulenken. Es 
seien erwähnt: Gewährung von Steuer- und Abgabefreiheit an Industrie, Spedition 
und Handel, die Gewährung von Baukrediten bis zu 90°/, der Baukosten, Ge- 
ländeverpachtung an Industrie und Handelsunternehmungen zu billigen Preisen 
mit der Verpflichtung eines gewissen Mindestumschlages und der Einrichtung ge- 
wisser Umschlagseinrichtungen, die Verträge der polnischen Regierung mit zahl- 
reichen Schiffahrtslinien, um den Warenverkehr und Auswandererverkehr nach 
Gdingen abzulenken, zollpolitische Maßnahmen zugunsten Gdingens und zu Lasten 
Danzigs, die Gewährung von Einfuhrkontingenten mit der Verpflichtung der aus- 
schließlichen Einfuhr über Gdingen, die eisenbahntarifarischen Maßnahmen zu- 
gunsten Gdingens, Unterbietung der Hafenabgaben in Gdingen gegenüber Danzig. 

Infolge dieser Maßnahmen ist eine Verkehrsabwanderung außerordentlichen 
Umfanges von Danzig nach Gdingen eingetreten. Mehr als die Hälfte der Dünge- 
mitteleinfuhr Danzigs hat Gdingen an sich gerissen. Die Reiseinfuhr über Gdingen 
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hat die Reiseinfuhr nach Danzig so gut wie vernichtet. Die Schrotteinfuhr Gdingens ! 


hat diejenige über Danzig um ?/, überflügelt. Die Erzeinfuhr über Gdingen be- 
findet‘ sich in lebhaftem Aufschwung zum Schaden Danzigs. Die Einfuhr von 
Südfrüchten wandert nach Gdingen ab. Die Abwanderung der Ölsaateinfuhr nach 


Gdingen steht bevor. Die Abwanderung der Schmalzeinfuhr nach Gdingen hat 


bereits eingesetzt. Auch in der Ausfuhr zieht Gdingen eine Warengattung nach 
der anderen von Danzig ab. Im ersten Halbjahr 1930 erreichte die Warenausfuhr 
Gdingens schon beinahe die Hälfte der Danziger Ausfuhr. In der Zuckerausfuhr 
wird der Wettbewerb Gdingens sich 1930 nach Erbauung eines Zuckerlagers mit 
80 000 t Fassungsvermögen zu Lasten Danzigs auswirken. Mit Fertigstellung eines 
Kühlhauses ist mit Abwanderung von Butter und Eiern sowie Bacons nach Gdingen 
zu rechnen. Die Abwanderung des Personenverkehrs von Danzig nach Gdingen 
ist für die nächste Zeit bereits zu erwarten. 

Gdingen hat zur Zeit den seewärtigen Warenverkehr Danzigs bis auf ®/, des 
früheren Danziger Anteils am Warenverkehr der beiden Seehäfen herabgedrückt. 
Danzig befindet sich in einer ernsten und angesichts der gegenwärtigen weltwirt- 
schaftlichen Krisis in einer von Tag zu Tag bedrohlicher werdenden Lage. 

Die Auswirkungen dieser Verkehrsabwanderung nach Gdingen sind für Danzig 
von verheerender Wirkung. Zahlreiche Firmen sind gezwungen, ihre Unterneh- 
mungen in Danzig wegen des bedrohlichen Wettbewerbs Gdingens zu schließen. 
Andere Firmen haben ihre Betriebe in Danzig liquidiert und sie nach Gdingen 
verlegen müssen. Hart betroffen sind die mit der Schiffahrt und dem Hafenverkehr 
verknüpften Schiffsausrüstungsgeschäfte. Immer mehr Läden und gewerbliche 
Räume in der Hafengegend und auch im Innern der Stadt Danzig bleiben leer 
stehen. Der Zustrom von Geschäftsreisenden nach Danzig ebbt ab. Die Abwande- 
rung und Schließung von Unternehmungen wirkt sich in einer Entwertung des 
städtischen Grund und Bodens aus. Durch die Verkehrsabwanderung nach Gdingen 
ist auch die Hafenarbeiterschaft in Danzig stark in Mitleidenschaft gezogen. Diese 
Schädigungen des Danziger Wirtschaftslebens wirken sich weiter aus in einer 
Schädigung der Finanz- und Steuerwirtschaft des Staates und der Gemeinden. 

So droht die Entwicklung und der Aufstieg Gdingens an den Grundfesten und 
dem Bestande der Freien Stadt Danzig zu rühren.“ 

Wir haben trotz Raumknappheit die Verlautbarung des Danziger Senats in 
einiger Ausführlichkeit gebracht, weil sich das deutsch-polnische Problem mehr 
und mehr zu einem der ganz wichtigen Angelpunkte europäischer Politik ent- 
wickelt. An ihm wird sich entscheiden, ob die viel besprochene deutsch-französische 
Verständigung Wirklichkeit wird oder nicht. Und davon wieder hängt sehr viel 
für die Haltung Mussolinis ab, der schon jetzt ganz sichtbar bemüht ist, mit 
Deutschland zu gehen, soweit dadurch die politische Isolierung Frankreichs ge- 
fördert wird. 

Augenscheinlich spürt Polen, daß ihm die bedingungslose Unterstützung durch 
Frankreich möglicherweise in absehbarer Zeit entzogen wird. Krampfhaft daher 
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die Versuche, sich rechtzeitig von anderer Seite den Beistand zu leihen, der not- 


_ wendig ist, um sich die gloire einer Großmacht von Zwischeneuropa und des 
Führers eines zum mindesten wirtschaftlich beachtlichen Staatenblockes zu sichern. 


Die Konferenz von Sinaja mußte als Mittel zum Zweck herhalten, um den Ge- 


_ danken eines Bundes aller zwischeneuropäischen Agrarstaaten (Sowjet- 


iv 


u 


rußland ausgeschlossen) unter polnischer Führung zu nähren. Indessen nicht 
nur Frankreich, sondern auch sein unentwegter Bundesgenosse, die Tschecho- 
slowakei, sind von dieser neuen polnischen Extratour alles andere denn erbaut; 
und Italien empfindet den polnischen Plan geradezu als einen Angriff auf die 
mühsam errungene Vormachtstellung im Balkangebiet. Da zudem Rußland die 
polnischerseits beabsichtigte Konsolodierung Zwischeneuropas ganz energisch be- 
kämpft und dahinter lediglich ein Manöver der kapitalistischen Welt erblickt, 
dürften die Aussichten für eine Verwirklichung dieser polnischen Zwischeneuropa- 
pläne nicht sonderlich groß sein. Polen wird also in absehbarer Zeit darüber zu 
befinden haben, ob es sich bescheiden, d. h. eine gerechte Aussöhnung mit dem 
deutschen Nachbarn erstreben will, oder ob es vorzieht, größenwahnsinnigen 
Utopien nachzujagen, die am Ende der polnischen Republik selbst am wenigsten 
zum Segen gereichen können. 

Während Europa in steigendem Maße in den Bann der deutsch-polnischen Aus- 
einandersetzung gezogen wird, verfolgt der nahe Orient mit einiger Spannung 
den Ausgang des türkisch-persischen Konflikts. Die Kurden im Bereich des 
Ararat mit ihrem wohl religiös unterbauten Freiheitsdrang bereiten den Türken 


_ wieder einmal schwere Sorgen. Um die Aufständischen einzuschließen und sie bei 


dem im Winter unabweisbar notwendig werdenden Abstieg in mildere Regionen 
abzufangen, war es erforderlich, den Ring im Osten zu schließen. Da sich die 
Perser nicht bereit fanden, dies ihrerseits in Zusammenarbeit mit den türkischen 
Truppen zu besorgen, haben die Türken die persische Grenze überschritten und 
den Kampf gegen die aufständischen Kurden auf persischem Boden fortgesetzt. 
Die darob entstandene türkisch-persische Spannung wurde von der abendländischen 
Presse vielfach sehr ernst dargestellt; man sprach sogar von der Möglichkeit eines 
türkisch-persischen Krieges. Indessen, wenn auch im Orient die Flinten leichter 
und schneller knallen als im Okzident, so glauben wir die Verhältnisse doch 
weniger tragisch beurteilen zu sollen. Rhisa Khan kennt seine eigene Wehrmacht 
und die Kemal Paschas; bei einer derartigen Ungleichheit bietet ein Krieg herz- 
lich wenig Chancen. Man wird es also voraussichtlich bei geharnischten Protesten 
bewenden lassen und sich wohl oder übel damit abfinden, daß auch in der Zeit 
des Völkerbundes Macht vor Recht geht. 

In Afrika hat der Besuch des deutschen Kreuzers „Karlsruhe“ in 
Tanga (ehem. Deutsch-Ostafrika) viel Staub aufgewirbelt. „Daily Mail“ und 
andere Zeitungen brachten Nachrichten von einem angeblichen Parademarsch 
der Karlsruhe-Besatzung in Tanga u. a.m. Die genaue Untersuchung hat ergeben, 
daß sich Führung und Mannschaft der „Karlsruhe“ im Hafen von Tanga durch- 
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aus korrekt benommen haben und nicht der mindeste Anlaß zu irgendwelchen 
Beanstandungen vorliegt. Die Tendenzmeldungen verschiedener englischer Blätter 
sind dennoch symptomatisch interessant, denn die chauvinistischen Engländer er- 
achten den Besuch eines deutschen Kreuzers in den Gewässern des alten Deutsch- 
Ostafrika als eine Sünde wider den heiligen Geist des British Empire und des ge- 
planten _ Dominion of East Africa. 

Welch große Rolle in der britischen Afrika-Politik daneben das Erzrevier 
von Katanga spielt, geht aus jeder neuen Nummer der „African World“ zur 
Genüge hervor. Wenn demnächst neben der Nord Rhodesia—Kongo-Bahn die neu 
erbaute Benguella-Bahn den Bezirk von Katanga in voller Stärke an das Welt- 
meer anschließen und Sir Robert Williams als Sachverwalter britischer Interessen 
hier seine Tätigkeit aufnehmen wird, dürfte dieser Teil Zentralafrikas sehr bald 
zu einem höchst wichtigen Glied der britischen Interessensphäre im Herzen des 
„dunklen Erdteils“ werden. 

Zu der Inderfrage in Süd- und Ostafrika hat sich im vorigen Heft dieser 
Zeitschrift K. Haushofer geäußert. Seine Darlegungen finden eine bemerkenswerte 
Bestätigung und Ergänzung in dem Aufsatz von H. von Glasenapp „Die indische 
Einwanderung in Süd- und Ostafrika“, Koloniale Rundschau 1930, Heft 4/5/6. 
Wir empfehlen diesen Aufsatz der besonderen Aufmerksamkeit unserer Leser. 

In der Südafrikanischen Union findet die in Bloemfontein erfolgte Grün- 
dung einer „Republikanischen Liga“ steigende Beachtung. Die Liga fordert 
mit allem Nachdruck die Trennung Südafrikas vom englischen Welt- 
reich. Es ist bemerkenswert, daß auch Südafrikaner englischer Abstammung sich 
dieser Bewegung angeschlossen haben. 


K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Strukturwandel und Bolschewisierungsmöglichkeit der kontinentalen Monsunländer in angel- 
sächsischer und japanischer Auffassung. — Gegensatz zwischen Indien und China. — Chinesische 
Vorerfahrungen. — Warnungen von Legendre und Palmer. — Französische Auffassung — 
Dynamische Wucht der’ Bewegungsbeschleunigung: Beispiel von Hunan (Changsha). — Ihre 
Verkennung durch den Simon-Bericht über Indien. — Sir Herbert Samuel über die verschiedene 
Volksseelenstimmung der Briten und Inder. — Prof. Rushbrook Williams über indische Herr- 
schaftsformen. — Gandhi und „The Week“. — Indischer Nationalismus und Südafrikas Sezessions- 
recht aus dem Empire. — Warnende Weiterentwicklung der chinesischen Zustände. — Japans 
innere Ausgleichsschwierigkeiten als Vorgeschmack für die größeren der Kontinentalen. — Revo- 
lutionäre Kopfsprünge in China und bei den Sowjets im Spiegel der mandschurischen Zwischen- 
lage. (Spottbilder aus Fernost). — Lagengunst und Gefahr der Mandschurei. — Sachschaden 
des Bürgerkriegs in China. — Sowjetziele. — Neuseeländische Anschauung der fernöstlichen 
Gesamtlage (Condliffe). — Novus nascitur ordo oder Weltrevolution? 


Wenn jemals ein Eindruck von außen her berechtigt war, so ist es der, daß 
sich über die innere Struktur, ihren Wandel und namentlich die Frage der mög- 
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lichen Bolschewisierung der kontinentalen Monsunländer Indien und China 
für das erste die Briten, für das zweite die U.$.-Amerikaner und Japaner mit den 
Briten zusammen sich die Köpfe mehr zerbrechen, als die betroffenen Millionen 
und ihre Regierungen selbst — mit Ausnahme vielleicht der „Landesherren“ der 
indischen Fürstenstaaten und der geflüchteten Länderregierungen von Kiangsi 


(deren Chef aber inzwischen umgebracht wurde) und von Hunan (deren Haupt- 


stadt Changsha mittlerweile durch Kommunistenhand unter Begleitfeuer von 
Ranonenbooten in Feuer aufging). 

Aber während das zentrale Schwungrad, das alles im Gange hält, in Indien 
noch fest in seinen Lagern ruht, und es oben und unten einem guten Teil der 
Verantwortlichen vor dem Gedanken graut, unter den 328 Millionen dort Gewalt 
gegen Gewalt zu setzen, ist diese Scheu in China längst geschwunden; alle 
Kräfte, die einen geordneten Gang sicherstellen könnten, sind — mit Ausnahme 
der durch das japanisch-russische Kräftegleichgewicht leidlich gesicherten Man- 
dschurei — längst diebellos, und jederzeit zentrifugaler Zerschleuderungen fähig 
geworden. Dabei darf als mahnende geopolitische Erfahrung nicht vergessen werden, 
daß China schon zweimal in seiner Geschichte grundstürzende bolschewistische 
Experimente durchgemacht hat: unter dem Einfluß des Sozialphilosophen Wang- 
An-Shi zur Zeit der sinkenden Sung-Dynastie im ı2. Jahrhundert, und zur Zeit 
der Taiping-Revolution im ı9g. Jahrhundert; daß beide Male der Schwerpunkt 
der Unruhen in denselben Landschaften lag und das dichtbevölkerte, furchtbare 
Menschen- und Wertverluste leidende Reich erst durch überlegene Fremdeingriffe 
wieder auf andere Bahnen gebracht wurde, nachdem es aus eigener Kraft das 
Sozialexperiment weder durchführen, noch abschließen konnte. In beiden Fällen 
wurden lange bodenfremde Vergewaltigungen dadurch vorbereitet und ermöglicht. 
Dies die Tatsachen der geopolitischen Erfahrung im Laufe der geschichtlichen 
Bewegung. Sie warnen auch Indien. 

An Warnungen, auch von außen her, von andern, in geringerem Grade, aber 
auf demselben Gebiete Beteiligten fehlt es nicht. Zwei der schärfsten haben der 
französische Chinakenner Dr. A. Legendre („La Chine contre les puissances“, 
Revue de Paris, ı. 5. 1930, $. 65—98) und der in Ostasien wohl erfahrene ameri- 
kanische Journalist Oberst Frederick Palmer („Look to the East“; New York, 1930, 
Dodd, Mead & Co.) jüngst ausgesprochen. Der letzte auch aus dem richtigen Ge- 
fühl heraus, „daß der Entschluß der USA. über die Unabhängigkeit der Philip- 
pinen bestimmend für die Zukunft der Welt in Südostasien sein werde“. (North 
China Herald, VI, 30). „Das Schicksal von Französisch-China und Niederländisch- 
Java, der britischen Macht und unsrer eigenen im Osten ist untrennbar verbunden 
mit unserm (der USA.) Entschluß, der nur entweder vollkommene Räumung, oder 
Räumung mit Ausnahme einer Flottenbasis (und eines goldenen Wirtschaftsnetzes! 
Der Herausgeber) oder endgültiges Festhalten der Inselgruppe als Ganzes sein 
kann.“ So Palmer, dem eine gemeinsame Flottenpolizei der Angelsachsen vor- 


schwebt. 
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Aber schon entsteht die Frage, ob sie dazu allein stark genug sind, was Legendre 
mit Recht bezweifelt, und ob sie nicht, wie eben jetzt in Changsha, auch Japan 
dazu nötig haben (— das nach Palmer, im Osten allein gelassen, sich notwendig 
auf Nordchina, die Philippinen und, bei freiem Weg, auf Australien ausdehnen 
müsse) und Frankreich heranziehen müssen. Dort ist das Verständnis für solche 
Möglichkeiten durch die rasche Entwicklung der Aufruhrbewegungen in Indochina, 
die Legendre lange genug vorhersagte, verstärkt worden. (Pariser Kammersitzung 
vom 6. 6. 1930; Moutet; Losowski-Moskau Köln. Ztg. vom 7. 6. 1930; „Temps* 
vom 8. und ı0. 6. 1930.) ee 

Aber das Entwicklungstempo und die dynamische Wucht der Beschleunigung 
in den nun einmal in Bewegung geratenen indopazifischen Riesenräumen und 
dämonischen Volksmassen ist so groß, daß Zusammenschlüssse, die so langen und 
eindringlichen Mahnens bedürfen, immer zu spät kommen. Brachte doch noch 
Mitte Mai, ı4 Tage, nachdem Legendre seinen Alarmschuß erließ, der „North 
China Herald“ einen schönen Plan des neuen Kraftstraßensystems in Hunan; und 
am 31. Juli brannte das unglückliche Changsha, die Landeshauptstadt, unter 
kommunistischer Plünderung lichterloh, und drei britische, zwei japanische und 
drei amerikanische Kriegsschiffe konnten im sinkenden Stausee und Fluß gerade 
noch die meisten fremden Leben, fast nichts von Habe und Sachwert retten. Ironie 
der Weltgeschichte liegt darin, daß der Flottenanteil bei dieser unrühmlichen An- 
gelegenheit ja ungefähr der pazifischen Flottenstärke in dem zu Washington 1922 
geborenen, zu London 1929 neu festgestellten Verhältnis entsprach, das König 
Georg jüngst ratifizierte. Die in der Kraftwagenstraßenkarte noch als Verkehrs- 
rückgrat eingezeichnete Bahn Peking— Hankau—Changsha—Kanton ist inzwischen 
gründlich lahmgelegt worden. 

Aber das größte Lehrbeispiel für das Verkennen von Tempo und Dynamik bei 
der Geopolitik indopazifischer Räume ist und bleibt doch das Verhältnis des 
britischen Reiches und Indiens zum Simon-Bericht, dem geopolitisch 
wichtigsten Dokument unserer Zeit aus dem indopazifischen Gesamtraum — so 
fern es uns liegen muß, Dokumente, wie die 1922 zu Washington entstandenen, 
oder den russisch-japanischen Geheimvertrag von 1925, oder die Manifeste der 
verschiedenen Panbewegungen zu unterschätzen. 1927 erst entstand der an sich 
durchaus richtige Gedanke, das britische Parlament durch eine aus hervorragen- 
den Sachkennern aller Parteien gebildeten Ausschuß einmal wenigstens über die 
indische Frage unbeeinflußt unterrichten zu lassen, mit dem durchaus verfehlten 
Nebengedanken, der daraus entstehende Bericht könne anders als schädlich in 
Indien wirken, wenn kein Inder an seiner Entstehung verantwortlich und gleich- 
berechtigt beteiligt war. Hätte die geopolitische Schulung der Teilnehmer — was 
leicht möglich gewesen wäre — dazu ausgereicht, den Bericht nach ihrer indischen 
Reise in längstens einem halben Jahr fertig vorzulegen, und sich den Dominiums- 
zustand als letztes Ziel auch nur zu einer Zeit vom Herzen zu ringen, in dem 
MacDonald und der gewiß konservative Vizekönig Lord Irwin die Notwendigkeit 
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erkannten —, besteht kaum ein Zweifel, daß der unheimlich schnellen Radikali- 


' sierung der indischen Volksvertretung damit vielleicht vorgebeugt worden wäre. 


# 


ı 


Aber alles kam zu spät, ging zu langsames Tempo, unterschätzte die Bewegungs- 
wucht, in die Indien geraten war. An der Jahreswende 1929/30 glitt Indien an 
der Wende vorbei, in der es noch mit dem Dominium zufrieden gewesen wäre; 


die Unabhängigkeit trat in den Vordergrund. Erst am 31. 7. begriff es ein Teil 


des Reichsparlaments, aber noch nicht Simon, Chamberlain, Lloyd George! 

Das beweist die Parlamentssitzung vom 31. Juli 1930 (z. B. Bericht d. Manch. 
Guardian vom 1. 8. 1930, $. 15), während der Premierminister längst eingesehen 
und dem Parlament mitgeteilt hatte, daß Indien der Simon-Bericht nicht aufge- 
drängt werden solle, und sein Hauptverfasser bei der Herbstkonferenz nur zu Rat 
gezogen zu werden brauche, während Lord Irwin (nach Lloyd George) den Be- 
richt angeblich „torpediert“ hatte (wohl durch die Einsicht, an Ort und Stelle 
gewonnen, daß er längst überholt war, und in vielem von Indien als eine Be- 
leidigung angesehen wurde), und ein Mann vom Ansehen Sir Herbert Samuels 
am 31. 7. in Oxford die grundverschiedene Einstellung Englands und Indiens zu 
dem geopolitisch folgenschwersten Bericht über beider Verhältnis mit höchst zu- 
treffenden Worten gezeigt hatte (u. a. Manch. Guardian vom ı. 8. 1930, S. 12). 
Nach ihm litten indische und britische öffentliche Meinung an chronischen Miß- 
verständnissen, weil sie von Grund auf verschieden und noch dazu unter ganz 
verschiedenen Gesichtspunkten dächten. 

„Der Brite, praktisch und geschäftstüchtig, mit langer Erfahrung in den ver- 


, schiedensten Regierungsformen, denkt in geläufigen Begriffen über föderalistische 


und örtliche Selbstbestimmungskräfte, das Verhältnis zwischen Fürstenstaaten und 
britisch verwalteten indischen Ländern, die Verteidigung der Nordwestgrenze und 
die Zukunft der britischen Armee, die besten Wege und Mittel, Gesetz und Ord- 
nung in weiten Räumen voll grundverschiedener Rassen, Religionen und Kasten, 
mit oft grundsätzlichen Widersprüchen“ (Sir Herbert Samuel). 

„Aber der Inder — soweit ich ihn verstehe — auch wenn er an diese Dinge 
denkt — denkt doch weit mehr noch an seine Selbstachtung, wie er sich das Recht 
sichern kann, zu dem Gefühl, daß sein Land auf gleicher Stufe mit jedem andern 
Lande steht; wie er als Inder sein Haupt genau so hoch tragen kann, wie jeder 
andere, der den Boden dieses Planeten tritt; wie er von dem Bewußtsein loskommt, 
daß er ein Mitglied einer eroberten und unterworfenen Rasse ist. Und er denkt 
weiterhin, daß seine eigene Kultur, uralt, tief im Boden verwurzelt, ihren Eigen- 
wert hat, ihren Sondercharakter, der sie nicht minder wertvoll macht, als die 
Europas oder Amerikas unter jedem Wertmaßstab. Er weist auf einige Seiten 
dieser Zivilisationen hin: den Geist des Materialismus, die enorme Wichtigkeit, die 
den Sachwerten, im Gegensatz zu den Idealen darin beigelegt wird; den Indu- 
strialismus, der ein Ausfluß dieser materiellen Philosophie, Lebensbetrachtung ist; 
die Hetze und den Schmutz, so oft ihre Folgen; den Mißbrauch des Alkohols, und 
leider greifbar genug, die vergleichsweise Roheit der Sitten. 
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Wenn es Elemente in der westlichen Zivilisation gibt, die anzunehmen für ihn 
weise wäre, dann wünscht er, frei in ihrer Annahme nach eigenem Willen zu 
sein, bewußt, was er damit tut, nicht in Unterwürfigkeit zu einer fremden Ver- 
fügungsgewalt. Das Spinnrad (Charka) ist ein Symbol dafür!“ 

Eine gerechte, unparteiische, unbestechliche Regierung ist ein großes Gut, ohne 
Zweifel; aber doch ist hier das Sprichwort falsch: „Wo Gerechtigkeit herrscht, 
ist’s Freiheit, zu gehorchen. Gerechtigkeit ist ein Ding — Freiheit ein anderes, 
und beide fallen nicht notwendig zusammen!“ So Herbert Samuel, und wir er- 
innern uns des Ausspruchs eines klugen niederländischen Kolonialpolitikers: 
„Den Eingeborenen ist die schlechteste einheimische Regierung lieber als die 
beste fremde.* Da wir in Mitteleuropa im wesentlichen auch so denken, kann ich 
die Anwendung auf Indien nicht bestreiten. Noch vieles wäre aus der klugen 
Rede Sir Herbert Samuels an geopolitischer Einsicht zu gewinnen. Schließlich lief 
sie darauf hinaus, daß alles darauf ankomme, ob man vom Standpunkt unter- 
werfender Gewalt oder der Achtung vor werdender Freiheit verhandle. Dieser Ge- 
danke schien Sir A. Chamberlain, Sir John Simon (nach seinem verlesenen Briefe) 
und Lloyd George, wie Winterton in der oben erwähnten Parlamentsverhandlung 
fernzuliegen: während Professor L. F. Rushbrook Williams, Außenminister des 
indischen Staates Patiala, ihn schon am 24. ı0. 1929 in einem Vortrag in Man- 
chester auf die schöne Formel gebracht hatte: „Wenn Indien in die britische Ge- 
meinwelt von Nationen gefügt werden kann, als williger Teilhaber daran und in 
freiem Handeln, nach seiner eigenen Wahl, so würde diese Gemeinwelt einen 
größeren Beitrag zum Weltfrieden geleistet haben als der Völkerbund selbst.“ Die 
tiefen Einsichten in das Wesen innerer indischer Staatsstruktur — ganz jenseits 
von der äußerlichen „Trommeln- und Trompetengeschichte der Invasionen“, die 
Möglichkeiten kommunaler und kooperativer Entwicklung würden fast einen Ab- 
druck im Wortlaut rechtfertigen, dersich im „Manch. Guardian“ vom 24. 10.1929 
annähernd wiedergegeben findet. Er beweist, daß es wohl manchen Indienkenner 
gab, der MacDonald auf die rechtzeitige Fertigstellung und Auswertung des Simon- 
Berichts führen konnte, selbst wenn niemand in seinem Büro die „Week“ regel- 
mäßig las, in deren Nummer vom 8.5. ı930 z. B. mit köstlichen sarkastischen 
Begleitnotizen Upton Gloses Gandhi-Studie als „Indias man of destiny“ abgedruckt 
war ($. 86), wobei sich Unterhaltung zur Belehrung gesellte. „Ihr armen Westler, 
die ihr alles in eurer kurzen Lebenszeit getan haben müßt; ich kann 40 oder 
400 Jahre warten!“ — „Vom einen Standpunkt hoffnungsloser als je, vom andern 
nie so vielversprechend“, sah Gandhi die Krisis am Jahresende an. „Wir haben 
den Briten ihre letzte und größte Gelegenheit gegeben. Wenn sie annehmen, gut; 
dann ist es Schicksal. Wenn nicht — ist es vielleicht noch mehr Glück für uns; 
ich jedenfalls werde freier aufatmen.“ 

Nehmen wir noch Edwin Haward: „Indias troubles explained“ („North China 
Herald“ vom 13.5. 1930) hinzu, als typisch für die Art, wie dem Kolonialen die 
Aufgabe des unbeirrten Ausgleichens klargemacht wird, so überschauen unsre 
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Leser die Entwicklung der indischen Lage vom radikalen Entschluß der Volks- 
vertretung an der Jahreswende bis zur grollenden Hinnahme der „Torpedierung“ 
(Lloyd George) des Simon-Berichts durch Premierminister und Vizekönig mit dem 
Hintergrunde der entscheidenden Novemberkonferenz. Sie wird nach der Reichs- 
. konferenz stattfinden; aber es ist kein guter Vorklang, wenn z. B. Südafrika so 
herb seine „Unabhängigkeit“ zuerst betont. „Jede des Namens werte Nation wird 
Isolierung dienstbarer Inferiorität vorziehen. Unter keinen Umständen wird sich 
Südafrika das Recht nehmen lassen, aus der britischen Gemeinwelt auszutreten 
(secede)“ (Hertzog). Das ist kein guter Präzedenzfall für ein Indien, das erst in 
diesen erlauchten Kreis treten soll; und gerade Südafrika mit seiner Handvoll 
Weißer gegen farbige Millionen könnte einmal später mit bitterer Reue daran 
denken! (Vgl. „The Future of East Africa“, bezeichnenderweise mit dem gleichen 
Titel am 26.6. 1930 in „The Week“, S. 198, und am 26.7. 1930 in „Economist“, 
S. 168, „Das Bild Asiens als Feld westlicher Herrschaft ist Vergangenheit“. 

Auch Afrika muß sich die Möglichkeit jähen Wandels hinter die Ohren schreiben! 
Das ist der letzte Sinn beider Warnungen. 

Für den indischen und sonstigen indopazifischen Nationalismus aber liegt um- 
gekehrt eine Warnung nach dem andern Extrem hin gewiß auch in der Weiter- 
entwicklung der chinesischen Zustände. Denn nur an einer einzigen Stelle hat bis 
jetzt die indopazifische Selbstbestimmungsbewegung ein so starkes inneres Gleich- 
“ gewicht und Beharrungsvermögen gezeigt, daß sie über einer zu schnellen Rezeption 
der euramerikanischen Kulturwelle, Macht- und Wirtschaftsform nicht in bedenk- 
liche Ausschläge geriet. 

Das war in Japan. Aber selbst für Japan zeigen etwa drei beliebig aus dem 
Tagesnachrichtenspiel herausgegriffene Anzeichen, wie unvergoren auch dort noch 
das Alte neben dem Neuen steht; wie unfähig selbst diese starke Lebensform sich 
erwies, die zu schnell vorgenommene Kulturwandlung zum Westen hin zu ver- 
dauen, obwohl diese in vielem rein äußerlich war, und obwohl Japan durch eine 
frühere völlige Rezeption eines bodenfremden Kulturgutes und dreimalige nationale 
Romantikrückschläge gegen die überwältigend eingedrungene chinesische Kultur 
doch vorbereitet war. 

Ein erstes Anzeichen: eine beliebige Fliegeraufnahme des wiedererstandenen 
Tokyo oder Yokohama (z. B. Times, 29. 7. 1930: Yokohama from the Air). Wir 
wollen gewiß die technische Berechtigung einer erdbebensicheren Bauweise aner- 
kennen. Aber warum dies von allen guten Göttern verlassene Selbstentäußern, 
dies völlige Aufgeben auch der in einer zweieinhalbtausendjährigen Erdbeben- 
geschichte erprobten kongenialen Bauformen ohne einen Versuch, sie mit den 
notwendigen Neuerungen zu verbinden? Warum dieses neue Stadthaus, das ja 
schließlich in dem Emporkömmling Yokohama ertragen werden kann, aber ein 
altjapanisches Städtebild hoffnungslos schänden würde! Daß man durchaus zeit- 
gemäß und doch mit dem ganzen Reiz altjapanischer Baukunst sturm- und erd- 
bebenfest bauen kann, beweist doch das neue Museum in Hakata, beweisen die 
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seit Jahrhunderten dauernden Burgen; das beweist schließlich selbst jenseits des 
Meeres Jung-China stellenweise mit seiner Anwendung altostasiatischer Bauformen 
für neue Aufgaben. 

In demselben Reiche aber a ein hoffnungsvoller junger Marineoffizier 
seinen Protest gegen das Londoner Flottenabkommen mit Harakiri — und wirft da- 
mit beinahe die Stellung des Kabinetts gegenüber den Admiralen um, die schon 
allen Seeleuten die Teilnahme am Kabinett verwehren wollten. Hier flammte ein 
Fanal des alten Japan hoch? 

In so zwiespältiger Lage wird ein gediegener Führer, wie Yosaburo Takekoshis 
„Economic aspects of history of the civilisation of Japan“ (London ı930, Allen & 
Unwin, 3 Bde.) doppelt gern begrüßt: der erste Versuch, eine japanische Geschichte in 
englischer Sprache vom rein materialistischen, wirtschaftlichen Standpunkt aus zu 
schreiben. Schon, daß er in dieser Form, in drei mächtigen Bänden — mit dem 
Segen des Botsch. Motono — gewagt werden konnte, ist ein Zeichen des raschen 
dynamischen Wandels in Japan seit dem Verklingen der Meiji-Ära; aber seine 
Darstellung des noch 1916 870000 Menschen umfassenden Etatproblems zeigt auf 
der andern Seite die zähe Beharrungskraft des japanischen Volksbodens, seinen 
langatmig evolutionären Zug. 

Darin unterscheidet Japan sich vielleicht am meisten und grundsätzlich von 
seinen beiden großen kontinentalen ostasiatischen Nachbarn, China und Sowjets, 


die beide auch in diesem Sommer weitere revolutionäre Kopfsprünge durchmachen ° 


mußten. Es liegt geopolitische Gerechtigkeit darin, daß auch die Sowjets, selbst 
Urheber der neuesten chinesischen Schwierigkeit in Kiangsi, Fukien, Hunan und 
Hupe, die gleiche umgekehrte Erfahrung in ihrem eigenen Küstengebiet machen 
mußten, und daß die früher von beiden Festlandnachbarn so stiefmütterlich be- 
handelte Mandschurei in beiden Fällen als bremsender Friedensengel problema- 
tischen Wertes auftreten konnte. 

Diese an die Kunst des Mühlfahrens erinnernde geopolitische Lagengunst der 
Mandschurei wird vielleicht am besten aus zwei ostasiatischen Spottbildern deut- 
lich. Auf dem einen naht der junge Marschall Chang-Hsue-Liang offen, den Palm- 
zweig zwischen der „Pseudo-Zentralregierung Nanking“ (Legendre) und den an- 
greifenden Militaristen des Nordens schwingend. In diesem Fall sind die 19 chinesi- 
schen Sowjetregierungen, die Kommunisten in Changsha diskret hinter der Szene. 
Im andern Bild bremst der Sowjet-Zugführer nachdenklich vor dem Aufruhr im 
eigenen Amurgebiet ab. Hinter der Szene bleibt der Herr der Mandschurei, der 
zur Unterdrückung des Aufstands die Benützung seiner ganz gebliebenen ost- 
chinesischen Bahn verbietet. — Man muß also bei ostasiatischen Spottzeichnungen 
manches hinzudenken, das hinter den Zeilen unausgesprochen bleibt — und doch 
in der Welt ist! 

„Chinesische Undurchsichtigkeiten“ — so hat deshalb, mit einem über- 
aus treffend gewählten Schlagzeilchen, die „Frkf. Ztg. v. 30. 7. 1930 einen Aufsatz 
bezeichnet, in dem sie sich mit einem großzügigen Vortrag von Professor Schüler, 
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dem Nachfolger Richard Wilhelms — einem gründlichen Kenner, namentlich der 


. jetzt so wichtigen chinesischen Agrar- und Sozialprobleme — auseinandersetzte, 
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und ihm, wie auch wir, in allem Wesentlichen zustimmte. 
Seit diesem Vortrag, den wir (Frkf. Ztg. v. 31. 7. 1930 Auszug) im Wortlaut zur 


‚Nachlesung empfehlen, hat das Nachrichtenspiel sich fast überstürzt, das Programm 


der linken Opposition (Wang-Ching-Wei), (u. a. D. A. Z. v. 30. 7. 1930) mit seinen 
sehr problematischen Unterlagen geliefert, die Einzelheiten über die Einnahme 
von Changsha durch die Kommunisten, und die Verluste von Kiangsi nach dem 
Honkonger Handelskammer-Bericht. In diesem ziemlich unsentimentalen Bericht 
ist der Verlust von 43 aus den 53 Gauen mit rund 800 Mill. RM. seit 31. 7. 1929, 
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mit einigen 37000 zerstörten Häusern und 80000 Ermordeten — in einer ein- 
zigen Provinz: Kiangsi, glaubhaft nachgewiesen. Selbst ein Land von der uner- 
hörten Erneuerungsfähigkeit Chinas kann solche Aderlässe auf die Dauer nicht 
aushalten. In Fukien, Kiangsi und Hunan kann von einer irgendwie geordneten 
Regierung überhaupt nicht mehr gesprochen werden; Honan und der größte Teil 
von Shantung sind verwüstete und ausgeplünderte Kriegschauplätze, und Hupe ist 
ebenfalls im Begriff, in den Strudel zu gleiten. Ganz unrecht wird man der 
„Prawda“ nicht geben können, wenn sie jubelt: „Der Fall von Changsha be- 
leuchte blitzartig die Wackligkeit der Nankinger Regierung und ein mächtiges 
Aufwärtsringen im revolutionären Kampf der chinesischen Massen. Die Schaffung 
einer Sowjetregierung in China sei nun eine Forderung des Tags, wobei eine 
korrekte Lösung der Agrarfrage die drängendste Aufgabe sei. Die Kommunisten 
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müßten kühn das Begehren der armen Bauern, Kulis und Landarbeiter nach Auf- 
teilung des Landes unterstützen. Die Verbindung mit dem bäuerlichen Mittelstand 
(nachher Kulaken!) müsse um jeden Preis gewahrt werden... .“ „Das Proletariat 
von Hankau und Shanghai und aller andern chinesischen Industrieplätze müßte 
in den Wirbel gezogen werden, und Sowjetschlagworte jedes Dorf durchdringen, 
das noch-unter Kuomintang-Macht sei.“ 

Kein Wunder, wenn auch der linke Flügel unter Wang-Ching-Wei in seinem 
Pekinger Manifest einen Trennungsstrich zieht und von gebrochenen Verträgen 
zwischen China und den Sowjets spricht. Verträge hält Moskau nur mit sehr 
starken Partnern — wenigstens in Süd-Ost-Asien. 

Nur der Umstand, daß man in Moskau Japan für einen solchen Starken hält, 
und durch das Aufflammen der Bergwerks- und Agrarrevolution im Amur- und 
Ussurigebiet im Juni und Juli an die Schwäche der eigenen tönernen Füße dort 
peinlich erinnert wurde, läßt die relative Ruhe in der Mandschurei und Mongolei 
verstehen, sowie die Tatsache, daß man in Nanking sogar daran denken konnte 
(22. 5. ı930 und seither), wieder den Versuch zur Rückgliederung der Mongolei 
zu machen. 

Aber die vor kurzer Zeit von dem Neuseeländer J. B. Condliffe in London 
wieder einmal in einem Vortrag hervorgehobene Blüte der mandschurischen Länder- 
gruppe mitten im Wettbewerb zwischen dem Westwärtsdruck Kanadas und der 
USA., dem Ostdrang der Sowjets und dem nördlichen Ausdehnungs- und An- 
lehnungsbedürfnis Chinas und Japans ist natürlich auch eine Weltfriedensgefahr. 
Condliffe vergleicht die dadurch hervorgerufene Gleichgewichtsveränderung fast 
jener, die einst bei der Anerkennung der Südamerikaner Canning in den Ruf aus- 
brechen ließ: „Novus nascitur ordo?“ Gewiß hat sich die heute etwa 30 Mill. Ein- 
wohner umfassende Volkszahl seit dem Beginn des Weltkriegs verdoppelt; die 
Schätzungen der Fassungsfähigkeit schwanken zwischen 60 und ı 00 Millionen; und 
die Not des eigentlichen chinesischen Volksbodens führt den drei östlichen Pro- 
vinzen unaufhaltsam neue Millionen — zwischen ı und 2 jährlich — zu. Die 
Zusammensetzung der Bevölkerungsmasse ist schwer zu sichten: die Zahl der ein- 
gewanderten Koreaner wird zwischen 400000 und ı Million, in Japan auf etwa 
760000 geschätzt, zu denen 240000 Japaner kommen. 

Dann erörterte der Vertreter eines rohstoffreichen, fast leeren Landes die Be- 
deutung der Mandschurei als Ventil für den japanischen Volksdruck, noch mehr 
als Rückhalt für den Rohstoffmangel des überindustrialisierten Inselreichs. „Die 
Japaner fühlten klar und endgültig, daß der Zutritt zu den Rohstoffen Chinas und 
der Mandschurei im besonderen und zu den chinesischen Märkten eine Sache auf 
Leben oder Tod für sie war.“ 

„Wenn es zu einer Weltrevolution kommt, würde der nächste Akt in ihrer Ent- 
wicklung unvermeidlich in einem der großen asiatischen Völker sein.“ „Führt 
die kapitalistische Entwicklung zu revolutionärer Lösung oder sind wir mit einer 
internationalen Entwicklung so weit, daß wir an Kooperation, gegenseitige Be- 
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_ reicherung und gesteigerte Wohlfahrt aller denken können“ —? „Das sei die letzte 
Frage der Staatskunst im Pazifik und in der Mandschurei im besondern“ aber 
„niemand könne sagen, daß der Friede von Versailles Gottes letztes Wort sei“ 
(Condliffe, nach einem japanischen Redner in Kyoto). 

_ Niemand wird den Neuseeländer Staatsschriftsteller verkappter Germanophilie 
 bezichtigen können! — Wenn er ausspricht, was auch jeder geopolitisch Wissende 
in Mitteleuropa denkt. 


OTTo MauLt: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Kanadas Parlamentswahlen und Regierungswechsel. — Vereinigte Staaten (Zollkrieg gegen USA. 
— Keine Besserung der Wirtschaftslage. — Bevölkerungssumme 1930. — Differenzen zwischen 
den Vereinigten Staaten und der Sowjet-Union. — Der amerikanische Anteil an der Welt- 
handelsflotte. — Das geistige Amerika. — Englische Marinestationen vor Amerikas Küste). — 
Das Mexikanische Schuldenabkommen. — Unruhen in Parahyba und Pernambuco. — Bolivien, — 
Chile (Regierungsfeindliche Kundgebungen. — Zur Compania de Salitre de Chile. — Welt- 
stickstoffpakt). — Argentiniens Ansprüche in der Antarktis. — Panamerikanischer Gedanken 
und Nationalismus Iberoamerikas. — Immer engere Verkehrsverbindung zwischen Amerika 
und Europa. 


In Kanada sind die Würfel gefallen. Die Parlamentswahlen vom 28. Juni 
haben eine schwere Niederlage der Liberalen und einen ebenso entscheidenden 
Sieg der Konservativen gezeitigt. Das frühere, 1926 gewählte Parlament, das 
245 Mitglieder zählte, setzte sich aus ııg Liberalen und ı2 Fortschrittlichen auf 
der einen Seite und 89 Konservativen und ıı geeinten Farmern auf der anderen 
Seite, ferner aus g Radikalen, 3 Sozialisten und 2 Unabhängigen zusammen. Im 
neugewählten Parlament ist dagegen die Verteilung der Sitze folgende: 138 Konser- 
vative und ıo Farmer, 85 Liberale und 2 Fortschrittler, 5 Radikale, 3 Sozialisten 
und 2 Unabhängige. Den Konservativen ist auf jeden Fall eine Mehrheit von 
26 Stimmen gesichert. Die Partei empfiehlt sich damit als Regierungspartei. Der 
liberale Premierminister Mackenzie King hat die Konsequenzen gezogen und dem 
Generalgouverneur von Kanada sein Rücktrittsgesuch eingereicht. Entsprechend 
hat sich-der Führer der Konservativen, Bennett, zur Kabinettsbildung bereit er- 
klärt. Die politischen Gründe dieses außerordentlichen Umschwungs sind sehr 
offensichtlich. Sie sind der Methode nach in dem ausgeprägten Zweiparteiensystem 
Kanadas zu sehen. Die Ursache liegt dagegen sehr viel tiefer: sie ist in der Wirt- 
schaftslage Kanadas begründet, die durch die wirtschaftliche Krise der Vereinigten 
Staaten und das Sinken der Getreidepreise auf dem Weltmarkt schwer in Mit- 
leidenschaft gezogen worden ist. Der liberale Premier Mackenzie King, der 
Nachfolger Wilfrid Lariers, hat sich zwar ernsthaft bemüht, der wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten Herr zu werden, hatte aber gegenüber der Ungunst der Verhält- 
nisse keine besonderen Erfolge aufzuweisen. Es war darum bei der Maschinerie 
eines Zweiparteiensystems gar selbstverständlich, daß die liberale Partei, die sei 
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neun Jahren (mit Ausnahme einer dreimonatigen Unterbrechung im Jahre 1926) 
den Premier stellte, abtrat und der konservativen Partei Platz machte. Der be- 
sondere Anlaß zum Sturz der Liberalen war ihr freundschaftliches Verhältnis zu 
den Vereinigten Staaten, eine Beziehung, die bei der Aufrichtung der vereins- 
staatlichen Zollmauer wie gegen alle Welt so auch gegenüber Kanada der empire- 
freundlichen konservativen Partei Oberwasser geben mußte. Der liberalen Partei 
ist von der anschwellenden Opposition vorgeworfen worden, daß sie den Zolltarif 
der Vereinigten Staaten nicht kräftig. genug bekämpfe. Darüber kam es zum 
Konflikt wegen des vorgelegten Budgets im Abgeordnetenhaus und zur Auflösung 
des Parlaments. Natürlich sucht die Opposition die Liberalen für die Gesamtheit 
der kanadischen Wirtschaftsschwierigkeiten verantwortlich zu machen. In der 
Provinz Quebec z. B., wo die Industrie in sehr schwieriger Lage ist, haben die 
Liberalen ein Drittel ihrer Mandate verloren. In Montreal wurde der Regierung 
vorgeworfen, daß sie dem Vordringen der neuseeländischen Butter zu geringen 
Widerstand entgegengesetzt habe. Die Prärienprovinzen haben schließlich die Aus- 
wirkung der Maßnahme des Getreidepools als unglücklich empfunden, weil sie den 
Preis des kanadischen Getreides über dem Weltmarktpreis hielt und damit den Ver- 
kauf schädigte. Auch das Arbeitslosenproblem hat eine wichtige Rolle mitgespielt. 

Die neue Regierung will die Zölle gegenüber den Vereinigten Staaten erhöhen 
und wird damit die handelspolitischen Beziehungen zu dem großen Nachbarn 
"verschärfen. Sie plant demgegenüber, England Vorzugszölle zu gewähren, will aber 
von England auch das Zugeständnis der Begünstigung der kanadischen Einfuhr 
verlangen, huldigt also der Empire-Free-Trade-Bewegung. Kanadas neue Regierung 
erweist sich damit als schutzzöllnerisch im Rahmen der Empire-Einheit und be- 
kundet die Treue zu dieser, wobei allerdings die Idee des „Canada first“ keinen 
Augenblick zurückgedrängt wird. Kanada ist auf diese Weise von den Vereinigten 
Staaten erheblich abgerückt. Allein der Sieg der Konservativen wird der englischen 
Labourregierung kein angenehmes Symbol sein. 

Kanadas Regierungswechsel ist nur .eine unter den deutlichen Kampfansagen 
im Zollkrieg gegen die Vereinigten Staaten. Unter den europäischen 
Staaten hat anscheinend Spanien den Kampf mit sichtlichem Erfolg aufgenommen. 
Einer Meldung der „Frankfurter Zeitung“ zufolge soll Ford eine Autofabrik in 
Barcelona, die 600 Arbeiter damit beschäftigte, aus Amerika gesandte Wagenteile 
zusammenzusetzen, geschlossen haben. Zum mindesten ist über die amerikanische 
Automobilindustrie eine schwere Krise hereingebrochen (,„Wirtschaftsdienst“ H. 29), 
zu der die Zollerhöhungen Frankreichs und die Abwehrmaßnahmen Italiens ihr 
gut Teil beigetragen haben. In der europäischen Automobilindustrie ist eine 
Entente zwischen Deutschland, Frankreich, Belgien, Italien, Österreich und der 
Tschechoslowakei gegen Amerika erwogen, aber auch durch den Hinweis auf 
mögliche amerikanische Vergeltungsmaßregeln kritisiert worden. Eine Erklärung 
des demokratischen Senators Swanson will den Gesamterfolg der antiamerika- 
nischen Gegenmaßnahmen in der allgemeinen Wirtschaftsdepression der Ver- 
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einigten Staaten überhaupt sehen. Die Ausfuhr des Monats Juni sei die niedrigste 
seit sechs Jahren. Im Juli erreichte die Ausfuhr (269 Mill. Dollar; Einfuhr 
_ ro Mill. Dollar. In beiden Fällen über 300/, weniger als im Vorjahr) den tiefsten 
- Stand seit zehn Jahren. Unstreitig ist keine Besserung in der Wirtschaftslage 
‚der Vereinigten Staaten eingetreten. Die Hoffnung, daß sich die Produktion 
bald wieder beleben werde, hat sich zum Nachteil des Ansehens der Bundes- 
regierung, die jene mit ihren Maßnahmen genährt hatte, nicht erfüllt. Betriebs- 
einschränkungen, zeitweise Betriebsstillegungen sind namentlich in vielen Zweigen 
der Industrie an der Tagesordnung. („Wirtschaftsdienst* H. 30, $. 1292). Die 
Ziffer der Arbeitslosen wächst und ist neulich mit 6!/, Millionen angegeben 
worden, einer Schätzung, die freilich nicht auf amtlichen Unterlagen beruht. 
In der Landwirtschaft ist die Wirtschaftslage durch die Dürre dieses Sommers 
außerordentlich erschwert worden, die finanzielle Maßnahmen des Federal Farm 
Boards zur Folge machte, die aber nicht verhindern konnten, daß die Getreide- 
preise an den Börsen von Chicago und New York sprunghaft angestiegen sind. 
Gegenüber der Geschäftslage im ganzen knüpft man im Augenblick nur noch 
Hoffnungen an die Tatsache, daß der Konsum nicht so stark zurückgehe wie die 
Produktion; denn der Produktionsrückgang dauert schon ein Jahr an, demgegen- 
über werden sich natürlich die Bedürfnisse eines ı20 Mill. Volkes, die Wirt- 
schaft wieder belebend, geltend machen müssen. So beurteilt der Julibericht der 
National City Bank die Lage. 

Nach den vorliegenden Ergebnissen der Volkszählung beträgt die Bevölke- 
rungssumme der Vereinigten Staaten (unter Ausschluß der Kolonien) zur 
Zeit 122728873 Menschen. Bei Einbeziehung der Kolonien beziffert sich die Be- 
völkerung des amerikanischen Reiches auf 137 501 561. Trotz Beschränkung der 
Einwanderung und Geburtenabnahme hat sich für das Mutterland die stärkste 
zahlenmäßige Vermehrung während der letzten zehn Jahre ergeben. 

Unter den außenpolitischen Beziehungen sind am Ende des vorigen Monats 
und Anfang August merkwürdige Differenzen zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjet-Union entstanden. Anlaß war das Übergreifen der 
rein politischen antibolschewistischen Einstellung maßgebender Kreise auf das 
handelspolitische Gebiet. Es wurde namentlich durch die Untersuchung der Fish- 
Kommission im Repräsentantenhaus ausgelöst. Ihr Vorsitzender hat in einem 
Rundfunkvortrag erklärt, daß die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten 
eine Sektion der Dritten Internationale sei und ihre Befehle direkt von Moskau 
erhalte. Fish erklärte ferner, daß die Beamten der russischen Handelsdelegation 
hohe Kredite von amerikanischen Banken erhalten hätten, und forderte ganz all- 
gemein die Deportierung der Kommunisten, wenn sie ihr Treiben nicht einstellten. 
Schon seit dem Frühjahr wurden dem russischen Handel in Amerika Schwierig- 
keiten bereitet (so der Einfuhr der russischen Kohle, russischer Streichhölzer, 
russischen Holzes). Diese Maßnahmen sind vorwiegend durch amerikanische 
Interessentengruppen gefordert worden, — so hat z.B. auch die amerikanische 
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Manganerzindustrie betont, daß sie binnen kurzem zugrunde gerichtet sei, wenn 
der Import aus Rußland nicht eingestellt werde — ohne damit aber der Gesamt- 
heit der amerikanisch-russischen Wirtschaftsbeziehungen zu dienen. Die russische 
Handelsdelegation konnte es infolgedessen wagen, mit der Einstellung ihrer Tätig- 
keit, besonders ihrer Käufe in Amerika zu drohen; und die amerikanische Re- 
gierung ist nicht taub gegenüber solchen Stimmen gewesen. Sie hat die Geschäfts- 
kreise und die amerikanischen Gewerkschaften, die auf einen Abbruch der Han- 
delsbeziehungen mit Rußland drängen, darauf hingewiesen, daß dadurch dem 
vereinsstaatlichen Außenhandel, der schon unter der schlechten Wirtschaftslage 
leide, weitere empfindliche Einbußen entständen. Nicht zuletzt hat der scharfe 
und eindringliche Ton der Moskauer ‘Presse, die mit feinem Geschick die tat- 
sächlichen Wirtschaftsbeziehungen zergliedert hat, die halboffizielle Erklärung 
Amerikas veranlaßt. Während in den letzten Julitagen auf beiden Seiten die Be- 
sorgnis offensichtlich war, daß es zum Abbruch der handelspolitischen Beziehungen 
zwischen den beiden Mächten kommen könne, hat die Union in den ersten 
Augusttagen überraschend schnell eingelenkt. Das Schatzamt hat die Hafenbehörden 
angewiesen, die Einfuhrverbote für russische Waren aufzuheben, und der Friede 
ist damit, wenigstens auf handelspolitischem Gebiet, zwischen dem Bolschewismus 
und dem Kapitalismus geschlossen. Was für den amerikanischen Kapitalismus 
auf dem Spiele stand, zeigen folgende Zahlen: 1929 bezog die Union für 22,5 Mill. $ 
aus der Sowjet-Union, sie lieferte aber für 84,7 Mill. $ dorthin. Im Gefolge dieses 
Friedensschlusses hat der russische Vizekommissar für Landwirtschaft Aufträge 
(Landwirtschaftliche Maschinen) von fast 200 Mill. RM. an Amerika erteilt. 

Der amerikanische Anteil an der Welthandelsflotte (69,61 Mill. t) be- 
trägt 15,7°/, (= 10,65 Mill. t gegenüber 11,04 Mill. t im Vorjahr). Im Vergleich 
dazu beläuft sich der englische auf 29,9°/,, der japanische auf 6,30/,, der deutsche 
auf 6,20/,, der norwegische auf 5,4 °/,, der französische auf 5,1 °/,, der italienische 
auf 4,80/,, der holländische auf 4,50/,- 

Das geistige Amerika? Deutschland klagt über die Überfüllung seiner Hoch- 
schulen, die etwa 100000 Studierende zählen. Die Studierenden an den Hoch- 
schulen der Vereinigten Staaten, deren Bevölkerungsmenge etwa doppelt so groß 
ist wie die deutsche, betragen über eine Million. Deutschland müßte dement- 
sprechend, in Anbetracht, daß die Altersklassen der beiden letzten Mittelschulklassen 
des deutschen Unterrichtsaufbaus in Amerika schon die Hochschulen besuchen, 
etwa 250000 Studierende haben. Diese Zahlen sprechen für sich. Es scheint nicht 
mehr lange angebracht zu sein, in den Vereinigten Staaten ein nur lediglich 
materiell eingestelltes Land sehen zu wollen. Amerika schafft sich seine geistige 
Schicht in einem Ausmaße, das auch amerikanisch zu nennen ist, und das aber 
vor allem von den Kulturländern des alten Kontinents beachtet werden sollte. 

Hoover hat den Flottenpakt unterzeichnet, und er ist sicher dabei gestützt 
worden durch einen guten Teil der öffentlichen Meinung Amerikas. Doch auch 
die Befürworter einer großen Flotte, die Big-Navy-Leute, haben einen großen 
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Anhang hinter sich. Mit der Angleichung der Flotten scheinen sich übrigens die 
Vereinsstaatler auch nicht zufrieden geben zu wollen. In der Begründung der 


e Vorbehalte zu dem Londoner Abkommen hat der demokratische Senator Mc Kellar 


ausgeführt, daß die Aufrechterhaltung der englischen Marinestationen dicht 


‚vor Amerikas Küste — Halifax, Bermudainseln, Jamaika und Trinidad — bei 
den durch den Pakt geschaffenen Beziehungen undenkbar seien. 

Daß Mexiko dreimal innerhalb einer Spanne von 10 Jahren — 1922, 1925 
und jetzt— Schuldenabkommen mit seinen Gläubigern hat abschließen müssen, 
beleuchtet nur zu deutlich seine Finanzlage. Der neue Plan bedeutet für Mexiko 
so etwas ähnliches wie der Dawes-Plan für Deutschland, wenn auch die Siche- 
rungen erheblich geringer sind. Die Zahlungen sind gesichert durch die ge- 
samten Aus- und Einfuhrzölle. Diese Beträge sollen hinreichen für den laufenden 
Zinsen- und Tilgungsdienst wie auch für die Einlösung der rückständigen Zinsen. 
Trotz mehrerer wichtiger Zugeständnisse konnten die Gläubiger ihren Kapitalan- 
spruch voll aufrechterhalten. 

Über den weiteren Verlauf und den Umfang der Aufstandsbewegung in 
dem brasilianischen Staat Parahyba ist wenig Sicheres bekannt geworden. 
Meldungen berichteten von Kämpfen zwischen Aufständischen und Regierungs- 
truppen, von der Ermordung des Staatspräsidenten von Parahyba. Auch auf den 
Nachbarstaat Pernambuco sollen die Unruhen übergegriffen haben. Die jüngste 
Nachricht sagt, daß die Aufständischen besiegt und entwaffnet seien. In Bolivien 
scheint es dagegen ruhig geworden zu sein. Die Zeitungen haben nur noch be- 
richtet, daß der bolivianische Generalstabschef Kundt, der deutscher Herkunft ist und 
darum beim Siege der Revolution in der deutschen Gesandtschaft Zuflucht ge- 
funden hatte, das Land mit Zustimmung der Regierung verlassen hat. Der außer- 
ordentlich schweren Wirtschaftskrise, die über Bolivien hereingebrochen und über 
die schon früher berichtet worden ist, hält an, ohne daß eine Besserung zu er- 
kennen ist. In Chile ist kürzlich eine Verschwörung gegen die Regierung auf- 
gedeckt worden. Regierungsfeindliche Kundgebungen aus studentischen 
Kreisen haben die Veranlassung zur Schließung der Universität gegeben. In Er- 
gänzung zu früheren Mitteilungen mag erwähnt werden, daß sich der Compania 
de Salitre de Chile, die sich die Zusammenfassung und Rationalisierung der 
chilenischen Salpeterwirtschaft als Aufgabe gestellt hat, 28 chilenische Salpeter- 
erzeuger anschließen werden. Das bedeutet eine Konzentration der chilenischen 
Salpeterproduzenten zu etwa gı°/, der Gesamterzeugung. Die gesamten Aktiven 
sollen über 375 Mill. $ betragen. Zwecks technischer Rationalisierung soll das 
Guggenheimverfahren eingeführt werden, das nicht nur intensivere Ausnützung 
des Rohsalpeters und Betriebsverbilligung (bis zu 40°/,) gewährleisten, sondern auch 
den Abbau von Vorkommen mit nur 8°/, Salpetergehalt ermöglichen soll. Bisher 
bezeichnete Rohsalpeter mit ı5 bis ı6°/, Salpetergehalt die untere Grenze der 
Rentabilität. Freilich ist viel weniger eine Zersplitterung auf bisher nicht abbau- 
würdige Vorkommen als eine Konzentrierung der Salpeterwirtschaft geplant. In 
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der Hauptsache sollen die besten Betriebe auf das neue Verfahren umgestellt, die 


schlechteren dagegen stillgelegt werden. Eine solche Maßnahme, die Rationali- 


sierung und Konzentration zugleich verbürgt, ist natürlich nur möglich, wenn 
die gesamte Industrie in einer Hand, d. h. eine einzige Gesellschaft an der 


Umstellung wie an der Stillegung der Betriebe interessiert ist. Über die Ablösung 


der Exportsteuer, die zeitweise 240 Mill. Pesos im Jahr betragen, aber die Kon- 
kurrenzfähigkeit des Chilenischen Salpeters am Weltmarkt sehr erschwert hat, 
durch die Überweisung der Hälfte des Gesellschaftskapitals an die Regierung, ist 
schon berichtet worden. Für die drei Jahre 1931/33 garantiert die Gesellschaft 
der Regierung ein Minimum von 180 Mill., 160 Mill. und 160 Mill. Pesos. Nach 
1933 wird dagegen der Chilenische Staat nur das Einkommen aus seiner Be- 
teiligung beziehen, das sich allerdings durch eine 6proz. Einkommensteuer ver- 
mehrt. Die Dividende muß freilich mindestens ı20/, betragen, wenn die Regierung 
die Garantie von 1931 erreichen soll. Das gesamte Kapital der Gesellschaft soll 
3 Milliarden Pesos betragen. 1,5 Milliarden Pesos verteilen sich dementsprechend 
auf die 28 chilenischen Gesellschaften. Die Guggenheimgruppe bezieht zur Zeit 
etwa 35°/, der Salpetergruben. (Nach der „Frankfurter Zeitung‘). 

An dieser Stelle muß auch des Abschlusses der Convention Europeenne de 
V’Industrie de l’Azote („Cia“) gedacht werden, die durch den Zutritt der chile- 
nischen Salpeterindustrie gleichsam zu einem Stickstoff-Weltpakt geworden 
ist. Belgien, Chile, Deutschland, England, Frankreich, Holland, Italien, Norwegen, 
Polen und die Tschechoslowakei sind Vereinbarungen eingegangen, in denen sich 
die einzelnen Überschußländer verpflichtet haben, jeweils im einzelnen sich be- 
stimmten Einschränkungen ihres Exports zu unterwerfen. Bei der Festsetzung der 
Einschränkungen soll die Lage des jeweiligen Inlandmarktes berücksichtigt wer- 
den. Eine Ausgleichskasse, zu der alle Beteiligten im Verhältnis ihrer Kapazität 
beitragen, soll die Überschußware aufkaufen und auf spätere Absatzmöglichkeiten 
hin lagern und auch Entschädigungen für die notwendig gewordenen Einschrän- 
kungen zahlen. Die Notwendigkeit des Paktes und namentlich auch seine Bedeutung 
für Chile zwecks Vermeidung eines Preiskampfes ergibt sich aus folgenden Produk- 
tionszahlen (in 1000 t Reinstickstoff) für die Jahre 1913, 1925 und ı92g: 


Chile- R 
Salpeter 


Synthetischer Stickstoff (ohne Kokerei-Ammoniak) 


Deutschland | Norwegen | England | USA. | Frankreich | Italien a Japan 
1913 433 12 ı5 — _ | 3 | 3 L 
1925 375 | 446 27 13 TI 14 13 43 
1929 510 677 | 61 110 7 | 64 | 50 57 


Dazu kamen außerdem im Jahr 1927/28 noch 430000 t Reinstickstoff in Form 
von Ammoniumsulfat aus Kokereien und Gasanstalten auf den Markt, von denen 
Deutschland etwa 100 000 t lieferte. Ihre Bedeutung erlangt die Vereinbarung natür- 
lich erst aus der Tatsache, daß es sich in hohem Grade um einen Weltpakt han- 
delt. Denn die „Cia“ umfaßt unter Hinzurechnung der Kalkstickstoffindustrie 
mehr als 980/, der europäischen Stickstofferzeugung und einschließlich der Chile- 
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_ salpeterindustrie etwa 800/, der Welterzeugung. Die Vereinbarung ist für ein Tab? 
geschlossen, aber mit der Absicht, sie zu einem langfristigen Kartell auszudehnen 
(Nach der „Frankfurter Zeitung“). 


Neben dem Britischen Reich, Frankreich, Norwegen und den Vereinigten 


‚Staaten, die ihre Forderungen auf Grund der Byrd-Expedition auf diplomatischem 


Wege den Mächten unterbreiten wollen (Äußerungen des Staatsdepartements), hat 
sich jetzt auch Argentinien wieder auf seine Ansprüche in der Antarktis 
und auf die subantarktischen Inseln besonnen. Seit vielen Jahrzehnten erhebt es 
solche auf die Falklandsinseln, deren Rückgabe bis 1933 gefordert wird. Zu den Falk- 
landsinseln werden dabei aber die gesamten englischen Falkland Islands Dependen- 
cies gerechnet, die Südgeorgien, Südorkney, Südsandwich, Südshetland, Graham- 
land, überhaupt das gesamte Gebiet südlich vom 50° bis zum Südpol zwischen 
20° und 50° W und südlich von 58° bis zum Südpol zwischen 50° und 80° W um- 
schließen. (Nach Petermanns Mitteilungen 1930. S. 204.) Es ist kaum zu erwarten, 
daß sich England der Gesamtheit dieser Ansprüche gegenüber gefügig erweisen 
wird. Denn für England bedeuten die Beziehungen in diesem Gebiet die Deckung 
der Durchfahrt vom Atlantik zum Pazifik um die Südspitze Südamerikas, und 
die Falklands-Inseln stellen darunter das einzig ständig besiedelte Gebiet dar. 

Brasilien und Kuba haben auf die Informierung über Briands Europaprogramm 
hin diesem ihre Sympathie ausgesprochen und mit dem Hinweis auf den pan- 
amerikanischen Gedanken geantwortet, der das Ziel der amerikanischen 
Staaten seit einem Jahrhundert sei. In diesem Zusammenhang dürfen Betrach- 
tungen des deutschen Gesandten in Chile, Olshausen, eingeflochten werden, die sich 
mit den hier öfters geäußerten weitgehend decken. Olshausen leitet aus der durch- 
schnittlich kräftigen wirtschaftlichen Entwicklung der südamerikanischen Staaten 
das Anwachsen der nationalistischen Ideen Iberoamerikas ab, die sogar 
ihren Ausdruck fänden in der bewußt bejahten Idiomentwicklung des Spanischen 
und Portugiesischen. Bei aller Liebenswürdigkeit des Iberoamerikaners den Frem- 
den gegenüber seien diese aber doch eigentlich nur geduldet. In engem Zusammen- 
hang mit dem starken Staatswillen stünde auch die protektionistische Politik auf 
wirtschaftlichem Gebiet. Dieser Nationalismus richte sich aber trotz aller pan- 
amerikanischen Bestrebungen vornehmlich gegen den wirtschaftlichen und poli- 
tischen Einfluß der Vereinigten Staaten. 

Der zunehmenden politischen Isolierung gegenüber der Alten Welt steht aber 
die immer engere Verkehrsverbindung zwischen Amerika und Europa 
entgegen. Durch die Zusammenarbeit von Dampfer und Flugzeug, der Hamburg- 
Südamerika-Linie und der deutschen Lufthansa, ist es gelungen, einen Postdienst 
einzurichten, der eine Postsendung in acht Tagen von Berlin nach Südamerika 
bringt: Schnellzug Berlin—Stuttgart, Flugzeug nach Barcelona, Spezialflugzeug nach 
Cadiz, Flugboot nach Las Palmas, Dampfer bis Fernando do Noronha, Flug- 
boot nach Rio de Janeiro. Durch Nachbringeflüge Köln—Cherbourg werden 
ebenso in dem Europa-Nordamerikadienst drei Tage eingespart. 
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: Max BEER: 
Das europäische Gespräch über das europäische Schicksal II 


Die kleinen besiegten Staaten 


In der Gruppe der kleineren Besiegten des Weltkrieges beschäftigt sich 
Österreich, fast neutral und ein wenig westlich gestimmt, am freundlichsten 
mit der französischen Iniative, ohne allerdings die Sonderauffassung dieser Gruppe 
zu verschweigen. Es beklagt den unbefriedigenden europäischen Zustand, der 
„nirgends schmerzlicher empfunden wird als in Mitteleuropa“, rühmt eingehend 
den Völkerbund als die unbedingt höchste Instanz und feiert das Völkerbunds- 
sekretariat und seine bisherigen Leistungen auf europäischem Gebiet. Als Vorbild 
für das Exekutivkomitee erinnert die Note an das frühere „Österreichkomitee“ 
des Völkerbundsrates und hält schließlich wirtschaftliche Fortschritte nur dann 
für möglich, wenn der Friede wirklich befestigt ist, was neue Methoden erfordere. 

Bulgarien weist auf die „tiefgehende politische und wirtschaftliche Unordnung 
in Europa“ und auf die Notwendigkeit hin, die europäische Union durch „frei- 
willige Zugeständnisse“ zu verwirklichen. Es verlangt Schutz und politisch-wirt- 
schaftliche Hilfe für die schwächeren Mitglieder und regt eine besondere Er- 
klärung an, in der die moralische Einheit Europas, die völlige Gleichheit der 
Staaten, der Verzicht auf den Krieg, aber auch auf andere Druckmittel proklamiert 
würde. Es verlangt Anwendung gewisser Klauseln der Friedensverträge und des 
Völkerbundspaktes, vor allem der Minderheitenschutz- und Abrüstungsbestimmun- 
gen. Ist für den Augenblick Verbesserung der Friedensverträge auf Grund Art. ı9 
nicht möglich, so müßten wenigstens die anderen Klauseln durchgeführt werden. 

Ungarn fordert, daß alle Ungleichheiten in der freien Ausübung der Souve- 
ränitätsrechte beseitigt werden, führt Klage darüber, daß gewisse Abkommen 
zwischen verschiedenen Staaten — womit die Kleine Entente gemeint ist — im 
Widerspruch zu den Grundsätzen friedlicher Organisation stehen und erwartet, 
daß sie nicht in das neue Europa übernommen werden. Die Note wünscht, daß 
der neue Verband nicht den Völkerbund schwächen, aber andrerseits seine Lücken 
ausfüllen möge, wobei sie daran erinnert, daß gewisse Bestimmungen, die bereits 
im 'Völkerbund enthalten sind, bisher nicht ihrer Bedeutung entsprechend an- 
gewandt und ausgelegt worden sind. Sie unterstreicht die Notwendigkeit, Mittel 
zur Beilegung nicht nur juristischer, sondern auch der schwierigsten politischen 
Fragen zu finden, unternimmt im Namen der Gleichberechtigung aller Staaten 
einen Vorstoß gegen das System der ständigen Sitze im Völkerbundsrat, geht aus- 
führlicher auf das Minderheitenproblem und seine Bedeutung für eine friedliche 
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neue Organisation ein, erklärt sich aber schließlich bereit, diese verschiedenen Thesen 
zugunsten einer vorläufigen wirtschaftlichen Zusammenarbeit zurückzustellen. 


Die großen Staaten 


Spanien, das den Übergang von den Neutralen zu der Gruppe der großen Staaten 
_ bildet, nimmt, obgleich es nach Belgien geographisch und kulturell Frankreich am 
nächsten steht, eine sehr kühle Haltung ein. Wie Portugal erhebt es Vorbehalte, die 
sich aus seinen Beziehungen zu den rasseverwandten Ländern Amerikas und aus 
kolonialen Gesichtspunkten ergeben. Es sieht die Organisation Europas vor allem in 
der Form periodischer oder außerordentlicher, ganz wesentlichen Gemeinschaftspro- 
blemen gewidmeter Konferenzen, schöpft offenbar aus seinen eigenen früheren Rats- 
nöten heraus Bedenken gegen ein enges Politisches Komitee, dessen Beziehungen zu 
der Konferenz geklärt werden müßten, meint zu Briands Arbeitsprogramm, daß es 
durchaus dem Völkerbund anvertraut werden könne und keiner neuen ähnlichen Or- 
gane bedürfe, und spart alle anderen Fragen für die kommende Septembertagung auf. 

Den Übergang von der Gruppe der besiegten Staaten zu den Großmächten 
bildet Deutschland: seine Antwort ist die diplomatischste und geschickteste, 
vielleicht zu diplomatisch und zu geschickt. Aber da Deutschland keines Laut- 
sprechers bedarf, weil auch seine geflüsterten Worte in alle Ecken aller Kanzleien 
schallen, läuft es nicht Gefahr, mißverstanden zu werden. Tatsächlich sind trotz 
aller Höflichkeit und Ruhe die deutschen Thesen nicht zu verkennen, wenn ge- 
sagt wird, daß „die gesamte gegenwärtige Gestaltung des Kontinents in politischer 
und wirtschaftlicher Hinsicht die Entwicklung hemmt, die den natürlichen 
Lebensbedingungen der Völker entspricht“, wenn von den „Mängeln der Struk- 
tur Europas“, dem deutschen Interesse an ihrer Beseitigung, einer „mutigen 
Reform der einmal als unhaltbar erkannten Verhältnisse“, „einer Befriedung 
Europas, die nur auf den Grundsätzen der Gerechtigkeit und Gleichheit beruhen 
kann“, gesprochen wird. Auch hat man nirgends den Sinn der verbindlichen, 
zustimmenden Wendung mißverstanden, mit der Deutschland im Gegensatz zu 
vielen anderen Staaten sich bereit erklärt „die europäische Aufgabe von der poli- 
tischen Seite aus in Angriff zu nehmen und erst nach Erfüllung bestimmter poli- 
tischer Voraussetzungen an bestimmte wirtschaftliche Probleme heranzutreten*, 
da, wie mit wachsender Deutlichkeit beigefügt wird, „die Notlage Europas ihre 
Ursachen in hohem Maße in der gegenwärtigen politischen Gestaltung 
unseres Kontinentes hat“. In der Anspielung auf Artikel ı9, der Erwähnung des 
Abrüstungs- und Minderheitenproblems, der Betonung der Notwendigkeit voller 
Gleichberechtigung und voller Sicherheit für alle, und endlich in dem Satz: „Wo 
bestehende Verhältnisse diesen Grundsätzen widersprechen, müssen wirksame Mittel 
für ihre Änderung gefunden werden‘, sind aller Welt sichtbar die wesentlichen 
deutschen Forderungen enthalten, an die sich ein interessantes und selbständig 
durchdachtes Wirtschaftsprogramm und der vorsichtig formulierte Ausdruck der 
Sorge um den Völkerbund schließt, der nicht geschädigt, sondern weiter aus- 
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gebaut werden müsse, wofür besondere neue Organe nicht nützlich sein dürften. 
Auch Deutschland sieht längere Vorbereitungsarbeiten voraus und wünscht aus- 
drücklich die Hinzuziehung der Türkei und Rußlands. 

Italien überträgt seinen mit aktuellen antifranzösischen Tendenzen vermisch- 
ten Doppelkomplex der Siegermacht und des Mißvergnügten sehr stark in seine 
polemisch gefaßte Antwortnote. Es fordert nicht nur absolute Souveränität und 
politische Unabhängigkeit aller Staaten, sondern vor allem auch den Schutz der 
Rechte der Länder zweiten Ranges, das Verschwinden der letzten Unter- 
schiede zwischen Siegern und Besiegten und völlige Gleichberechtigung 
zwischen allen Nationen. Es will nicht nur spätere Hinzuziehung, sondern so- 
fortige Teilnahme der Russen und Türken an allen Vorbereitungsarbeiten und 
tritt, wenn es auch eine geographische Einheit als Grundlage für eine Lösung 
gewisser Probleme anerkennt, mit dem wirksamen Satz, daß „die moderne Kul- 
tur nicht zerlegbar“ sei, für den Universalitätsgedanken und ganz besonders herz- 
haft für den Völkerbund, sein Prestige und seinen Ausbau ein. Das Kopieren der 
Völkerbundorgane wird abgelehnt, auch die Vormachtstellung gewisser Länder 
in einem Politischen Komitee, und an Stelle der französischen Verquickung von 
Politik und Wirtschaft und des Sicherheitssystems die notwendige Durchführung 
der Abrüstung, als Voraussetzung aller Sicherheit, in fast bissigen Worten verlangt. 

Englands Antwortnote ist grundsätzlich noch feindseliger. Sie ist als vorläufig 
gedacht, da noch alle Dominions befragt werden sollen, was natürlich nur zu 
einer weiteren Versteifung der britischen Haltung führen kann. Sie stellt die 
Wirtschaft vor die Politik und lehnt mit großem Nachdruck die Schaffung neuer 
Einrichtungen ab, die nur Verwirrung bringen und dem’ Völkerbund schaden 
würden: eine Ablehnung, die nicht nur die geplanten Organe, die den ganzen 
Verband trifft. Nach Englands Ansicht kann das Arbeitsprogramm Briands inner- 
halb der bereits erfolgreich in ausgesprochen europäischen Fällen erprobten 
Völkerbundorgane ausgeführt werden, die höchstens Unterausschüsse erhalten 
sollen. Während fast alle Staaten einer besonderen Konferenz im September zu- 
stimmen — die deutsche Note drückt sich hierüber allerdings sehr unbestimmt 
aus — wünscht England, daß die französische Denkschrift auf die Tagesord- 
nung der Völkerbundversammlung gesetzt wird. 

Irlands Antwort, von allen die umfangreichste und eingehendste, ist ihrem 
Wesen nach beinahe so negativ gehalten wie die Englands. Sie verweist auf die be- 
sondere Lage des Landes und auf die durch die irländische Auswanderung ge- 
schaffenen Beziehungen zu anderen Erdteilen, will einen neuen Pakt nur im 
Sinne der einfachen Anerkennung des Entstehens gemeinsamer europäischer Inter- 
essen annehmen, jedem Mitglied den Grad seiner Mitarbeit freistellen, 
unter keinen Umständen irgendeinem vertraglichen Zwang beistimmen, lehnt 
neue Organe ab, die den alten wie den neuen Bund unwirksam machen würden, 
ist der Ansicht, daß der Völkerbund ausreichende Möglichkeiten bietet und vor 
allem auf dem Gebiete der Sicherheit ein Höchstmaß erreicht hat, das durch eine 
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_ neue Organisation nicht gesteigert werden kann, und macht auf Grund der noch 
_ wenig entwickelten irländischen Industrie Vorbehalte zu einem Wirtschaftsprogramm. 


” 


Welche Schlußfolgerungen lassen sich ziehen 
Welche vorläufigen Schlußfolgerungen oder Lehren sind aus all diesen diplo- 


_ matischen Meinungsäußerungen zu ziehen? 


Über das Ziel, das die französische Denkschrift verfolgt, besteht wohl beı keiner 
der antwortenden Regierungen ein Zweifel. Obgleich sie das Gegenteil betont, will 
sie neben oder über den Völkerbund gewissermaßen einen neuen Völkerbund 
stellen. Der Ursprung dieses Organisationsplanes ist in einer Zwischenzone zwischen 
dem Genfer Protokoll und dem Locarnosystem zu sehen, d.h. in politisch-juristisch- 
militärischen Gedankengängen, die sich hinter einer geopolitischen Doktrin ver- 
bergen möchten. Europa soll nur die neue Grundlage für ein Sicherheitssystem 
bieten, das im Völkerbund an den britischen Dominions gescheitert war und ohne 
eine völkerbundähnliche Organisation nicht zu verwirklichen ist. Die neuen euro- 
päischen Organe, die zuerst so ungemein überrascht haben, sind der notwendige 
Ersatz für die fehlenden Völkerbundorgane. Daß Briand ohne Schwierigkeit, ge- 
wissermaßen aus Instinkt die französische Sicherheitspolitik auf europäische Grund- 
lagen stellt, ist nicht verwunderlich: er ist kein Weltbürger, sondern Europäer und 
hat stets, wie seine Locarnopartner Chamberlain und Stresemann, den Völkerbund 
vorwiegend europäisch gesehen und benutzt: für ihn ist psychologisch ein euro- 
päischer Verband die Fortsetzung der Konferenzen der Rheinpakt- und Locarno- 


‚, mächte, die lange für ihn identisch waren mit aller Genfer Tätigkeit. 


Die Erkenntnis der französischen Sicherheitspläne hat natürlich stark die Auf- 
nahme des Europagedankens beeinflußt und bildet den Hauptgrund für die ab- 
lehnende Haltung vieler Neutraler und auch der Engländer. Sie hat aber darüber 
hinaus in den meisten Kabinetten überhaupt ein Gefühl starken Mißtrauens aus- 
gelöst! Man fürchtet gefährliche Abenteuer. Abenteuerlich wirkt aber die ziemlich 
rücksichtslose Ausnutzung des Gedankens der internationalen Organisation und 
des sehr komplexen Europaproblems durch Frankreich, das kühne Spiel mit dem 
noch schwachen und vervollkommnungsbedürftigen Völkerbund, all das im aus- 
gesprochenen Interesse einer französischen, oft schon abgelehnten Sicherheits- 
doktrin. Unter diesen Umständen war es selbstverständlich, daß jede Regierung 
den französischen Plan zwar äußerlich unter dem Gesichtspunkt der Europa- 
doktrin, in Wahrheit aber auch unter ihren engeren nationalen Gesichts- 
punkten betrachtete, was selbst in den doktrinär gehaltenen Stellen der neutralen 
Noten sichtbar ist. Deutlicher tritt diese nationale Interessenpolitik bei den Nutz- 
nießern der Friedensverträge hervor, die zwar einmal den neuen Bund als Be- 
kräftigung der bestehenden Verpflichtungen herbeiwünschen möchten, dann sich 
aber auch der Gefahren bewußt sind, die bei einem neuen Organisationsversuch 
in der Richtung einer Revisionspolitik liegen. Ebenso deutlich erkennt man die 
nationale Tendenz bei den besiegten Staaten, die zwar das neue System als Be- 
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stätigung der gegenwärtigen Verhältnisse fürchten, es aber unter der Vorausset- 
zung der Revisionsmöglichkeit begrüßen, womit sie ihm aber gleichzeitig einen 
argen Stoß versetzen. Andere Länder, wie Italien — aber auch Spanien —, fürchten 
in einem engeren Bund ein noch stärkeres französisches Übergewicht und benutzen 
die Gelegenheit für diplomatische Gegenzüge im Rahmen anderer politischer Wünsche. 

Das Ergebnis ist infolgedessen zunächst, daß alle Regierungen plötzlich begei- 
stert den Völkerbund rühmen, viele unter ihnen die neuen Organe ablehnen oder 
einschränken und vorsichtige, längere Vorbereitungsarbeiten wünschen. Die ein- 
zelnen sachlichen Anregungen, wie der Wunsch nach Hinzuziehung Rußlands und 
der Türkei, die Frage der Beziehungen zu den außereuropäischen Staaten, Einzel- 
heiten des Arbeitsprogramms, konnten in den Antworten natürlich ebensowenig 
fehlen wie die Bekundungen des europäischen Bewußtseins. Sie sind für das 
Wesen der Debatte ebensowenig entscheidend wie die geringfügigen Wirtschafts- 
erörterungen. Entscheidend ist vielmehr die Tatsache, daß die meisten euro- 
päischen Kabinette, auch dann, wenn sie zustimmen, fast unüberwindliche Hin- 
dernisse vor den bisherigen Plan Briands auftürmen und daß sich das Gespräch 
auf folgende Alternative zuzuspitzen scheint: entweder ein Europäischer Verband, 
aber dann mit Abrüstung, Revision, im Vordergrund stehender Wirtschaftspolitik, 
ohne strenges Sicherheitssystem, — oder nur ein Bekenntnis zum europäischen 
Gedanken, der im Rahmen des Völkerbundes höchstens mit losen Konferenzen 
ohne andere Organisationsfesseln berücksichtigt werden kann. 

Wird es bei solcher Fragestellung bleiben, und wohin wird sie führen? Nie- 
mand kann heute die Lust zum Prophezeien verspüren. Der Schlüssel zu den weiteren 
Möglichkeiten liegt jedenfalls in hohem Maße weiter in Frankreichs Hand: Will 
es wirklich ein neues Sicherheitssystem, so wird es den Gedanken nicht mehr 
einschlafen lassen. Viel hängt auch von der Stellungnahme anderer französischer 
Faktoren neben oder über Briand ab, und bereits hört man als Antwort auf die 
europäischen Noten weniger scharfe Formeln als die der Denkschrift. 

Zwei Ergebnisse dürften aber heute bereits feststehen: Die französische Initiative 
hat nicht das Bewußtsein der europäischen Zusammengehörigkeit geschaffen, 
das sie erwecken wollte, sondern die Vielfältigkeit der europäischen Tendenzen 
aufgedeckt, die, lieber als im heimischen Erdteil, in den angeblich universellen 
Gegenden des Völkerbundes den Ausgleich suchen wollen. Außerdem hat sie, ob- 
gleich jeder ihn feiert, den Völkerbund nicht gestärkt. Man hat aus tak- 
tischen Gründen plötzlich seine bisher offenkundigen Lücken mit Lorbeeren be- 
deckt und die Forderung nach seiner energischen Fortentwicklung durch eine 
gefährliche satte Befriedigung über seine Erfolge ersetzt. Die Gefahr der vorzei- 
tigen Stabilisierung des internationalen Organisationsversuches, der den Namen 
Völkerbund führt, — die Unmöglichkeit einer anderen fortschrittlichen Verwirk- 
lichung des internationalen Organisationsgedankens bei der gegenwärtigen Men- 
talität der maßgebenden Regierungen: das dürften vorläufig die Lehren sein, die 
uns das europäische Gespräch über das ungeklärte europäische Schicksal beschert. 
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RUDOLF Fuchs: 


Die geopolitischen Veränderungen am Oberrheinstrom und ihre 
wirtschaftlichen Nachteile für den deutschen Südwesten 


Der Großschiffahrtsweg 


Daß der Rhein Deutschlands Strom, nicht Deutschlands Grenze sei, war uns 
Deutschen im Vorkriegszeitalter etwas Selbstverständliches. Gerade am Oberrhein, 
wo dem lange Zeit nicht so war, genoß man nach 1871 die Freude darüber und 
schuf in dem frohen Gefühl der endlichen Wiederverbundenheit deutscher Stämme 
beiderseits des Stroms zahlreiche und bedeutsame technische Werke, welche der 
Zusammengehörigkeit Ausdruck geben und sie befestigen sollten. Fünf feste Eisen- 
bahnbrücken vermittelten den Großverkehr zwischen Baden und dem Elsaß; eine 
feste Straßenbrücke und zehn Schiffbrücken dienten dem lebhaften Nachbarschafts- 
verkehr der Bewohner, die beiderseits des Stroms derselben alemannischen Rasse 
angehören, dieselbe Sprache und die gleiche Kultur haben. Ihre wirtschaftlichen 
: Verhältnisse wurden aufs engste miteinander verbunden. Nicht weniger bedeutungs- 
voll als der Ost-Westverkehr wurde die Belebung des Süd-Nordverkehrs, besonders 
der Anschluß des Elsaß an das industrielle Zentrum Deutschlands durch die Schiff- 
barmachung des Rheins zwischen Straßburg-Kehl und Sondernheim. Die Ver- 
einigung Elsaß-Lothringens mit dem Deutschen Reich hat den Anstoß dazu ge- 
geben, die Wasserstraße des Rhein über Mannheim hinaus bis zur Hauptstadt des 
Elsaß, dem Ausgangspunkt der Kanäle, die den Rhein mit dem ausgedehnten 
französischen Wasserstraßennetz verbinden, zu verlängern. Die noch vor Kriegs- 
ausbruch im wesentlichen fertiggestellte Regulierung des Rheins zwischen Straß- 
burg und Sondernheim hatte den Erfolg, daß die großen Rheinschiffe, welche bis 
dahin regelmäßig nur bis Mannheim herauf verkehren konnten, nun bis Straß- 
burg gelangen und während durchschnittlich 101/, Monaten jährlich eine Fahr- 
wassertiefe von mindestens 2 m antreffen. Diesem erfolgreich durchgeführten Plan 
des badischen Oberbaudirektors Honsell verdankt der Straßburger Hafen seinen 
großen Aufschwung auf über 5 Mill. t jährlichen Verkehrs; aber auch die badi- 
schen Rheinhäfen Karlsruhe und Kehl konnten sich erst nach der Rheinregulierung 
zu einem Verkehr von 2,5 bezw. 1,5 Mill. t entwickeln. 

Dies war erreicht; geplant war mehr! 

Die in der ganzen Welt unvergleichlich dastehende Wasserstraße des Rhein, 
welche sich einerseits eines gut ausgeglichenen Wasserreichtums erfreut, anderer- 
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seits ein volkreiches, kulturell und wirtschaftlich hochentwickeltes Gebiet durch- 


zieht, um an einem Brennpunkt des großen Weltverkehrs — Rotterdam, Amster- 


dam, Antwerpen, London — in den Atlantischen Ozean einzumünden, sollte von 


Straßburg aufwärts bis in den Bodensee hinein weitergeführt werden. Der be- 
kannte preußische Wasserstraßenfachmann Dr. Sympher hatte auf Grund der da- 
maligen-Verkehrsentwicklung (1913) nachgewiesen, daß die Erstellung eines 
Großschiffahrtsweges Straßburg—Basel—Bodensee durchaus wirtschaftlich 
sei. Am deutschen Oberrhein und in der Schweiz hatten sich angesehene Vereine 
gebildet, welche diesen Schiffahrtsgedanken energisch aufgriffen und zur Tat 
reif zu machen sich vorgenommen hatten. Die Regierungen der zunächst be- 
teiligten Länder Schweiz, Baden, Elsaß-Lothringen und nicht zuletzt die Regierung 
des Reichs nahmen sich der Frage der Schiffbarmachung des Oberrhein zwischen 
Straßburg und dem Bodensee tatkräftig an. Baden und die Schweiz, welche vor 
allem am Ausbau ihrer Grenzstrecke zwischen Basel und dem Bodensee ein ge- 
meinsames Interesse hatten, unterstützten ihre Schiffahrtsverbände mit Geldmitteln, 
um einen Wettbewerb zur Erlangung von Plänen für die genannte Strecke zu er- 
möglichen; leider verzögerte der Krieg den Austrag dieses Wettbewerbs, der eine 
Grundlage für die spätere amtliche Ausarbeitung des baureifen Entwurfs für die 
Kanalisierung des Rheins zwischen Basel und dem Bodensee geliefert hat. Noch 
während des Krieges ergriff die Reichsregierung selbst die Initiative zur Bearbeitung 
eines umfassenden Gesamtplans für die Schiffbarmachung der ganzen Strecke 
zwischen Straßburg und dem Bodensee. 


Die Wasserkräfte 


Im Zusammenhang damit sollte zugleich eine andere dringliche und wichtige Frage, 
nämlich jene der Gewinnung der gewaltigen Wasserkräfte am Oberrhein 
geprüft werden. Es sollte versucht werden, nicht nur eine vollwertige Wasserstraße 
zu schaffen, sondern, soweit damit vereinbar, den großen Wasserkraftschatz mög- 
lichst restlos zu heben, den der Strom zwischen dem Bodensee (Schaffhausen) und 
Basel und gegebenenfalls Straßburg birgt. Das verhältnismäßig starke Gefälle 
zwischen Schaffhausen und Basel und die beträchtliche Wasserführung des Stroms, 
durch die Schneegebiete und Gletscher der Alpen und ihrer Randseen so glücklich 
ausgeglichen, haben schon in den goer Jahren des letzten Jahrhunderts das 
erste Großkraftwerk bei Rheinfelden erstehen lassen. Das Gelingen dieses Unter- 
nehmens zeitigte eine Reihe von Plänen für eine stufenweise Aufteilung der ge- 
nannten Rheinstrecke in Großkraftwerke, die im einzelnen bis zu 120000 kW 


Leistung mit bis zu 600 Mill. kWh jährlicher Arbeit darbieten. Zwischen Schaff- 


hausen und Basel können im ganzen über 31/, Milliarden kWh jährlicher elek- 
trischer Energie gewonnen werden. In Betrieb sind z. Zt. die Großkraftwerke 
Eglisau, Laufenburg, Rheinfelden, Augst-Wyhlen; im Bau jene von Reckingen, 
Dogern und Schwörstadt; die Staustufen Schaffhausen, Rheinau, Waldshut-Kadel- 
burg, Säckingen und Birsfelden haben ernsthafte Bewerber gefunden. Die Wasser- 
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 kräfte am deutsch-schweizerischen Rhein gehören bekanntlich zu den vorteil- 
_ haftesten der Welt. Teuerer als diese kommen jene am elsäßisch-badischen Rhein 
zu stehen, schon deshalb weil das Stromgefälle von der Isteiner Schwelle an gegen 
' Straßburg immer mehr abnimmt, und weil die tiefere Lage des Geländes zum 
Flußwasserspiegel hier nicht die billige Anordnung der Stau- und Kraftwerks- 
_ anlagen zuläßt wie oberhalb Basel. Dagegen ist die Stromgestaltung abwärts Basel 
für die Ausbildung zur Großschiffahrtsstraße weit günstiger als oberhalb, wo man 
ohne Stauhaltungen überhaupt nicht auskommen kann, wenn man diese Strecke 
für Rheinkähne schiffbar machen will. Demgegenüber verlangt. die Schiffbar- 
machung zwischen Basel und Straßburg nur gewisse Regulierungsarbeiten im frei 
und ungehemmt bleibenden Strom. Während also aus den natürlichen Verhält- 
nissen heraus die Kraftgewinnung auf der Stromstrecke Schaffhausen-Basel den 
Vorrang hat, muß abwärts Basel der Schiffahrt das Vorrecht zuerkannt werden. 
Dem entsprach die Rheinschiffahrtsakte von ı868, welche für die Rheinstrecke 
von Basel bis ins Meer die Freiheit von allen Hindernissen der Schiffahrt, wie es 
Wehre für Kraftwerke sind, vorgesehen hat, aber auf die Strecke oberhalb Basel 
sich nicht erstreckt. Um der Großschiffahrt die völkerrechtlich vereinbarte Frei- 
heit und volle Entwicklungsmöglichkeit zu wahren, hat die badische Regierung 
gegen die schon vor dem Krieg von elsäßischen Kreisen geplante Ausführung eines 
Kraftwerkes bei Kembs Widerspruch erhoben. Zur Klärung dieser wichtigen Fragen 
war die deutsche Reichsregierung im Jahre 1918 im Begriff eine Stelle einzusetzen, 
* welche unter Berücksichtigung aller berechtigten Interessen der Schiffahrt und 
‚, Kraftnutzung für den ganzen Oberrhein einen Plan ausarbeiten sollte, der zugleich 
die teilweise sich aus der Lage ergebenden widerstreitenden Belange der am Ober- 
rhein beteiligten Länder ausgleichen sollte. 


Gegensätzliches Interesse der Schweiz und des Elsaß 


Die Schweiz hat ein Lebensinteresse an der Verbindung mit dem Weltmeer 
und mit dem wichtigen Rheinisch-Westfälischen Industriegebiet durch einen mög- 
lichst vollkommenen und freien Wasserweg. Darum will sie unterhalb Basel kein 
sperrendes Wehr im Rhein errichtet sehen; darum muß sie jedenfalls verlangen, 
daß die Schiffahrt auf dem Rhein selbst sich abwickeln kann und nicht auf Seiten- 
kanäle abgedrängt wird, die aus allerlei Gründen (Ausbesserungen) zeitweise für 
die Schiffahrt gesperrt werden, oder auf denen Zollüberwachungsmaßnahmen not- 
wendig werden, die die Freiheit der Schiffahrt immer beeinträchtigen. Die Schweiz, 
wenn auch vor dem Krieg noch nicht Signatarstaat der internationalen Rhein- 
schiffahrtsakte, konnte gleichwohl ihre Forderung des „freien“ Rhein ganz zweifel- 
los auf die eindeutigen Grundsätze der Wiener Kongreßakte stützen. Daß der 
Rheinstrom abwärts Basel zur Kraftgewinnung durch Wehre gestaut oder in seit- 
liche Kraftkanäle abgeleitet werde, daran hatte die Schweiz um so weniger Interesse, 
als ihr die auf fremdem Hoheitsgebiet gewonnenen Wasserkräfte keinen Nutzen 
bringen konnten; die Schweiz besitzt bekanntlich in den Gewässern des eigenen 
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Landes so gewaltige und den eigenen Bedarf übersteigende Kraftquellen, daß sie 
auf den Export elektrischer Arbeit in die benachbarten Gebiete angewiesen ist. 

Den Belangen dieses Oberliegerstaats diametral entgegengesetzt sind jene des 
Elsaß, heute Frankreichs. Das Elsaß mußte versuchen, auf eigenem Gebiet Rhein- 
kraft zu gewinnen, da es andere Kraftquellen von Bedeutung nicht besitzt. Nicht 
mehr ebenso ungünstig liegen die Dinge für das Land nach seiner politischen 
Vereinigung mit Frankreich, da letzteres im Vergleich zu Deutschland zahlreiche 
und günstige Wasserkräfte besitzt, so daß es auf die weniger wertvollen Wasser- 
kräfte zwischen Basel und Straßburg nicht angewiesen wäre. Von seiner nationalen 
Kraftwirtschaft aus gesehen, sollte Frankreich seine bedeutenden Wasserschätze am 
Westabhang der Alpen nutzbar machen, bevor es an jene des Rhein denkt. Bei 
der heute gegebenen Möglichkeit und Wirtschaftlichkeit der Fernübertragung 
elektrischer Energie liegt nicht nur das Elsaß, sondern ganz Frankreich im Ver- 
sorgungsgebiet der Alpenwasserkraft. Wenn man jenseits des Rhein der Meinung 
war, der Rhein oberhalb Straßburg sei zur Kraftgewinnung und höchstens neben- 
sächlich auch zur Schiffahrt bestimmt, so war wohl der Herzenswunsch mit- 
bestimmend, daß Straßburg dauernd der Endpunkt der rheinischen Großschiffahrt 
sein möchte; wozu sollte denn auch schon vor Menschenaltern das elsässisch- 
französische Kanalnetz, der Rhein-Marne- und der Rhein-Rhonekanal angelegt 
und gerade nach Straßburg geführt worden sein? Straßburg sollte der oberste Um- 
schlagsplatz am Rhein werden und bleiben. Die Verwirklichung dieses Gedankens 
verhieß dieser Stadt und dem Elsaß einen Aufschwung, wie ihn vordem Mann- 
heim erlebt hatte, solange es das Glück hatte, Endpunkt der Rheinschiffahrt zu 
sein. In der Tat hat, seitdem durch die Honsellsche Rheinregulierung zwischen 
Straßburg und Sonderheim die Häfen Straßburg und Kehl Endhäfen der Rhein- 
schiffahrt geworden sind, an dieser Stelle ein Jahresverkehr von zusammen rund 
7 Mill. t jährlich sich entwickelt; Straßburg vergrößert seine Hafenanlagen in der 
Erwartung eines Verkehrs von etwa so Mill. t. Diese elsässischen Träume sind zu 
schön, als daß man erwarten konnte, dieses Land würde durch einen Ausbau des 
Rhein bis hinauf nach Basel in derselben großzügigen Weise, wie es seinerzeit 
durch deutsche Uferstaaten zwischen Straßburg und Mannheim geschehen, Straß- 
burg zu einem Zwischenhafen am Rhein herunterdrücken und dafür Basel zum 
oberen Endhafen erheben helfen. So wird es verständlich, daß das Elsaß von jeher 
den Standpunkt vertrat, der Rhein sei oberhalb Straßburg für die Großschiffahrt 
überhaupt nicht ausbaufähig, und eigne sich in erster Linie für Kraftanlagen, wo- 
bei man ja Einrichtungen für einen bescheidenen Wasserverkehr vorsehen könne. 
Die linksrheinische „Einseitigkeit“ war schon in den 8oer Jahren hervorgetreten, 
als es sich um den Anschluß Straßburgs an die rheinische Großschiffahrt handelte. 
Damals vertrat Straßburg mit großer Zähigkeit den Plan, einen linksrheinischen 
Seitenkanal von Ludwigshafen oder Speyer bis Straßburg zu graben, statt den 
schönen Rheinstrom selber auszubauen. Mag man auch das Gelingen der Regu- 
lierung des Rheins nach den Honsellschen Vorschlägen für zweifelhaft gehalten 
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Brben; so hat doch schon damals der Wunsch, allein in den Besitz der neuen 
_ Wasserstraße zu gelangen und der rechten Rherähsite gewissermaßen das Wasser 
 abzugraben, eine Rolle gespielt. Hätten die übrigen Beteiligten, namentlich Baden, 
dieselbe eigennützige Auffassung betätigt, so müßten wir heute die technisch-wirt- 
schaftliche Mißgeburt von teueren Seitenkanälen beiderseits des Rheins beklagen, 
und Straßburg selbst hätte das Geschick, ein unbedeutender Kanalhafenplatz 
zu sein. 


Der vermittelnde Standpunkt Badens 


Wenn in der Frage, ob aus dem Rhein zwischen Straßburg und Basel eine Wasser- 
straße oder ein Wasserkraftunternehmen gemacht werden solle, ein ernster Gegen- 
satz zwischen der schweizerischeu und elsässischen Auffassung bestand, so lagen 
die Interessen des dritten Partners Baden offenbar in der Mitte. Hier dachte man 
seit langem an die Fortsetzung der Schiffahrt nicht nur bis Basel, sondern darüber 
hinaus bis zum Bodensee; dieser Schiffahrtsweg sollte ein vollwertiger sein und 
jedenfalls den Rheinkähnen offenstehen. In Baden war es Tradition, die Schiff- 
fahrt im Strom selbst zu lassen und sie höchstens auf kürzere Strecken aus tech- 
nischen Notwendigkeiten in Seitenkanäle zu leiten. Denn abgesehen davon, daß 
es in der Regel einfacher, billiger und für den Betrieb der Schiffahrt vorteilhafter 
ist, den Strom zu benutzen, können von hier aus beide Ufergebiete bedient werden, 
während ein Seitenkanal nur jener Stromseite von Wert sein kann, auf der er 


"selbst liegt. Der wirtschaftliche Aktionsbereich eines Seitenkanals ist daher nur 
‚halb so groß als jener der im Strom selbst verlaufenden Wasserstraße. Insoweit 


begegneten sich die badischen Wünsche mit den schweizerischen. Andererseits hatte 
Baden mit dem Elsaß das Bestreben gemein, die Ausnutzung der Wasserkräfte ab- 
wärts Basel nicht gänzlich auszuschließen, sofern sie sich als wirtschaftlich er- 
weisen sollte. Um beiden Gesichtspunkten Rechnung zu tragen, dachte man daran, 
den Strom ebenso, wie es zwischen Basel und Schaffhausen allgemein als gegeben 
angesehen wurde, auch abwärts Basel wenigstens teilweise zu kanalisieren; im An- 
schluß an die Stauwehre sollten Kraftwerke angelegt werden; ausreichend große 
Schiffschleusen sollten den Aufstieg und Abstieg der Schleppzüge ermöglichen. Die 
Schiffahrt hätte sich also auf dem Rheinstrom abspielen können. Man hoffte, daß 
ein solcher Plan, wenn er zwar nicht die besonderen Wünsche jedes Beteiligten 
vollkommen erfüllte, doch den großen gemeinsamen Interessen Rechnung tragen 
würde. 

Keiner der drei Beteiligten hätte nach Lage der Verhältnisse vor dem Krieg 
einseitig seine Pläne verwirklichen können. Der Schweiz stand zwar das Recht der 
freien Schiffahrt von Basel bis zum Meer zu, und es wäre einer Verletzung der 
Rheinschiffahrtsakte gleichgekommen, wenn die freie Rheinschiffahrt von den 
Unterliegerstaaten durch Wehre mehr oder weniger beeinträchtigt worden wäre. 
Die Uferstaaten Elsaß-Lothringen und Baden hätten also nicht ohne weiteres zur 
Kanalisierung des Rhein oder gar zur Ableitung des Wassers in Seitenkanäle 
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schreiten können, wenngleich die Schweiz nicht zu den Signatarstaaten der Rhein- 
schiffahrtsakte gehörte. Andererseits würde die Berufung der Schweiz auf die 
Mannheimer Akte sie ihrem Ziel nicht nähergebracht haben, weil die Rheinufer- 
staaten zwar zur Unterlassung von Arbeiten, welche die Freiheit der Schiffahrt 
hätten beeinträchtigen können, verpflichtet waren, nicht aber auch zu dem von 
der Schweiz gewünschten Ausbau des natürlichen Stroms zu einer vollgiltigen 
Wasserstraße hätten gezwungen werden können. Wenn also überhaupt etwas Nütz- 
liches zustandekommen sollte, somußtensichdieSchweiz, Elsaß-Lothringen 
und Baden miteinander verständigen, wie es früher Elsaß-Lothringen, 
Bayern und Baden zur Regulierung der Stromstrecke Straßburg—Sondernheim mit 
Erfolg getan haben. 


Artikel 358 


Der Ausgang des Krieges machte Frankreich wieder wie vor 1870 zum Rhein- 
-uferstaat. Dies allein schon schwächte den bisherigen Einfluß Deutschlands und 
Badens am Rhein. Wenn auch nach der Rheinakte die einzelnen deutschen Rhein- 
uferstaaten selbständig über die Rheinangelegenheiten verfügten, so konnte doch 
das Reich seinen Einfluß zum Ausgleich von etwaigen Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den deutschen Ländern geltend machen, so daß schließlich doch eine 
geschlossene deutsche Auffassung der Länder Baden und Elsaß-Lothringen gegen- 
über der Schweiz zustandekommen konnte. Dies war nach dem Ausscheiden Elsaß- 
Lothringens aus dem Reich ausgeschlossen. Wenn nun auch Baden-Deutschland 
seinen Partnern schwächer gegenüberstand, so hätte ihm gleichwohl nichts auf- 
genötigt werden können, was gegen seine Lebensinteressen verstieß, falls Frank- 
reich unter denselben Bedingungen wie vor 1870 wieder an den Rhein gekommen 
wäre. Auch der Umstand, daß der Versailler Vertrag die Aufnahme der Schweiz 
unter die Rheinuferstaaten vorsah, was übrigens früher schon von Baden gerne 
gesehen worden wäre, hätte ihm nicht nachteilig werden müssen. Entscheidend 
wurde für die Lösung der umstrittenen Fragen am Oberrhein der Artikel 358 
des Vertrags von Versailles, wonach Frankreich sich vorbehielt, „am ganzen 
Lauf des Rheins zwischen den äußersten Punkten der französischen Grenzen: 

a) das Recht zur Speisung der bereits gebauten oder noch zu bauenden Schiff- 
fahrts- und Bewässerungskanäle oder für jeden anderen Zweck Wasser aus dem 
Rhein zu entnehmen und auf dem deutschen Ufer alle zur Ausübung dieses Rechts 
erforderlichen Arbeiten auszuführen, 

b) das ausschließliche Recht auf die durch den Ausbau des Stroms erzeugte 
Kraft mit dem Vorbehalt, daß die Hälfte des Wertes der tatsächlich gewonnenen 
Kraft an Deutschland vergütet werden muß...“ 

„Die Ausübung der in Absatz a) und b) erwähnten Rechte darf weder im Rhein- 
bett noch in den etwa an seine Stelle tretenden Ableitungen die Schiffbarkeit be- 
einträchtigen oder die Schiffahrt erschweren, auch darf sie keine Erhöhung der 
bis dahin nach Maßgabe des geltenden Abkommens erhobenen Abgaben nach sich 
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ziehen. Alle Bauentwürfe sind der Zentralkommission zur Feststellung, ob diese b 
Bedingungen erfüllt sind, vorzulegen.“ \ 

Durch diese in der Stunde des Sieges sich zugesprochenen Vorrechte war eine 
technisch-wirtschaftliche Frage aus der Sphäre sachlicher Verhandlung zur Aus- 
gleichung der gegenseitigen Interessen in die allerdings einfachere des politischen 
Machtspruchs hineinverlegt und kurzer Hand so erledigt worden, wie sie Frank- 
reich ausschließlich nach seinen Belangen entschieden haben wollte. Vor allem 
wurde Deutschland so gut wie völlig ausgeschaltet; denn es hat, obwohl auch 
nach dem Versailler Vertrag territorial am Rhein hälftig beteiligt, kein Recht mehr 
auf die Nutzungen, vorab der Wasserkräfte; ja im Art. 358 des Versailler Vertrags 
wird ausdrücklich bestimmt: „es (Deutschland) wird den Bau keines Seitenkanals 
und keiner Ableitung auf dem rechten Stromufer gegenüber der französischen 
Grenze unternehmen oder zulassen.“ Frankreich kann ferner, ohne Deutschland 
auch nur fragen zu müssen, den Plan und die Ausführung nach eigenem Gut- 
dünken gestalten und auch auf deutschem Boden ohne weiteres verwirklichen. 
Man wird wenig Beispiele dafür finden, daß die Souveränitätsrechte eines Landes 
brutaler behandelt worden wären als in dem Art. 358 des Versailler Vertrages. 
Deutschland hat nur noch das Recht behalten, im Rahmen der engbegrenzten Be- 
fugnisse der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt an der Gestaltung der 
französischen Bauentwürfe mitzuwirken. Damit aber auf dem Weg über die Zentral- 
kommission Frankreichs eigennützige Pläne nicht gefährdet würden, haben die 
Väter des Versailler Vertrags eine gründliche Umgestaltung dieses internationalen 
Organs zugunsten Frankreichs vorgenommen, indem sie die Zahl der deutschen 
Sitze und Stimmen in einen grotesken Gegensatz zu den tatsächlichen Verhält- 
nissen am Rhein brachten. 

Nach der Mannheimer Akte von ı868 — von Frankreich mitgeschaffen — 
hatte jeder Uferstaat je eine Stimme in der Zentralkommission; vertreten waren 
im Jahre 1868 Frankreich, Baden, Bayern, Hessen, Preußen und die Niederlande; 
von 6 Bevollmächtigten entfielen also 4 auf die deutschen Uferstaaten. Obwohl 
der Rhein zu mehr als 2/, seiner Uferlänge deutsches Hoheitsgebiet bespült, ob- 
schon der Rheinverkehr, die Rheinflotte und ihre Besatzung beinahe zur Hälfte 
deutsch sind, verfügen auf Grund des Art. 355 Versailler Vertrags die 4 deutschen 
Uferstaaten in der Zentralkommission zusammen nur über 4 Mitglieder von 19, 
während Frankreich allein ebenfalls 4 Mitglieder erhalten hat und außerdem den 
Präsidenten ernennt; ferner nehmen seine Alliierten im Weltkrieg: Großbritannien, 
Belgien und Italien je 2 Sitze ein; daneben verfügen die Niederlande über 3 und 
die Schweiz über 2 Stimmen. Frankreich und seine Verbündeten besitzen dem- 
nach mit ıo Stimmen von ı9 die Mehrheit, und so konnte den französischen 
Plänen am Oberrhein auch von der Zentralkommission her keine Gefahr drohen. 
Noch hätten durch die Niederlande und die Schweiz Schwierigkeiten entstehen 
können, weil diese Staaten an den Versailler Vertrag nicht gebunden waren, und 
weil die Niederlande nicht gezwungen werden konnte, eine Änderung der Rhein- 


B 

A | 

Hi FUCHS: DIE GEOPOLITISCHEN VERÄNDERUNGEN AM OBERRHEINSTROM 699 
‚schiffahrtsakte anzunehmen, welche die Freiheit der Rheinschiffahrt von Basel 
‚bis ins Meer antastete. Mit dem letzteren fanden daher Verhandlungen statt, in 
‚deren Verlauf ihm statt der ursprünglich im Versailler Vertrag vorgeschriebenen 
2 Sitze in der Zentralkommission deren 3 zugestanden wurden, was die Nieder- 
‚lande zufriedengestellt zu haben scheint. Der Schweiz bot man den von ihr lang 
‚ersehnten Eintritt in die Zentralkommission an und machte ihr überdies in 
‚Art. 358 die Aussicht auf gewisse Vorrechte — auf Kosten Deutschlands — bei 
der Ausnützung der Wasserkräfte am schweizerisch-deutschen Rhein. Dafür mußte 
freilich die Schweiz unter das kaudinische Joch der übrigen Bestimmungen des 
Versailler Vertrags, insbesondere des Art. 358 sich beugen; die bisherige These 
der Schweiz vom „freien Rhein“ gehörte damit der Vergangenheit an, so sehr 
die schweizerischen Vertreter eine Zeitlang sich bemühten, sie weiter aufrecht- 
zuerhalten. Der Versailler Vertrag war für die Schweiz und Baden ein 
schwerer Schlag und bedeutete den völligen Sieg der ausschließ- 
lichen elsässisch-französischen Belange am Oberrhein über jene 
Badens und der Schweiz. 


’ 


Das Kanalprojekt Straßburg—Basel 
Welches sind nun die wirtschaftlichen Folgen für den Südwesten Deutsch- 
lands? Frankreich hat in den Jahren ı920 bis 1925 den Plan eines kombi- 
nierten Kraft- und Schiffahrtskanals zwischen Basel und Straßburg ausgearbeitet 
“und der Zentralkommission vorgelegt. Dieser völlig auf linksrheinischem Boden 
- verlaufende Kanal von riesigen Ausmaßen nimmt bis zu 950 cbm/sec Wasser aus 
dem Rhein, nützt es in 8 Stufen aus und führt das Wasser erst bei Straßburg 
wieder in den Rhein zurück. Da der Rhein unterhalb Basel durch ein Wehr ohne 
Schiffahrtsschleuse aufgestaut wird, und nur noch während der Zeit hoher Wasser- 
führung im Rhein selbst eine nennenswerte Wassermenge verbleibt, muß die Schiff- 
fahrt aus dem Rhein heraus in den Kanal verlegt werden; bei den Kanalkraft- 
werken sind Doppelschleusen vorgesehen, welche den Fahrzeugen den Auf- und 
Abstieg ermöglichen. Namhafte deutsche und niederländische Schiffahrtsachver- 
ständige haben die Schiffahrt in dem Kanal für gefährlich und wirtschaftlich 
kaum durchführbar bezeichnet. Würden diese Befürchtungen sich verwirklichen, 
so hätte die Zentralkommission, als sie den französischen Plan, allerdings unter 
gewissen Vorbehalten und entgegen dem Votum der A deutschen Vertreter, den 
Bestimmungen des Art. 358 des Versailler Vertrages genügend erklärte, in einer 
für die Entwicklung der Rheinschiffahrt verhängnisvollen Weise sich geirrt; würde 
der Seitenkanal eine sichere und wirtschaftliche Schiffahrt zwischen Straßburg 
und Basel nicht zulassen, so müßte natürlich auch von der Fortsetzung der Schiff- 
fahrtstraße von Basel bis zum Bodensee abgesehen werden. Dann bliebe Straß- 
burg praktisch Endhafen der Rheinschiffahrt, was man dort gewiß nicht bedauern 
würde. Sollten die Befürchtungen als grundlos oder übertrieben sich erweisen, so 
bleibt gleichwohl dem Kanal der niemals wieder zu beseitigende Mangel anhaften, 
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daß er nur die französische Rheinseite befruchten kann; das südwestdeutsche Ge- 
biet würde vom Zugang zur Wasserstraße dauernd ausgeschlossen bleiben. Die 
längst geplanten Umschlagsanlagen am Rhein in der Gegend von Breisach—Frei- 
burg würden wertlos werden, sobald der elsässische Kanal bis unterhalb dieses 
Punktes ausgebaut wäre. Es könnte keine Rede davon sein, die sonst so glänzen- 
den deutschen Kalischächte bei Neuenburg mit der nahen Rheinwasserstraße zu 
verbinden, nachdem ihr das Wasser entzogen wäre. Keine Industrieanlage mit 
Anschluß an die Wasserstraße könnte zwischen Kehl und Basel auf deutschem 
Boden entstehen, wie es möglich wäre, wenn der Rheinstrom als Schiffahrtstraße 
erhalten bliebe. Zu dieser Vernichtung wichtiger wirtschaftlicher Möglichkeiten 
träten Beeinträchtigungen auf dem Gebiet der Landeskultur. Nach Inbetriebnahme 
des Seitenkanals würde der Rhein nur noch zu Zeiten starker Mittel- und Hoch- 
wasser ein wirklicher Fluß sein, wenn man von den 50 cbm/sec absieht, die ihm 
dauernd belassen werden sollen, die aber in dem breiten Rheinbett beinahe bis 
zur Unsichtbarkeit sich verlieren werden. Durch den starken Wasserentzug wird 
der Rheinwasserspiegel dauernd erheblich abgesenkt, wodurch weit in die badische 
Rheinebene hinein der Grundwasserstand absinkt und die Kultur des Landes in 
verhängnisvoller Weise geschädigt wird. Daß auch die Grundwasserbrunnen, aus 
denen sich die Bevölkerung der Rheinebene mit Wasser versorgt, mit großen 
Kosten vertieft werden müssen, sei nur nebenbei erwähnt. Gegenüber diesen schwer 
zu übersehenden Schäden des badischen Gebietes hat Frankreich alle etwaigen 
Vorteile des linksrheinischen Seitenkanals, insbesondere die zu gewinnenden Kräfte, 
den Anschluß seiner Industrie und seines Handels an den neuen Wasserweg aus- 
schließlich für sich allein. 

Was die Schweiz anbetrifft, so bedeutet für sie der Seitenkanal den endgültigen 
Verlust des „freien“ Rhein. Wenn auch die Großschiffahrt auf dem Kanal tech- 
nisch möglich sein sollte, so bleibt sie in jedem Fall der Schiffahrt auf dem freien 
Rhein unterlegen. Wer die Kanalschiffahrt mit ihren Aufenthalten an den Schleusen, 
dem Auflösen größerer Schleppzüge, den Unterbrechungen bei Ausbesserungen 
und durch Vereisungen kennt und die Gefahren in dem strömenden Wasser eines 
Kraftkanals richtig einschätzt, der versteht, warum der Rheinschiffer sich vor dem 
Kanalbetrieb scheut. Die etwas raschere Bergfahrt wird durch die vielen Durch- 
schleusungen der Talfahrt mehr wie aufgewogen; dadurch wird aber das wirt- 
schaftliche Ergebnis fraglich. Dazu kommt die zollamtliche Überwachung der 
Ladungen bei der Durchfahrt rein französischen Gebietes. Von dem Punkte an, 
wo die Rheinschiffe in den Kanal einlaufen, sind sie also ungünstigeren Be- 
dingungen unterworfen als auf dem Rhein. Dies wird die Fahrt nach Basel er- 
schweren und ihre Entfaltung hemmen. In dieser klaren Erkenntnis baut Frank- 
reich zielbewußt den Straßburger Hafen als Endhafen der Rheinschiffahrt aus; 
es hat ja auch bei der Zentralkommission erreicht, daß von Straßburg an auf- 
wärts die Brücken über den Kanal und Rhein wesentlich niedriger angelegt werden 
dürfen als auf dem ganzen übrigen Strom abwärts Straßburg; man rechnet also 
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fenbir damit, daß die Schiffahrt aufwärts Straßburg den Charakter der Kanal- 
_ schiffahrt annimmt. 


"Die Schweiz und Deutschland zur Regulierung des Oberrheins 


genötigt 


Da Frankreich keine Verpflichtung übernommen hat, den Seitenkanal inner- 


” 


halb einer bestimmten Frist fertigzustellen, sah sich die Schweiz genötigt, eine 


Lösung zu suchen, welche ihr den Anschluß an die große Rheinschiffahrt in 
nicht zu ferner und bestimmt voraussehbarer Zeit bringen konnte. Hierfür kam 
nur die Regulierung des Oberrheins nach dem Vorbild der vor dem Krieg 
ausgeführten Regulierung zwischen Straßburg und Sondernheim in Frage. Diese 
Arbeit läßt sich mit einem Aufwand von etwa 5o Mill. RM. in etwa ıo Jahren 
ausführen mit dem Ergebnis, daß während durchschnittlich ı01/, Monaten im 
Jahr eine Wassertiefe von mindestens 2 m vorhanden sein wird. Damit würde 
die Schweiz von dem Fortschreiten des Baus des Seitenkanals unabhängig werden. 
Soweit dieser betriebsfertig sein wird, tritt die entsprechende Strecke des Rhein 
für die durchgehende Schiffahrt außer Betrieb und der Kanal an die Stelle des 
Rhein. Da auch Deutschland, wie alle übrigen an der Rheinschiffahrt beteiligten 
Länder, ein Interesse an der baldigen Ausdehnung der regelmäßigen Schiffahrt 
bis Basel und darüber hinaus bis zum Bodensee hat, hat es auf Grund der Er- 
fahrungen seiner Ingenieure nicht nur die Bearbeitung der Pläne, sondern auch 
die Bauausführung übernommen; ferner beteiligt es sich zu 40°/, an den Kosten, 


, die im übrigen, also zu 60°/,, von der hauptsächlich beteiligten Schweiz getragen 


werden. Die Vorbereitung der Bauarbeiten, die im Winter 1930/31 begonnen 
werden, sind bereits im vollen Gang, während Frankreich schon vor 2 Jahren 
mit dem Bau der ersten Stufe des Seitenkanals begonnen hat; sie dient auch der 
Schiffahrt zur Umgehung der Isteiner Schwelle, unterhalb welcher die Regulierung 
ansetzt. Die oberste Stufe hat darum auch die Zustimmung der deutschen Re- 
gierung gefunden, weil sie in technisch vertretbarer Weise andere Maßnahmen, 
die sonst zur Überwindung der Isteiner Felsenschwelle nötig geworden wären, 
ersetzt. 

Die Fortsetzung des elsässischen Seitenkanals aber muß als eine weder durch 
die Interessen der Schiffahrt noch der Kraftgewinnung zu rechtfertigende schwere 
Schädigung des deutschen Südwestens und der Schweiz bezeichnet werden. Kraft- 
nutzung und Schiffahrt können sehr wohl in anderer Weise und teilweise besser 
gefördert werden, als es der geplante Seitenkanal gestattet, worauf neuerdings der 
bekannte Politiker Ernest Judet wiederholt hingewiesen hat. Um den Weg zu 
finden, der allen berechtigten Ansprüchen der Beteiligten Genüge leistet, müßte 
sich Frankreich ehrlich und offen mit seinen Nachbarn zu einer Aussprache zu- 
sammensetzen, mit dem Willen, seine Nachbarn nicht ohne Not zu schädigen. 
ı2 Jahre nach dem Abschluß des Krieges, der soviel Haß unter den Völkern, die 
als gute Nachbarn miteinander leben sollten, entfacht hat, sollten doch genügen, 
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um endlich wieder die Atmosphäre soweit zu reinigen, daß gemeinsame friedliche 
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Arbeit möglich wird. Sollte aber Frankreich seine bisherigen Pläne am Oberrhein 
im bewußten Gegensatz und zum dauernden Nachteil seiner Nachbarn durch- 
führen, indem es sich auf den „Rechtstitel“ des Versailler Vertrages stützt, so 
wird hier ein Stück Völkerhaß, den man als vorübergehendes Kriegsergebnis ver- 


stehen kann, gewissermaßen versteinert; dies wäre eine politische Schuld, die wie 
alle Schuld sich einmal rächen müßte. Kluge Staatsmänner haben hier eine dank- 
bare Aufgabe, die einer Lösung bedarf, bevor es zu spät geworden ist. 


KARL SCHEFFELMEIER: 


Die Folgen der neuen Grenzziehung für das Land Baden 


Daß schifibare Flüsse keine „natürliche Grenze“ bilden, daß sie die Ufergebiete 
eher verbinden als trennen, ist heute wohl allgemein anerkannt. Das gilt im be- 
sonderen auch vom Stromgebiet des Rheines. Die Wellen der Völkerwanderung 
haben sich am Rhein nicht gebrochen, er hat der dauernden Seßhaftmachung 
germanischer Stämme auf seinem linken Ufer kein Hindernis entgegengesetzt. Die 
Behauptung Julius Cäsars, daß der Rhein die östliche Grenze Galliens sei, wird 
durch seine eigenen Angaben über die zahlreichen germanischen Völkerschaften 
widerlegt, die er auf dem linken Rheinufer vorfand. Schon zu seiner Zeit war das 
linke Rheinufer ungefähr in gleichem Umfang von Germanen bewohnt, wie nach 
Abschluß der Völkerwanderung. Nicht als Grenze zwischen Germanen und Kelten, 
sondern rechts und links an germanischen Ufern entlang floß der Rhein von Basel 
bis zur Mündung als Deutschlands Strom. Als Glied einer natürlichen Einheit 
bildet er die natürliche Verkehrsstraße, die sich mitten durch die rechts und links 
des Stromes symmetrisch aufgebaute rheinische Landschaft hindurchzieht. Zu 
beiden Seiten des Stromes verläuft in etwa 300 km Länge und 20—25 km Breite 
die oberrheinische Tiefebene, begrenzt von Vogesen und Haardt auf der linken, 
von Schwarzwald und Odenwald auf der rechten Stromseite. Der germanischen 
Besiedelung entsprechend, liegt die deutsch-französische Sprachgrenze, welche 
deutsche und französische Kultur deutlich scheidet, nicht in der Rheinniederung, 
sondern am Gebirge der Vogesen. Nur die Tatsache, daß sich in Frankreich früh- 
zeitig ein mächtiger Nationalstaat entwickelte, während die deutsche Nation in 
staatliche Ohnmacht versank, hat es vermocht, daß das Bild jener natürlichen 
Gliederung am Rhein verwischt wurde und Frankreich seine Fahnen an den Rhein 
vortragen konnte. So war es denn kein „Unrecht“, daß 1871 die westliche Hälfte 
der oberrheinischen Tiefebene wieder mit der östlichen vereinigt, der geographischen, 
ethnographischen und kulturellen Einheit wieder die politische hinzugefügt wurde. 
Infolge des unglücklichen Kriegsausganges im Jahre 1918 ging die politische 
Einheit im großen Verbande des Reiches wieder verloren. 
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Mit dem Verlust des an Bodenschätzen reichen Landes Elsaß-Lothringen ging 
_ eine wesentliche Veränderung der Struktur der deutschen Volkswirtschaft Hand 
' in Hand. Am einschneidendsten aber mußten hiervon die unmittelbar benach- 
 barten deutschen Gebiete berührt werden, deren Bevölkerung in Sprache, Sitten 
‚und Gebräuchen mit der des bisherigen Reichslandes nahe verwandt und durch 
_ die innigsten wirtschaftlichen, kulturellen und persönlichen Beziehungen verbun- 
den war. Bis zu welchem Grade sich der Austausch an materiellen und immate- 
riellen Gütern zwischen dem Lande Baden und Elsaß-Lothringen in dem halben 
Jahrhundert seiner Reichszugehörigkeit entwickelt hatte, ist erst jetzt recht deut- 
lich geworden. In diesen Zusammenhang gehört auch die vorübergehende wirt- 

schaftspolitische Abtrennung des Saargebiets vom Reiche und das Ausscheiden 
 Luxemburgs aus der deutschen Zollgemeinschaft. 

Ein Blick auf die Karte zeigt, welch glückliche Ergänzung Elsaß-Lothringen in 
wirtschaftspolitischer Hinsicht für das Land Baden bedeutete, dessen geographische 
Gestaltung nicht die Folge einer natürlichen Entwicklung, sondern viel eher das 
Spiegelbild dynastischer Auseinandersetzungen auf dem Boden des alten deutschen 
Reiches ist. Angelehnt an die Wasserstraße des Rheines und in seiner Entfaltung 
von ihr bedingt, erstreckt sich das Land mit seinen 15000 qkm Fläche vom Main 
zum Bodensee, im Norden und Süden weit nach Osten ausholend, in der Mitte 
aber eingeengt durch das in westlicher Richtung ausbuchtende Württemberg. Die 
Landesgrenzen fallen in weitem Umfang mit denen des Reiches zusammen: zu 
den 262 km Reichsgrenze gegen die Schweiz sind nunmehr ı82 km gegen Frank- 
reich hinzugekommen. Der wirtschaftliche Schwerpunkt des Landes liegt in der 
Rheinebene, einem verhältnismäßig schmalen Streifen. Die von der Grenze weiter 
abliegenden Landesteile (Bodenseegegend, Odenwald, Gebiet zwischen Neckar und 
Main) treten in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung gegenüber der Rheinebene zurück. 
Eingekeilt zwischen den hohen Zollmauern der Schweiz und Frankreichs ergibt 
sich eine peripherische Lage, die schon im Hinblick auf die Entfernungen vom 
innerdeutschen Markt die wirtschaftlichen Schwierigkeiten erkennen läßt. 

Die Bevölkerungszahl, die nach der letzten Volkszählung 2,3 Mill. beträgt, hat 
in den letzten ı5 Jahren einen Zuwachs von 170 000 erfahren. Das Bevölkerungs- 
bild ist starken Veränderungen unterworfen, da sowohl starke Ab- und Auswande- 
rung als erhebliche Zuwanderung festzustellen ist. Nach der Reichsstatistik sind 
im Zeitraum ıgıo—ı925 aus Baden allein 20000 Menschen nach überseeischen 
Ländern ausgewandert, prozentual erheblich mehr als in den 5 größten deutschen 
Ländern und im Reiche insgesamt. Wieviel Personen in der gleichen Zeit aus 
Baden nach Württemberg, Bayern, Preußen usw. abgewandert sind, steht nicht 
fest; es ist aber zu vermuten, daß die Zahl der Abwanderer ein Vielfaches der 
Auswanderer nach überseeischen Ländern beträgt. Seit ı9ı8 sind mehr als 
24000 Elsaß-Lothringer infolge Ausweisung nach Baden zugezogen, nach Würt- 
temberg nur 8500, nach Bayern 14.000. In den unmittelbar an den Rhein an- 
grenzenden Gemeinden ist die Abwanderung der Bevölkerung und diejenige von 
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Gewerbe und Industrie am deutlichsten erkennbar. In den Jahren 1919-1925 
haben von 190 Gemeinden, die innerhalb eines etwa 7 km breiten Grenzstreifens 
gegenüber Elsaß-Lothringen liegen, 51 eine teilweise recht erhebliche Bevölkerungs- 
abnahme zu verzeichnen; in 60 Gemeinden steht die Bevölkerung still trotz des 
Überschusses der Geborenen über die Gestorbenen. Die Verringerung der Verdienst- 
möglichkeiten zwingt eben zur Ab- oder Auswanderung. Diese Entwicklung dürfte 
nach den gemachten Beobachtungen seit der letzten Volkszählung noch weiteren 
Umfang angenommen haben, und es ist unter diesem Gesichtspunkt bedauerlich, 
daß die in Aussicht genommene Verschiebung der nächsten Zählung es fürs erste 
nicht gestattet, genaue Zahlen zu erhalten. 


Strukturwandlungen in der Landwirtschaft 


Die badische Landwirtschaft ist durch die starke Zersplitterung des Grund und 
Bodens mit Verteilung in sehr viele kleine und kleinste Betriebsgrößen gekenn- 
zeichnet. Die Parzellenbetriebe betragen 60,65°/,. Die klein-, mittel- und 
großbäuerlichen Betriebe (von 2 bis unter 100 ha) umfassen mit insgesamt rund 
655000 ha beinahe 70°/, der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche des 
Landes, sie stellen die ausschlaggebende „Bauernschicht“ dar. Die landwirtschaft- 
lich genutzte Fläche umfaßt rund 


Ackerland 526000 ha = 66°), 


Wiesen 225700 „ = 28), 
Weiden 34400: 5 en49, 
Weinberge 1.2302, =..29, 


Neben Getreide und Hackfrüchten spielt im badischen Unterland der Anbau von 
Zuckerrüben und Zichorie, in Mittel- und Unterbaden derjenige von Tabak und 
Hopfen eine Rolle, der Feldgemüsebau findet seine besondere Pflege in der Nähe 
der großen Städte, Wein- und Obstbau sind über das Land verstreut. 

Die Zahl der selbständigen Betriebe mit einer landwirtschaftlichen Nutzungs- 
fläche von 2 ha und mehr hat sich gegenüber der Betriebszählung des Jahres 
1907 :um rund 10°/, vermindert. Besonders auffällig ist der Rückgang der selb- 
ständigen landwirtschaftlichen Betriebe in den an der elsässischen Grenze ge- 
legenen, teilweise bis zum Sommer 1930 besetzt gewesenen Amtsbezirken Kehl, 
Oberkirch und Offenburg, wo er in den einzelnen Größenklassen zwischen ı4 
und 28°/, schwankt. Die Durchschnittserträge bei Brotgetreide, Gerste, Hafer und 
Kartoffeln nehmen seit Kriegsende von Jahr zu Jahr ab, der Anbau von Handels- 
gewächsen und Wein geht zurück, der Viehbestand verringert sich. Die liegen- 
schaftliche Verschuldung nimmt von Jahr zu Jahr zu. Die ertragende Rebfläche 
ist von 14435 ha im Jahre 1923 auf 12302 ha im Jahre 1926 zurückgegangen. 
Der Anbau von Handelsgewächsen betrug ı913 noch 10888 ha, im Jahre 1926 
nur 7611 ha; Tabakanbau: 7378 ha im Jahre 1913, 4005 ha im Jahre 1926; 
Hopfenanbau: 1006 ha im Jahre 1913, 372 ha im Jahre 1926. Die badische 
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Landwirtschaft (wie auch die Industrie) hatte besonders auch durch die im Friedens- 
vertrag von Frankreich durchgesetzte einseitige Gewährung zollfreier Kontingente 
für die Einfuhr von Elsaß-Lothringen nach Deutschland eine schwere Einbuße er- 
litten, deren Auswirkung noch stärker gewesen wäre, wenn nicht der Zerfall der 
deutschen Währung die Kaufkraft geschwächt hätte. Die Kontingente waren von 
Frankreich auf eine Höhe festgesetzt, die wesentlich über den tatsächlichen Vor- 
kriegsverkehr hinausging. Es ist kaum zweifelhaft, daß diese Kontingente dazu 
benutzt wurden, auch rein französische Erzeugnisse in bedeutendem Umfang als 
elsässische zollfrei über die Grenze zu bringen. Diese einseitige Begünstigung 
Frankreichs erreichte zwar mit dem ıo. ı. 1925 ihr Ende, und es gelang den 
Franzosen bei den Handelsvertragsverhandlungen nicht, ihre Verlängerung durch- 
zusetzen. Indessen hat die französische Währungsinflation, welche die deutsche 
ablöste, der französischen Produktion in Landwirtschaft und Industrie gegenüber 
der deutschen auch weiterhin erhebliche Erleichterungen gebracht, die den Spiel- 
raum der deutschen Wirtschaft auf dem eigenen Markt verengerten. Die Einfuhr 
landwirtschaftlicher Produkte, vor allem des Weinbaus, des Obst- und Gemüse- 
baus, aber auch des Gersten- und Hopfenbaues zu außerordentlich niedrigen 
Preisen hat die badische Landwirtschaft lange Zeit geradezu gefährdet und ist für 
sie auch heute sehr fühlbar. Der elsaß-lothringische Weinbau, der für seinen be- 
trächtlichen Überschuß über den Verbrauch des Landes im weinreichen Frank- 
reich keinen nennenswerten Absatz fand und auf dem eigenen Markt unter dem 
"Wettbewerb der billigeren südfranzösischen Weine litt, ließ große Mengen über die 
‚ Grenze gehen, wo namentlich Weißweine zur Streckung einheimischer Gewächse 
verwandt wurden. Die ebenfalls beträchtlichen Mengen Rotweine, die als sogenannte 
Elsäßer nach Deutschland eingeführt und dort zu mäßigen Preisen ausgeschenkt wur- 
den, dürften zum größten Teil nicht im Elsaß selbst gewachsen, sondern im wesent- 
lichen durch den Verschnitt italienischer und spanischer Weine mit leichtem 
elsässer Landwein hergestellt worden sein. Es betrug z. B. das Kontingent für die 
zollfreie Einfuhr im Jahre 1924 214000 dz, während nach der Statistik der deut- 
schen Reichsbahn sich die Einfuhr elsaß-lothringischer Weine nach Deutschland 
im Jahre ıgı3 nur auf 168000 dz belief. 

Auch die Einfuhr von Mehl- und Mühlenfabrikaten aus Elsaß-Lothringen gab 
zu Beschwerden Anlaß. Von den südwestdeutschen Mühlen, als deren hervor- 
ragendster Standort Mannheim-Ludwighafen anzusehen ist, wurde vor allem dar- 
über geklagt, daß die Illkircher Mühlenwerke in Straßburg ihre Lieferungen unter 
Ausnutzung der zollfreien Kontingente so verstärkt hätten, daß mit Unterstützung 
der Währungsverschlechterung in Frankreich eine Konkurrenz der deutschen 
Mühlen auf südwestdeutschem Gebiet fast unmöglich gemacht wurde. Wenn sich 
die geschilderten Verhältnisse zum Teil auch inzwischen gemildert haben, so 
arbeiten die nicht unter den schweren steuerlichen und sozialen Lasten stehenden 
elsässischen Betriebe wohl auch künftig unter günstigeren Bedingungen, so daß 
nach wie vor, zumal eine Absatzmöglichkeit für die Elsässer nach dem übrigen 
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Frankreich kaum gegeben ist, der Überschuß an diesen Produkten nach dem be- 
nachbarten Lande Baden abgeschoben werden wird. : 

Umgekehrt machte sich infolge der Aufrichtung der Zollgrenze die Absperrung 
der Einfuhr von Rohstoffen usw. geltend, die für die badische Landwirtschaft 
wichtig waren. Dies bezieht sich auf den Bezug von Düngemitteln aus Elsaß- 
Lothringen und dem Saargebiet, von Futtermitteln aus Elsaß-Lothringen, von wo 
nach Mittel- und Südbaden Heu, Stroh, Runkelrüben, Rotrüben und Raps vor- 
zugsweise deshalb eingeführt wurden, weil der Boden im Elsaß für den Anbau 
dieser Sorten sich als sehr geeignet erwies, und die Möglichkeit des nahen und 
billigen Bezugs von Viehfutter dazu geführt hatte, daß auf der badischen Rhein- 
seite bei großer Viehhaltung der Boden zum Anbau hochwertiger landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse, wie Tabak, Zichorie, Zuckerrüben, Hanf, Hopfen usw. ver- 
wendet werden konnte. Auch Nutzvieh, vor allem Ferkel und Schweine, waren in 
starkem Maße aus Elsaß-Lothringen nach Baden eingeführt worden. Auf den badi- 
schen Vieh- und Schweinemärkten der Rheinebene überwog vor dem Kriege das 
elsässische Verkäuferelement in der Regel das einheimische. Stark fühlbar waren 
nach Abtrennung Elsaß-Lothringens die Schwierigkeiten im Bezug von Gerste. 
Die mittelbadischen Brauereien wurden hiervon auf stärkste betroffen, da sie fast 
den gesamten Bedarf an Braugerste aus dem Elsaß bezogen hatten. Der Ausfall 
mußte durch entfernter liegende Lieferquellen wie die Pfalz, Bayern oder die 
Tschechoslowakei ersetzt werden. Dazu kam eine erhebliche Erhöhung des deut- 
schen Eingangszolls für Gerste. Zahlreiche Brauereien in Mittel- und Südbaden 
mußten infolge der Schwierigkeiten im Bezug ihrer Rohstoffe liquidieren. Auch 
die Malzfabriken des mittel- und südbadischen Bezirks waren gezwungen, ihren 
Gerstebedarf anderweitig zu decken. — Auch als Absatzgebiet war der Verlust von 
Elsaß-Lothringen für die badische Landwirtschaft empfindlich, die — um nur auf 
einen Punkt hinzuweisen — die Stadt Straßburg in erheblichem Umfange mit 
Schlachtvieh und Erzeugnissen des Ackerbaus versorgt hatte. 

In den unmittelbar am Rhein gelegenen badischen Gemeinden sind in häufigen 
Fällen die Einwohner Eigentümer oder Pächter landwirtschaftlich genutzter Grund- 
stücke auf der anderen Rheinseite gewesen, welche gemäß Art. 74 des Versailler 
Vertrags der Liquidation verfielen, so daß die auf die Ausnützung dieser Liegen- 
schaften eingestellten Wirtschaftsbetriebe nachhaltig beeinträchtigt wurden. Diese 
Zerreißung wirtschaftlicher Zusammenhänge erstreckte sich auch auf den Ge- 
meindebesitz selbst. 21 badische Gemeinden besaßen von der Zeit her, da der nicht 
korrigierte Rhein sich in zahlreichen Adern und Windungen durch die Ebene 
schlängelte, Gemarkungsteile, sogenannte „Banngebiete“, die nach der Tullaschen 
Rheinregulierung auf das linke Rheinufer zu liegen kamen, mit einem gesamten 
Flächeninhalt von 2550 ha. Sie waren auf Grund eines badisch-französischen Ver- 
trags vom Jahre 1840 unabhängig vom Verlauf der Hoheitsgrenze aufrechter- 
halten worden. Unter Berufung auf Art. 56, Abs. 2, des Versailler Vertrags machte 
nunmehr Frankreich das Recht auf entschädigungslose Annektion dieser Gebiete, 
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trotz einer vom Deutschen Reiche eingelegten Rechtsverwahrung, geltend. Dieser 


- territoriale Verlust im Werte von rund 31/, Mill. RM. stellt nicht nur — angesichts 
_ der unzureichenden Entschädigung durch das Reich — eine empfindliche Ver- 


mögenseinbuße für die betroffenen Gemeinden dar, sondern auch eine Verringerung 
des Futter- und Streuertrags, die bei dem Landhunger der badischen Landwirt- 


schaft erheblich ins Gewicht fällt. 


Saargebiet und Elsaß-Lothringen gehörten neben dem Rheinland und der Schweiz 
zu den Hauptabsatzgebieten der badischen Holzwirtschaft. Da nunmehr unmittel- 
bar vor den Höhen des Schwarzwalds die Zollmauern Frankreichs und der Schweiz 
— wo der Zollsatz inzwischen erhöht ist — sich erheben, begegnet die Ausfuhr 
badischen Schnittholzes nach den beiden Ländern den größten Schwierigkeiten. 
Sie werden vermehrt durch die Durchfuhrtarifpolitik der Reichsbahn, welche aus 
der Tschechoslowakei und Österreich stammendes und nach Elsaß-Lothringen und 
dem Saargebiet bestimmtes Holz billiger als deutsches Holz befördert. Die beiden 
Länder vermögen infolgedessen im Elsaß und an der Saar ihr Holz unter dem 
Preis des deutschen Holzes anzubieten. Hierdurch ist die badische Holzwirtschaft 
von ihren alten Märkten abgedrängt. Sie ist gezwungen, auf dem übrig gebliebenen 
Absatzgebiet des Rheinlandes den größten Teil ihrer Holzerzeugung anzubieten, 
wo hohe Frachten, verbunden mit dem gegenüber früher verstärkten Angebot und 
billiger ausländischer Konkurrenz, niedrige Holzpreise bedingen. Den Vorgängen 
in den östlichen deutschen Grenzlanden entsprechend, sollte der südwestdeutschen 
Holzwirtschaft, die sich geographisch und frachtlich in ähnlicher Lage befindet, 


‚ eine Erleichterung durch verbilligte Frachttarife gewährt werden. 


Strukturwandlungen in Industrie und Gewerbe 


Während im Jahre 1925 in der badischen Landwirtschaft und ihren Neben- 
betrieben rund 468000 Personen hauptberuflich beschäftigt waren, betragen die 
entsprechenden Zahlen für die Industrie 286 000, für Handel, Versicherungs- und 
Verkehrsgewerbe, Gast- und Schankwirtschaft 137000; in 60000 Handwerks- 
betrieben sind 160000 Menschen tätig. Es lassen sich folgende Industriegebiete 


unterscheiden: 
das Gebiet am Bodensee (Singen, Konstanz, Wollmatingen, Radolfzell) mit größerer 
Maschinen-, Nahrungsmittel- und Textilindustrie; — der östliche Schwarzwald 


(Villingen, St. Georgen, Furtwangen) als Hauptsitz der Uhren- und feinmechani- 
schen Industrie; — das Wiesen- und Oberrheintal (Lörrach, Schopfheim, Zell i. W., 
Rheinfelden, Säckingen, Waldshut) als Hauptsitz der Textilindustrie und der elek- 
trochemischen Industrie; — das Gebiet um die Ausgänge des Elz- und Dreisamtals, 
das Maschinen, Orchestrions, Textil- und Papierwaren erzeugt (Freiburg, Wald- 
kirch, Emmendingen, Gutach); — in der mittelbadischen Rheinebene (Lahr, Offen- 
burg, Kehl, Bühl) herrscht die Tabakindustrie vor, daneben Kartonagen- und 
Lederindustrie; — das Gebiet der Murg und Oos (Rastatt, Gaggenau, Forbach) 
mit Maschinen-, Fahrzeug- und Papiererzeugung; — das Gebiet von Karlsruhe 
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und Umgebung mit größerer Maschinenindustrie (besonders Nähmaschinen und 
Fahrräder) und einem großen Unternehmen der Parfümerie- und Seifenbranche; 
Pforzheim, der Sitz der Edelmetall- und Schmuckwarenindustrie; — das nord- 
badische Industriegebiet mit der Mannheimer Metall- und Maschinenindustrie, 
elektrochemischen und chemischen Industrie, der Zementindustrie von Heidelberg- 
Leimen,.der Weinheimer Lederindustrie und der Tabakindustrie (Bruchsal, Wies- 
loch, Hockenheim). — Außerdem die Zelluloseindustrie in Mannheim, Karlsruhe, 
Kehl, die Mannheimer Großmühlen sowie die Brauereien Mittel- und Nordbadens. 

Der Elektrizitätsversorgung dienen die reichlichen Wasserkräfte des Landes: der 
Oberrhein vom Bodensee bis Basel mit den deutsch-schweizerischen Großkraft- 
werken, der kanalisierte Neckar zwischen Mannheim und Heilbronn, das Murg- 
werk, Schluchseewerk und endlich das Großkraftwerk Mannheim als Dampfwerk. 
Die Landessammelschiene, die vom Oberrhein über den Schluchsee und das Murg- 
werk nach Mannheim führt, findet dort Anschluß an das Großkraftwerk, die 
Pfalzwerke, die Rheinisch-westfälische Elektrizitäts A.-G. 

Der erheblichen Wirtschaftskapazität des Landes steht eine Verengerung des 
Absatzspielraumes gegenüber, die in erster Reihe auf die Abtrennung Elsaß- 
Lothringens vom deutschen Hoheitsgebiet, die Loslösung Luxemburgs von der 
deutschen Zollgemeinschaft und die Verwaltungstrennung des Saarbeckens zurück- 
zuführen ist. Als wichtige Produktionsstätten von Kohle und Eisen spielten diese 
drei Gebiete vor dem Kriege für Südwestdeutschland infolge der frachtlich günstigen 
Lage eine besondere Rolle. 25 v.H. des badischen Kohlenbedarfs wurden von der 
Saar gedeckt, 30 v. H. des badischen Gesamtbezugs von Formeisen und 38°/, 
desjenigen von Schienenmaterial entfielen auf das Saargebiet. In der Versorgung 
der südwestdeutschen eisenverarbeitenden Industrie mit Rohstoffen und Halbzeug 
sind seit dem Kriege infolge der Zollverhältnisse und der inzwischen abgeschlossenen 
internationalen Vereinbarungen der Schwerindustrien Deutschlands, Frankreichs 
und Luxemburgs ganz neue Bedingungen eingetreten; die Konzentration des Ab- 
satzes der ausländischen Erzeugnisse in der Hand des deutschen Stahlwerkverbandes 
hatte die Lösung alter Geschäftsbeziehungen und — vermöge einer straffen Kartel- 
lierung — Preissteigerungen zur Folge. 

Am schwersten macht sich der Verlust von Elsaß-Lothringen, Saargebiet und 
Luxemburg als Absatzgebiete in der südwestdeutschen Wirtschaft geltend. Es hatte 
sich im Laufe der Jahrzehnte seit der Angliederung des Reichslandes an Deutsch- 
land ein so lebhafter Güteraustausch zwischen ihm und dem badischen Nachbar- 
lande entwickelt, daß, den natürlichen geographischen Bedingungen entsprechend, 
die rechts- und linksseitigen Teile der Rheinebene zu einem Wirtschaftsgebiet 
organisch zusammengewachsen waren, wobei die Stammesgleichheit der Bevölke- 
rung und die kulturelle Stellung Straßburgs eine wesentliche Rolle spielten. Als 
das Elsaß zum Reich kam, hatte es wirtschaftlich einen noch überwiegend agraren 
Charakter, wie ihn das rechte Rheinufer schon nicht mehr besaß. Als dann die 
industrielle Entfaltung Deutschlands in den siebziger Jahren des vorigen Jahr- 
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‚hunderts begann, hatte die badische Rheinseite einen Vorsprung, den das Elsaß 


nicht mehr einzuholen vermochte, wenn auch dort der gewerbliche Aufschwung 


ir 


r 


‚ stark einsetzte. Diese Unterschiede zwischen hüben und drüben lösten eine zum 


Güteraustausch drängende Spannung aus, die für die Erzeugnisse der badischen 
Fertigindustrie lebhafte Absatzgelegenheit bot. Bei Lothringen und dem Saargebiet 
handelte es sich um hochindustriell entwickelte Wirtschaftszentren, in denen in- 
folge der reichen Bodenschätze die Urproduktion vorherrschte, und die mit dem 
starken Bedarf der dort konzentrierten Menschenmassen wiederum eine glückliche 
Ergänzung des badischen Landes mit seiner Fertigwarenerzeugung darstellten. 
Dieser Absatzspielraum war für die badische Industrie, soweit sie konsumorientiert 
ist, um so willkommener, als sie in ihrem Absatz östlich durch den Schwarzwald, 
nach Süden durch die Zollgrenze der Schweiz, nach Norden hin durch die Fracht- 
verhältnisse behindert war. Von den Absatzbeziehungen der badischen Holzindustrie, 
welche die Kaliwerke und Gruben Elsaß-Lothringens und des Saargebietes mit 
Grubenholz, die Bauindustrie mit Nutzholz belieferte und die Reichsbahn in Elsaß- 
Lothringen mit Eisenbahnschwellen versorgte, sowie von dem katastrophalen 
Rückgang dieses Absatzes ist bereits die Rede gewesen. In Mittelbaden haben be- 
sonders die Kistenfabrikation und die ehemals bedeutende Korbwarenindustrie des 
Hanauerlandes, die ?/, ihres Absatzes einbüßte, gelitten. Die beteiligten Handels- 
kammern führen Beispiele von Firmen aller Handelszweige an, deren linksrheinischer 
Absatz vor dem Kriege zwischen 50 und 80 und mehr Prozent der Jahresproduktion 
betrug. Die Möbelindustrie in den Städten Freiburg, Offenburg, Rastatt, Karlsruhe 


‘ und deren Umgebung beklagt den Verlust eines früher lebhaften Absatzes nach 


Elsaß-Lothringen, für den infolge der starken Zollerhöhung in der Schweiz und 
der ungünstigen Frachtverhältnisse auf dem deutschen Markt ein Ersatz nicht ge- 
wonnen werden konnte. Etwa 30°/, der gesamten Erzeugung der badischen Zigarren- 
industrie wurde vor dem Kriege nach Elsaß-Lothringen und dem Saargebiet ab- 
gesetzt, wo die starken Garnisonen einen umfangreichen Verbrauch mit sich 
brachten. Besonders schwierig sind die Verhältnisse bei der Textilindustrie, wo 
besonders die Baumwollindustrie mit etwa 16 000 Arbeitern und die Seidenindustrie 
mit etwa 10 000 Arbeitern für die Abtretungsverluste in Frage kommen. Die Haupt- 
gruppe im Wiesental und am Oberrhein bildete mit der Textilindustrie des Elsaß 
und der Nordschweiz — ihrer Mutterindustrie — ein einheitliches Gebilde, welches 
die Zollgrenze zum Schaden aller drei Länder zerrissen hat. Die Beziehungen der 
oberbadischen Baumwollindustrie zur elsässischen waren im hohen Grade wechsel- 
seitig. Die oberbadischen Baumwollspinnereien, deren Kapazität die Aufnahme- 
möglichkeiten der badischen Webereien überstieg, belieferten in großem Umfang 
die Webereien des Elsaß. Nur teilweise wurde bis jetzt Ersatz in holländischen 
und ungarischen Absatzgebieten und auf entlegenen deutschen Märkten gefunden. 
Das Gleiche gilt für die Rohwebereien, die vor dem Kriege zum wesentlichen Teil 
an die elsässische Veredelungsindustrie lieferten. Besonders haben die Garnfärbereien 
gelitten, bei denen 70—g0 v. H. des Gesamtumsatzes Lohnfärbereiaufträge für das 
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Elsaß darstellten. Der Seidenindustrie — Seide und Kunstseidespinnerei, Band- 
industrie — ist es infolge höherer Gestehungskosten, als sie die elsässischen Fabriken 
haben, nicht mehr möglich, mit diesen zu konkurrieren. Auf der anderen Seite 
macht sich der Wettbewerb der sehr starken französischen Textilindustie auf dem 
deutschen Markte geltend. 

Schwer betroffen wurde auch die Säcke- und Deckenfabrikation, die nahezu 
ausschließlicher Lieferant für die Mühlenwerke, die Zucker- und Baumwollfabriken 
und die Kalibergwerke des Elsaß gewesen ist, die Metall- und Maschinenindustrie 
in allen ihren Zweigen (Armaturenfabrikation, Baumaschinen, Hebezeuge, Kessel, 
Schiffsmaschinen, landwirtschaftliche und Sägewerkmaschinen), ferner die Papier- 
industrie, vor allem für Packpapiere, Pappen und Kartonagen, Lichtpauspapiere, 
Etiketten- und Geschäftsbücherfabrikation. Die Industrie der Steine und Erden 
hatte einen nicht unbedeutenden und regelmäßigen Absatz nach Elsaß-Lothringen 
(Schotter-, Kreide- und Kitterzeugnisse, Ziegel, Baumaterial und Öfen, Steingut, 
Porzellan und Ton). Die Ziegelindustrie im besonderen kann nach Frankreich 
und der Schweiz wegen der hohen Schutzzölle nicht exportieren, während sie 
andererseits trotz Bemühungen bisher eine Erhöhung der autonomen deutschen 
Zollsätze aus dem Jahre 1902 nicht erreichen konnte; die Schwierigkeiten werden 
dadurch vermehrt, daß die mit geringeren Herstellungskosten arbeitende elsäs- 
sische Ziegelindustrie in den badischen Markt eindringt. Die badische Pflaster- 
und Werksteinindustrie, welche die Absatzgebiete links des Rheins verloren hat, 
ist durch die in der Nachkriegszeit eingeführten Staffeltarife auch aus ihren öst- 
lich von Baden gelegenen Absatzgebieten und infolge der Konkurrenz von Tschecho- 
slowakei, Österreich und Niederbayern vom schweizerischen Markt verdrängt. Die 
badischen Malzfabriken haben ihren Absatz nach Elsaß-Lothringen, Saargebiet 
und Luxemburg, der bei einzelnen Firmen 30—70°/, der Erzeugung betrug, ein- 
gebüßt, andererseits leiden sie unter verstärkter Konkurrenz aus der Pfalz, die sich 
nunmehr gleichfalls östlich orientieren muß, sowie von Bayern, Württemberg und 
Mitteldeutschland her. Auf dem schweizerischen Markt begegnen sie dem Wett- 
bewerb von Elsaß-Lothringen und der Tschechoslowakei, die aus Valutagründen 
billiger arbeiten und deshalb bereits einen Vorsprung haben. Das badische Brau- 
gewerbe hat vor dem Kriege jährlich annähernd 20 000 hl in Elsaß-Lothringen 
abgesetzt. Die mittel- und südbadischen Brauereien unterhielten zahlreiche Bier- 
depots im Elsaß, deren Liquidation für die Unternehmungen nicht wieder einzu- 
holende Kapitalverluste mit sich brachte. 

Die oberbadische Seifenfabrikation, deren Vorkriegsabsatz nach Elsaß-Lothringen 
und dem Saargebiet bis zu 60 v. H. der damaligen Erzeugung betrug, klagt über 
die doppelten Frachtkosten für den Bezug der Roh- und Hilfsstoffe und den Ab- 
transport des Fertigfabrikates, während z. B. die rheinländische Seifenindustrie 
sich aus den nahegelegenen rheinischen Ölmühlen und Margarinefabriken ein- 
decke. Als besonders empfindlich betroffen sei auch die im Lande stark vertretene 
Nähmaschinen- und Fahrradindustrie erwähnt, die vor dem Kriege 10—5o v. H. 
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ihrer Gesamterzeugung in das verlorene Gebiet verkaufte, ebenso die Bürsten- 
industrie im Handelskammerbezirk Schopfheim. 

Der Platz Mannheim als Hauptsitz der in der Nähe der verlorenen Gebiete ge- 
legenen Großindustrie ist in besonderem Maß in Mitleidenschaft gezogen. Fast 
sämtliche Gruppen der Mannheimer Industrie (z. B. Eisenbahnmaterialien, elek- 
trische Bedarfsartikel, Baggermaschinen) waren an der Belieferung Elsaß-Loth- 
ringens und des RE und zum Teil von Luxemburg wesentlich beteiligt. 
Der Gesamtabsatz ist in einzelnen Fällen bis auf die Hälfte zurückgegangen. Ein 
Teil der Firmen hatte in Elsaß-Lothringen und dem Saargebiet Niederlassungen, 
die mit Lägern verbunden waren. Der Mannheimer Handel mit Getreide, Mehl 
und Futtermitteln hat durch den Verlust Elsaß-Lothringens und des Saargebiets 
einen empfindlichen Schlag erlitten. 


Die Rheinschiffahrt 


Die für Straßburg maßgebende französische Zollgesetzgebung sieht besondere 
Zuschläge zu den Zollsätzen in denjenigen Fällen vor, in denen Sendungen außer- 
europäischer Herkunft über ein anderes europäisches Land und Waren europäischer 
Herkunft nicht direkt vom Herkunftsland eingeführt werden. Im ersten Fall wird 
die Surtaxe d’entrepöt, im zweiten die Surtaxe d’origine erhoben. Eine Ausnahme- 
stellung nimmt der belgische Hafen Antwerpen ein, da Transporte via Antwerpen 
nach französischen Plätzen die gleiche Behandlung erfahren, wie wenn sie über 
"einen französischen Hafen eingeführt worden wären. Mit der Einbeziehung Elsaß- 
‚Lothringens in das französische Zollgebiet ergaben sich schwerwiegende Folgen 
für die holländischen Seehäfen und den Rheinverkehr, vor allen Dingen für den 
Binnenumschlagsverkehr in Mannheim, welches Hauptumschlagsplatz für die Ein- 
fuhr nach Elsaß-Lothringen gewesen ist. Waren, die auf dem üblichen Wege über 
Rotterdam auf dem Rhein nach Elsaß-Lothringen gingen, wurden nunmehr mit 
einem der beiden Zuschläge belegt, was dazu führte, daß der Rheinweg in erheb- 
lichem Umfang für die Bezüge Elsaß-Lothringens ausgeschaltet wurde, soweit sie 
nicht über Antwerpen hereinkamen. Auch in diesem letzteren Falle wurde auf die 
Erhebung des Zuschlags nur dann verzichtet, wenn die Ware von Antwerpen bis 
Straßburg durchging oder, falls eine Leichterung in Mannheim stattfinden mußte, 
diese nur mit französischen Umschlagsanlagen und Fahrzeugen durchgeführt 
wurde. Diese Rechtslage hat seinerzeit auch eine ausschlaggebende Rolle gespielt, 
als die Franzosen im Rahmen der erzwungenen Abtretungen (Art. 357 d. Vers. 
Vertrags) den Getreidesilo einer badischen Umschlagsfirma im Mannheimer Hafen 
im Wege eines Erbbaurechts erwarben. Erschwerend kommt hinzu, daß nach der 
französischen Gesetzgebung eine Ware, die aus einem Herkunftsland eingeführt 
wird, welches Zollvergünstigungen genießt, diese dann verliert, wenn eine 
Zwischenlagerung in einem dieser Vergünstigungen nicht teilhaftigen Lande er- 
folgt. Der früher in Mannheim übliche Umschlag und die Zwischenlagerung, be- 
sonders von Getreide und Futtermitteln, in den Lägern des Mannheimer Getreide- 
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großhandels war also infolge der Annektion Elsaß-Lothringens durch Frankreich 
nicht mehr möglich. Aber auch sonstige zahlreiche Transporte sind auf diese Weise 
dem Mannheimer Lager- und Umschlagsbetrieb verlorengegangen. Trotz Drängens 
der Niederlande und Deutschlands haben Belgien und Frankreich dem Platz Ant- 
werpen seine Vorzugsstellung zu erhalten gewußt. Die Franzosen haben Ende 1927 
die Zwischenlagerung in deutschen Lagerhäusern ohne Erhebung der Surtaxe 
lediglich in den Fällen zugestanden, in denen sie durch den Wasserstand oder 
sonst durch höhere Gewalt veranlaßt ist. 

Die deutsche Rheinschiffahrt hat den größten Teil der Transporte nach und 
von Straßburg und Lauterburg verloren, ein Verlust, dessen Bedeutung daran er- 
messen werden kann, daß die Verkehrsziffer dieser Häfen ı913 zusammen über 
2 Mill. t betrug und bisher auf über 5 Mill. t jährlich gestiegen ist. Größer noch 
sind die Verluste einzuschätzen, die der Rheinschiffahrt durch die Entwickelung 
der Währung in Frankreich entstanden, welche es für die Verfrachter vorteilhaft 
erscheinen ließ, die Güter ab und nach französisch-belgischen Seehäfen über die 
französischen Eisenbahnen zu leiten. Wenn auch die Rheinschiffahrt mit ihren 
billigen Frachtsätzen dieser Konkurrenz hätte begegnen können, so verteuerten 
die Eisenbahnanschlüsse von und nach den Oberrheinhäfen infolge des Staffel- 
tarifsystems den gebrochenen Gesamttransport derart, daß die Güter mehr und 
mehr auf die französischen Strecken abwanderten. Die Reichsbahn versuchte, 
dieser Abwanderung durch Ausnahmetarife zugunsten der deutschen Seehäfen zu 
begegnen, was zur Folge hatte, daß eine Reihe von Gütern auf der Bahn zwischen 
Hamburg und Basel billiger befördert werden als zwischen Mannheim und Basel. 
Daraus ergibt sich, daß der Konkurrenzkampf zwischen den deutschen und den 
französischen Eisenbahnen eine Beförderung über den Rheinweg ausschließt. Hier- 
nach ist es ohne weiteres zu verstehen, daß der Gesamthafenverkehr Mannheims 
im Jahre 1926 gegen ı913 um 27,8 v. H. abgenommen hat; der eigentliche Um- 
schlagsverkehr von Schiff auf Bahn ist 1925 gegen ı9ı3 um 52 v. H. zurückge- 
gangen. Mannheim hat deshalb, ebenso wie die weiter südlich gelegenen Ober- 
rheinhäfen Karlsruhe und Kehl, wie überhaupt die gesamte badische Wirtschaft 
ein wichtiges Interesse am Ausbau der Wasserumschlagstarife. 

Die Zusammensetzung der Rheinflotte zeigt heute gegenüber der Vorkriegszeit 
ein völlig verändertes Bild. Der Wanderer am Rhein ist erstaunt über die Häufig- 
keit der französischen Flagge. Auf Grund des Art. 357 des Versailler Vertrags hat 
die deutsche Rheinflotte an Frankreich Schlepper mit einer Gesamtpferdestärke 
von 32679 HP, Rheinkähne von insgesamt 349342 t und wertvolle Umschlags- 
anlagen abtreten müssen. Der Fendelkonzern in Mannheim hat die gesamte Flotte 
der Rheinschiffahrts-A.-G. vormals Fendel und wertvolle Umschlagsanlagen in 
Rotterdam und Mannheim abgegeben, ganz abgesehen von den schweren Schädi- 
gungen, welche die badische Rheinschiffahrt durch den Verlust ihrer Anlagen im 
Straßburger Hafen erlitten hat, die nach Art. 74 des Versailler Vertrags der Liqui- 
dation verfielen. Obwohl die deutsche Rheinschiffahrt bestrebt war, die Abtretungs- 
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verluste durch Neubauten zu ersetzen, zeigen sich die Wirkungen der eingetretenen 
" Strukturwandlung darin, daß der Anteil des deutschen Kahnraums von 50 auf 
E 4o v. H. zurückgegangen ist und nun etwa dem holländischen gleichsteht, wäh- 
‚rend die deutsche Schleppkraft ihren Vorkriegsanteil von 67 auf 54 v. H. vermin- 
y derte. Dagegen sind als neue Konkurrenten der französische Kahnraum mit 7. H. 
_ und die französische Schleppkraft mit 9,5 v. H. erstanden. Die Folge ist ein Über- 
angebot an Kahnraum gegenüber dem derzeitigen Bedarf. 

Gewaltige weitere Schädigungen drohen der badischen Wirtschaft, wenn Frank- 
reich von den ungeheuerlichen Bestimmungen des Art. 358 des Versailler Vertrags Ge- 
brauch machen sollte, die ihm das Recht auf die Ableitung des Rheines zur Er- 
stellung eines Seitenkanals von Hüningen bis Straßburg und zum einseitigen Aus- 
bau der Wasserkräfte auf dieser Strecke verleihen. Die Ausführung dieses Projektes 
würde nicht nur die empfindlichsten Rückwirkungen auf die badische Elektro- 
wirtschaft, sondern auch unübersehbare Folgen für die Land- und Forstwirtschaft, 
die Fischerei und die Wasserversorgung der Wohnsiedelungen haben *). 


Fremdenverkehr 


Bei der Aufzählung der Abtretungsverluste darf angesichts der großen wirtschaft- 
lichen Bedeutung, welche der Fremdenverkehr für das mit Naturschönheiten reich 
bedachte badische Land hat, die Fremdenindustrie nicht vergessen werden. Am 
Fremdenverkehr des Schwarzwaldes hatte Elsaß-Lothringen vor dem Kriege einen 

"starken Anteil. Von Badenweiler bis Baden-Baden hatten die Kur- und Badeorte 
‚ (also außer den genannten Plätzen z. B. Glotterbad, Krotzingen, Bad Dürrheim, 
die Bäder des Renchtals) einen lebhaften Besuch aus dem Elsaß aufzuweisen. Für 
die Bevölkerung der elsässischen Städte, wie Straßburg, Mülhausen, Kolmar, waren 
die Kur- und Erholungsplätze im Schwarzwald der natürliche Aufenthalt in den 
Schul- und Geschäftsferien, da die verhältnismäßig wenigen Gasthöfe in den Vo- 
gesen nicht alle Erholungsbedürftigen aufnehmen konnten. Daneben spielte der 
Touristenverkehr eine große Rolle. Allsonntäglich ergoß sich ein Strom elsässischer 
Wanderer über Neuenburg—Müllheim, Breisach, Freiburg, Kehl—Appenweiler in 
die Schwarzwaldberge mit ihren gegenüber den Vogesen besser erschlossenen 
Wegen. Freiburg übte nicht nur als Eingangspforte in den südlichen Hochschwarz- 
wald eine große Anziehungskraft auf die linksrheinische Bevölkerung aus; auch 
die dortigen Universitätskliniken waren von ihr gerne besucht. Wenn man er- 
wägt, in welchem Maße das Gedeihen nicht nur des eigentlichen Fremden- 
gewerbes, sondern auch des Einzelhandels und des Handwerks von dem Fremden- 
verkehr abhängig ist, so kann man die Verluste ermessen, welche das Ausscheiden 
Elsaß-Lothringens aus dem Reichsverband auch auf diesem Gebiete zur Folge gehabt 
hat. Wenn auch der Verkehr von der linken Rheinseite her infolge des Ausfalls des 
altdeutschen Elementes (Beamte, Militärs usw.) den früheren Umfang nicht mehr 
erreichen wird, so haben sich doch mit Hilfe von Erleichterungen auf paßrecht- 


*) Siehe den Aufsatz von Ministerialrat Dr. Fuchs in diesem Heft. 
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lichem Gebiete schon wieder erfreuliche Ansätze für einen Verkehrsaustausch von 
hüben und drüben gebildet, die mit der bevorstehenden Einführung des kleinen 
Grenzverkehrs und der fortschreitenden Befriedung der politischen Atmosphäre 

eine weitere günstige Entwicklung erhoffen lassen. 


= Arbeitslosigkeit 

Da sich die Erwerbslosenzahlen in Abhängigkeit vom Wirtschaftsleben bewegen, 
mußte die Lage Badens als Grenzland sich auch in der Vermehrung der Erwerbs- 
losigkeit geltend machen. Als nach den Inflationsjahren der Markt wieder natür- 
liche Formen annahm und der Absatz sich nach den wirklichen, nicht künstlich 
aufgeblähten Bedürfnissen richtete, stieg die Belastung der Bevölkerung Badens 
durch Erwerbslosigkeit über diejenige Württembergs und Bayerns und zeitweilig 
auch über diejenige des Reiches. Eine Untersuchung für die besonders gefährdeten 
elf Grenz-Arbeitsnachweisbezirke Mannheim, Weinheim, Heidelberg, Bruchsal, 
Karlsruhe, Rastatt, Baden, Offenburg, Kehl, Lahr und Freiburg ergab eine wesent- 
lich ungünstigere Situation als im Landesdurchschnitt. Die Lage dieser Grenz- 
bezirke bringt eine Gefährdungsmöglichkeit für Auftragserteilung und Produktion 
in der Vorstellung mancher Besteller mit sich; es fehlt das elsaß-lothringische 
Absatzgebiet, und gerade in jenen Gegenden wurde der Arbeitsmarkt von Flücht- 
lingen und Auswanderern aus dem früheren Reichsland überflutet. Was das an- 
gebliche Risiko von Auftragserteilungen in der Grenzzone betrifft, müssen die da 
und dort bestehenden Auffassungen bei ruhiger Überlegung eine Berichtigung er- 
fahren im Hinblick darauf, daß bei einem — übrigens auf absehbare Zeit durch- 
aus unwahrscheinlichen — bewaffneten Konflikt die entmilitarisierte 50-km-Zone 
aus naheliegenden Gründen Zerstörungshandlungen des Feindes weniger ausgesetzt 
sein dürfte, und auf die Raum und Zeit überwindende Eigenart des modernen 
Luftkrieges, die in wenigen Stunden seine Auswirkung auch in größerer Ent- 
fernung von der Grenze ermöglicht. 

Die Erwähnung der entmilitarisierten Zone (Art. 42 —44 des Versailler Vertrags) 
gibt hier Anlaß festzustellen, welche weitere wirtschaftliche Einbuße das badische 
Land, das vor dem Kriege das 14. Armeekorps beherbergte, durch die Entblößung 
von militärischen Garnisonen erfahren hat. Sie wirkt sich besonders in kleinen 
Städten aus, in denen die Truppe einen verhältnismäßig großen Teil der Gesamt- 
bevölkerung ausmachte und durch ihren geschäftsbelebenden Einfluß eine wert- 
volle wirtschaftliche Stütze für den Haushalt der Gemeinde ebenso wie für die 
Geschäftswelt wurde. Neben den übrigen Schädigungen wird dieser Ausfall im 
Grenzland besonders schwer empfunden. 


Wohnungsnot 
Die Wohnungsnot mußte sich in den Grenzgemeinden, die zur Aufnahme von 
Flüchtlingen aus dem Elsaß vorzugsweise bestimmt waren, in stärkerem Maße als 
in anderen Reichsteilen fühlbar machen. Wie oben erwähnt, sind 24317 Elsaß- 
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 Lothringer nach Baden verzogen. Rechnet man durchschnittlich 31/, Personen als 
_ eine Familie, so ergab sich ein Bedarf von rund 7000 Wohnungen, und bei einem 
- durchschnittlichen Zuschuß aus öffentlichen Mitteln von 6000 RM. für eine 


Wohnung eine Belastung der öffentlichen Baufinanzierung im Gesamtbetrag von 


42 Mill. RM. Auch in den an der Schweizer Grenze gelegenen Gemeinden ver- 


stärkte sich die Wohnungsnot durch den Zuzug von Auslandsdeutschen. So waren 
in Singen und Radolfzell Lager der aus der Schweiz seinerzeit eingezogen ge- 
wesenen deutschen Wehrleute errichtet, die nach der Schweiz nicht zurückkehren 
durften. Ein Teil dieser Wehrleute zog im Laufe der Zeit aus diesen Städten wieder 
weg, die Mehrzahl blieb jedoch zurück und vergrößerte die Wohnungsnachfrage. 
Bei der Volkszählung 1925 wurden noch 11816 Personen im Lande ermittelt, 
die im Jahre 1914 ihren Wohnsitz in der Schweiz hatten. 

Die Erschwerung der wirtschaftlichen Lage infolge der neuen Grenzziehung 
hat nicht nur die Lasten für öffentliche Fürsorge sehr stark anschwellen lassen, 
sie hat in Verbindung mit der Ansiedelung vieler asozialer Elemente im Grenz- 
gebiet auch die Kriminalität gesteigert, insbesondere die Vergehen gegen die Zoll- 
Ein- und Ausfuhrvorschriften und Paßbestimmungen vermehrt. Aus Frankreich 
oder der Schweiz abgeschobene Personen werden häufig sofort wieder kriminell 
strafbar. Aus Frankreich zurückkehrende Fremdenlegionäre sind nicht selten von 
deutschen Justizbehörden verfolgte Personen, die von den Staatsanwaltschaften und 
Gerichten an der Grenze in Untersuchung zu nehmen sind. 


Die kulturellen Folgen 


Die neue Grenze am Oberrhein hat aber nicht nur der badischen Wirtschaft 
den westlichen Radius ihres Betätigungskreises geraubt, sie hat auch Einbußen 
auf kulturellem Gebiet zur Folge. Mit der Rückgewinnung Elsaß-Lothringens im 
Jahre 1871 hatte sich die gegenseitige geistige Befruchtung der beiden stamm- 
verwandten Länder rechts und links des Rheines, die bis in uralte Zeiten zurück 
niemals völlig ausgeschaltet war, zu besonders hoher Blüte entfaltet. Ein lebhafter 
Bevölkerungsaustausch setzte ein, und das Land Baden war an dem Strom deut- 
scher Einwanderer in das Reichsland stark beteiligt. In Straßburg allein lebten 
im Jahre ıgı0 12000 Badener gegenüber 33 000 Altelsässern; umgekehrt wurden 
1905 in Baden ı2 500 Personen mit elsaß-lothringischer Staatsangehörigkeit ge- 
zählt. Nicht minder bedeutsame Beziehungen zwischen den beiden Rheinseiten 
schuf — wie schon oben erwähnt — der lebhafte Verkehr, der sich zu wirt- 
schaftlichen und kulturellen Zwecken, als Verwandtenbesuch und Ausflugs- 
verkehr hinüber und herüber bewegte. Die enge Zusammenarbeit wissenschaft- 
licher Kreise, wechselseitiger Besuch der Schulen und sonstiger Bildungsanstalten, 
Kunstausstellungen und Tagungen schufen wertvolle geistige Berührungspunkte. 
Welche Anziehungskraft übte doch Straßburg als Kultur- und Bildungsstätte von 
hohem Rang am Treffpunkt zweier sich berührender und ergänzender Kulturen 
auf seine rechtsrheinische Umgebung aus. Seine Universität, seine höheren und 
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Fachschulen wurden von vielen Badenern besucht. Reiche Anregung ging von 
den Straßburger Theatern, Museen, Konzerten und Vorträgen aus. Für das ganze 
badische Mittelland, die Gegend von Bühl bis Lahr, war Straßburg in vielem der 
kulturelle Mittelpunkt schlechthin. Anderseits waren die badischen Hochschulen, 
darunter auch die Handelshochschule in Mannheim, und die höheren Lehranstalten 
in einer Reihe von Grenzstädten, besonders Freiburg, Breisach, Lahr, Offenburg, 
Rastatt, von zahlreichen elsaß-lothringischen Studierenden und Schülern besucht. 
An der Realschule Breisach kam nahezu die Hälfte aller Schüler aus dem Elsaß. 
Im Wintersemester 1913/ı4 waren an der Universität Freiburg 79, an der Uni- 
versität Heidelberg 22 und an der Technischen Hochschule Karlsruhe 46 elsaß- 
lothringische Studierende eingeschrieben. Schwer getroffen ist durch die neue Lage 
alle wissenschaftliche Arbeit in Baden, die sich mit der Landesgeschichte oder mit 
Geschichte oder Natur des Oberrheingebiets befaßt. So besonders auch die bereits 
im Jahre 1850 gegründete Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins, die von 
der badischen Historischen Kommission herausgegeben wird. Von der Elsaß-Loth- 
ringischen Regierung mit einem namhaften jährlichen Zuschuß unterstützt und 
an die elsässischen höheren Lehranstalten empfohlen, gefördert durch die Mitarbeit 
der ganzen Generation jüngerer elsässer Historiker, fand sie als wissenschaftliches 
Organ für die Geschichte beider Rheinseiten im Elsaß ansehnliche Verbreitung. 

So entrollt sich vor unserem Auge als Folge der neuen Grenzziehung in der 
Südwestecke des Reiches ein Bild der Vernichtung wirtschaftlicher und kultureller 
Werte als kleiner, aber von den Betroffenen schmerzlich empfundener Ausschnitt 
aus dem ungeheueren Zerstörungswerk des großen Krieges. Es ist wertvoll, die 
durch geschichtliche Ereignisse geschlagenen Wunden aufzudecken, nicht um in 
fruchtloses Klagen zu verfallen, sondern um Lehren zu ziehen und wiederaufzu- 
bauen. Eine der aus vorstehenden Darlegungen sich ergebende Lehre ist wohl 
die, daß eine zu straffe Konzentration der wirtschaftlichen und geistigen Kräfte an 
einem oder wenigen Punkten des Reiches für das Wohl des Ganzen nicht förderlich 
ist, daß es vielmehr im wohlverstandenen Interesse des Reiches liegt, die Grenz- 
bezirke nicht blutleer werden zu lassen. Nur als wirtschaftlich und kulturell kräftige 
Glieder können sie ihre Aufgabe als Hüter der Grenze zugleich als Brücke europäi- 
scher Annäherung erfüllen. 


PauL Keure: 
Frankreichs Stellung im Saargebiet 


Als ein Land, das schwer vergessen kann, hat es Frankreich auch heute noch 
nicht verwunden, daß der große Krieg ihm u. a. das ganze Saargebiet bringen 
sollte, so wie dies in dem russisch-französischen Geheimabkommen vom IT, 
und 11. 3. 1917 festgelegt war. Zwar ist es ihm nicht gelungen, in den Vor- 
beratungen zum Versailler Vertrag diesen in der neuen Geschichte immer wieder 
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_ vorgebrachten Anspruch auf Annexion des Saargebietes durchzusetzen. Dafür 


_ konnte es sich jedoch im endgültigen Saarstatut eine Reihe wichtiger Vorrechte 


und Machtpositionen an der Saar sichern. Das bedeutete für Frankreich die Er- 


_ reichung einer günstigen Ausgangsstellung, die unmittelbar vor dem Annexions- 


“ 


ziel gelegen ist und aus der heraus der Endkampf um die völlige Besitzergreifung 


_ des Saargebietes besonders aussichtsreich zu sein schien. Es handelt sich hierbei 


um Einflußfaktoren wirtschaftlicher, politischer und militärischer Art, um Macht- 
stellungen, die zum Teil im Versailler Vertrag begründet, zum Teil aber ganz 
klar über ihn hinausgehen und insoweit Verletzungen des Vertrages sind. 


I. Frankreichs wirtschaftliche Stellung 


Frankreich erhielt durch den Friedensvertrag das Eigentums- und Ausbeutungs- 
recht der früher vom preußischen und bayrischen Staat (außerdem zwei Privat- 
gruben) betriebenen Saarkohlengruben. In seine Hand wurde damit der 
Schlüssel der Saarwirtschaft gelegt. Doch nicht genug damit: Auch politisch ließ 
sich dieses Pfand bei geschickter Verwendung in mancher Hinsicht auswerten. 

Man schätzt den Kohlenreichtum des Saargebietes auf 5576 Mill. t Kohle (bis 
1000 m) und 9358 Mill. t (bis 1500 m)*). Bei einer Jahresförderung von ı4 Mill.t 
entspräche das einer Abbauzeit von über 600 Jahren. Auf Reparationskonto wurden 
Deutschland für die Abtretung der Gruben 300 Mill. Goldmark gutgeschrieben. 

Frankreich hat es verstanden, mit diesem Pfand zu wuchern, indem es durch 
eine übertriebene Preisstellung aus seinen Kohlenabnehmern, namentlich soweit sie 


. im Saargebiet ansässig sind, hohe Gewinne herausholte. In den Jahren 1920 bis 


1928 erzielten die französischen Saargruben einen Reingewinn von zusammen 
ı45 365 AA4 GM.**), das entspricht einem Jahresdurchschnitt von 16 151 716 GM., 
während die preußischen Saargruben in dem Zeitraum von 1907— 1913 insgesamt 
74200000 Mark an Reingewinn abwarfen bei einem Jahresdurchschnitt von 
10 600000 Mark. Diese Gewinn- und Preispolitik ist dauernd Anlaß ernster Be- 
schwerden der Saarbevölkerung gewesen, indem man immer wieder darauf hin- 
wies, daß die Preise für Saarkohle im Vergleich mit der hochwertigeren Ruhr- 
kohle zu hoch sind und daß hierdurch die Existenzgrundlagen der Saarindustrie 
gefährdet werden ***). Im übrigen wird mit Recht beanstandet, daß die Regierungs- 
kommission diese Gewinnpolitik noch dadurch begünstigt, daß sie die fran- 
zösische Grubenverwaltung in nicht ausreichendem Maße zu Steuern heranzieht. 

Produktionswirtschaftlich sieht das Ergebnis der französischen Saargruben- 
verwaltung dagegen sehr mager aus. Von einem rationellen Ausbau der Gruben- 
einrichtungen nach fortschrittlichen Methoden kann keine Rede sein. Frankreich 
scheute erhebliche Kapitalinvestierungen und bevorzugte Abbaumethoden, die von 


*) Schlicker: Die Kohlenführung und Größe des Staatlichen Saarbrücker Berechtigungsfeldes. 
Berlin ıgr 1. — **) Diese und folgende Zahlen aus Saarwirtschaftsarchiv Heft 3, Saarbrücken 1930. — 
**") Die Fettförderkohle kostete im Saargebiet 1913 11,90 Goldmark, 1930 19,90 Goldmark. Die 
entsprechenden Preise für Ruhrkohle sind 12.— bzw. 16,87 Goldmark! 
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fachmännischer Seite oft als Raubbau beanstandet wurden. So ist es nicht ver- 
wunderlich, daß der Saarbezirk im Gegensatz zu anderen Kohlengebieten weder 
in bezug auf die Gesamtförderziffer noch auf die Kopfleistung wesentlich weiter 
gekommen ist. Besonders gilt dies für die Gesamtförderung, die im Jahre 1929 
mit 13,6 Mill. t nur wenig über dem Ergebnis von 1913 (13,2 Mill. t) abschloß. 

Sehr weitgehende Änderungen — die übrigens nicht ohne politische Tragweite 
sind — erfuhren die Absatzbeziehungen der Saarkohle. Hier ist eine stark west- 
‚liche Orientierung nicht zu verkennen, und es wird nach der Rückgabe der 
Gruben an die Vorbesitzer nicht leicht sein, die früheren Beziehungen zu den 
süddeutschen Märkten wieder aufzunehmen. 


Absatzländer a3 2 
Saargebiet nun saeee 4225 586 4634 321 
Übriges Deutschland ... 4717974 ı 140332 
Altfrankreich ........- 1.045 163 3529 701 
Elsaß-Lothringen...... 1 625 402 1 445 636 


Besonders beachtenswert ist der Rückgang des Saarkohlenabsatzes im benach- 
barten Elsaß-Lothringen, der darauf zurückzuführen ist, daß die lothringische 
Eisenerzeugung seit Kriegsende außerordentlich gesteigert worden ist, und zwar 
von 3,8 Mill.t (1913) auf 6,ı Mill.t (1929). In unmittelbarer Nähe des Saar- 
gebietes entsteht jenseits der Grenze eine neue gewaltige Konkurrenz, die zum-Teil 
noch Flöze auf saarländischem Boden abbaut, nachdem die französische Saar- 
grubenverwaltung als Eigentümerin der Kohlenfelder im Warndt*) unter Zustim- 
mung der Regierungskommission Pachtverträge mit zwei lothringischen Gruben- 
firmen abgeschlossen und gegen die Durchörterung der Saargrenze keine Ein- 
wendungen erhoben hat. Charakteristischerweise spricht der französische General- 
direktor der Saargruben, Defline, in diesem Falle von einer Art Grenzberichtigung 
(„une sorte de rectification de frontiere“). Aus diesen Vorgängen in Verbindung 
mit der Tatsache, daß etwa 5000 hauptsächlich im Warndtgebiet ansässige Saar- 
deutsche auf lothringischen Kohlengruben beschäftigt sind, ist die Warndtfrage 
als besonders interessantes und wichtiges Teilproblem der Saarfrage entstanden, 
glaubt doch Frankreich, aus der in diesem Zipfel des Saargebietes zweifellos be- 
stehenden besonders innigen Verflechtung der saarländisch-französischen Wirt- 
schaftsbeziehungen gewisse Ansprüche und Hoffnungen politischer Art herleiten 
zu können, die sich aber als trügerisch erweisen werden. 

Das Kohlenmonopol bot Frankreich eine willkommene Handhabe, auch in der 
saarländischen Industrie Eingang zu finden. Dies gilt namentlich von der 
Schwerindustrie, die sich fast ausnahmslos zur Aufnahme französischer Aktien- 
mehrheiten entschließen mußte, nachdem ihr die Saargrubenverwaltung die Ein- 
stellung der Kohlenlieferungen angedroht hatte. Wirtschaftlich und politisch war 


*) Der Warndt ist der südwestlich von Völklingen nach Lothringen vorspringende Zi 

a x 5 , : e Zipfel d 
Saargebietes. Er birgt reiche, größtenteils noch nicht erschlossene Kohlenfäre 2 ist Rn bean 
sprochenes Waldgebiet von großerlandschaftlicher Schönheit. Vgl. „Wirtschaftskarte des Saargebietes“. 
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_ dieses Vordringen des französischen Einflusses in der Saar-Schwerindustrie um so 
bedeutungsvoller, als gerade die saarländischen Hüttenwerke durch den Verlust 

- ihrer lothringischen Werke und Erzfelder infolge des Versailler Vertrages besonders 

' empfindlich getroffen wurden. Sowohl die Erz- als auch die Kohlenbasis der Saar- 
Eisenindustrie kam dadurch unter französischen Einfluß. 


® Baden-Baden 


Saargebıet 
30 km 


en Straßburg N / 
ER rZ 


Die Entwicklung hat jedoch gezeigt, daß trotz dieser Machtfaktoren Frankreich 
nicht in der Lage war, seine in der Saar-Schwerindustrie eroberte Vormachtstellung 
durchzuhaiten. Sowohl in der Schwerindustrie als auch in der weiterverarbeitenden 
Industrie (wo die Franzosen eine ähnliche aber längst nicht so durchgreifende 
Politik betrieben) mußte vom Jahre 1926 ab der französische Einfluß zurück- 
weichen. In verschiedenen namhaften Werken gingen die französischen Minder- 
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heiten ganz oder zum Teil wieder in deutsche Hände über. Diese außerordentlich 


bedeutungsvolle Erscheinung ist in der Hauptsache darauf zurückzuführen, daß 
auch nach dem ıo. Januar ıg925, dem Datum der vollständigen Eingliederung 
des Saargebietes in das französische Zollsystem, die Saar-Eisenindustrie auf den 
Absatz in das Reichszollgebiet angewiesen blieb. In weitschauender Politik half 
ihr das Reich zunächst durch Stundung der deutschen Eingangszölle, dann durch 
Abschluß eines besonderen Saar-Zollabkommens mit Frankreich. In Verbindung 
damit erfolgte der Wiedereintritt der Saarwerke in die deutsche Rohstahlgemein- 
schaft und in die deutschen Eisenverbände, so daß praktisch diese wichtigen Indu- 
strien an der Saar wieder in weitgehendem Maße lebendige Glieder der deutschen 
Gesamtwirtschaft geworden sind. 

Die beiden anderen Schlüsselindustrien des Saargebietes (Glas- und Keramindu- 
strie) wurden von diesen annexionistischen Strömungen der französischen Wirt- 
schaftspolitik dank ihrer besonderen Lage nicht erfaßt. Sie gerieten zwar auch 
durch die Eingliederung in das französische Zollsystem in Schwierigkeiten, die 
aber durch Zollstundungen und das Saarzollabkommen behoben wurden. 

Auf dem saarländischen Absatzmarkt*) konnte jedoch Frankreich infolge 
der Eingliederung des Saargebietes in das französische Zollsystem die deutsche 
Ware seit dem Jahre 1923, vor allem aber seit dem vollständigen Zollanschluß 
am ıo. Januar 1925 stark in die Defensive drängen. Notgedrungen mußte sich 
der saarländische Handel, der vor dem Kriege seinen Warenbedarf fast ausschließ- 
lich bei deutschen Lieferanten deckte, auf den Einkauf in Frankreich umstellen. 
Diese Notwendigkeit wurde noch durch die am ı. Juni 1923 erfolgte zwangsweise 
Einführung der französischen Währung im Saargebiet verstärkt. Französischer Zoll 
und französische Währung waren die Wegbereiter für die französische Ware. 
Während noch in den Jahren 1920/21 schätzungsweise go°/, der Warenzufuhr 
aus dem deutschen Zollgebiet erfolgte und nur etwa 10°/, aus Frankreich, ging 
in den darauffolgenden Jahren das Übergewicht zur französischen Ware über. 
Das starke Tempo dieser Entwicklung zeigt folgende Übersicht: 

Saarländischer Warenbezug aus Frankreich 

1922 Fırs. 365832 000 

1923 5 972 969 000 

1924 » 1370577 000 
Bis zum Jahre 1926 (statistisches Material hierüber liegt nicht vor) dürfte die 
französische Zufuhr unter der Auswirkung des vollständigen Zollschutzes und der 
Frankeninflation (1926) noch weiter gestiegen sein. Von 1927 ab ist jedoch auch 
hier, eine Umkehr der Entwicklung festzustellen. Mit jedem Jahr konnte sich die 
deutsche Ware in stärkerem Maße Teile des verlorenen Bodens zurückerobern, vor 
allem nachdem durch den deutsch-französischen Handelsvertrag vom 17. August 1927 
die chinesische Mauer des französischen Hochschutzzolles gefallen war. 


*) Das Saargebiet hat im Verkehr mit dem Reichsgebiet eine stark aktive, im Verkehr mit 
Frankreich eine stark passive Handelsbilanz. 
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Entsprechend der Steigerung der deutschen Zufuhr ist selbstverständlich die 
Belieferung aus Frankreich zurückgegangen, deren Wert man entgegen der starken 
Überschätzung französischer Wirtschaftskreise, die von einer Zufuhr im Wert von 
Milliarden Franks sprechen, nach dem jetzigen Stand der Dinge auf etwa 
1,2 Milliarden Franks jährlich schätzen kann. Es ist ein sehr starker Beweis für 
den innigen Zusammenhang zwischen Saarwirtschaft und deutscher Wirtschaft, 
daß trotz der noch immer erheblichen Zollbelastung die deutsche Ware auf dem 
Saarmarkt seit 1927 unaufhaltsam im Vordringen begriffen ist. Der natürliche 
Gang der Entwicklung hat so von selbst schon eine gewisse Vorarbeit für die 
Wiedereingliederung des Saarmarktes in die deutsche Volkswirtschaft geleistet. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang noch die Tatsache, daß, von ver- 
schwindenden französischen Zuwanderungen abgesehen, die Gesamtorganisation 
des saarländischen Groß- und Einzelhandels in deutschen Händen geblieben 
ist. Französische Geschäfte sind nur ganz vereinzelt anzutreffen und dienen haupt- 
sächlich der Versorgung der im Saargebiet eingewanderten Franzosen. 

Wichtig für die Beurteilung der wirtschaftlichen Stellung im Saargebiet ist 
schließlich noch die Tatsache, daß die Kapitalversorgung des Saargebietes 
in sehr starkem Maße von Frankreich aus erfolgt. Es ist dies hauptsächlich eine 
"olge der im Versailler Vertrag nicht vorgesehenen Einführung der französischen 
Währung. Zum Teil ist diese Erscheinung aber auch auf die in Deutschland be- 
stehende Kapitalknappheit und den in Frankreich festzustellenden Kapitalüberfluß 
zurückzuführen. Jedenfalls haben sich neben den alteingesessenen deutschen 
Banken auch zahlreiche französische Banken im Saargebiet niedergelassen, deren 
Interesse am Saargeschäft jedoch in den letzten Jahren ganz unverkennbar zu- 
rückgegangen ist. 

Einen vollständigen Fehlschlag erlitt die französische Expansionspolitik auf dem 
Gebiete des Gewerkschaftswesens. Alle Versuche, die Macht der deutschen Ge- 
werkschaften im Saargrbiet durch Aufbau einer besonderen saarländischen Ge- 
werkschaftsorganisation („Saarbund“) zu brechen, sind restlos fehlgeschlagen. 


IN. Frankreichs politische Stellung 


Durch den Versailler Vertrag ist das Saargebiet unbeschadet seiner staatsrecht- 
lichen Zugehörigkeit zum Reich dem Völkerbund unterstellt worden, der seinen 
in das Saargebiet entsandten Regierungskommissaren die Weisung gegeben hat, 
sich bei ihrer Tätigkeit lediglich nach Gesichtspunkten der Wohlfahrt der Saar- 
bevölkerung zu richten. In der Regierungskommission selbst überwog in den 
ersten Jahren, als der Franzose Rault Präsident war, der französische Einfluß. 
Die Regierungskommission hatte eine französisch gesinnte Mehrheit und sie be- 
trieb eine Politik, die sich praktisch stark zugunsten Frankreichs auswirkte, vor 
allem gilt dies für ihre Wirtschafts- und Steuerpolitik. Dazu kam, daß fast alle 
maßgebenden Stellungen in der Verwaltung mit französischen Beamten besetzt 
wurden. Dank der unermüdlichen Vorstellungen der Saargebietsvertreter beim 
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Völkerbund ist mit der Zeit ein ‚gewisser Wandel eingetreten. Von einem Vor- 
‚herrschen des französischen Einflusses in der Regierungskommission kann heute 
nicht mehr gesprochen werden, wenn auch in der praktischen Politik dank der 
‚verschiedenen Pfänder, die Frankreich im Saargebiet besitzt, auch jetzt noch sehr 
viele Maßnahmen sich praktisch zugunsten Frankreichs auswirken. Außer den 
"Pfändern, die der Friedensvertrag ihm zuwies, ist hier an diejenigen Pfänder zu 
denken, die ihm die frühere Regierungskommission in die Hände gespielt hat. 
Wichtigste Gebiete der Außenpolitik, z. B. die Vertretung der zollpolitischen Inter- 
essen (laut Friedensvertrag) und der Schutz der Saardeutschen im Auslande (auf 
Grund eines Beschlusses der Regierungskommission), liegen ausschließlich Frank- 
reich ob. Von einer Währungspolitik in saarländischem Interesse und von Rechten 
auf diesem Gebiete kann seit Einführung der Frankenwährung durch die Regie- 
'rungskommission nicht mehr die Rede sein. Ihre Steuerpolitik befindet sich in 
einer zwangsläufigen, um nicht zu sagen sklavischen Abhängigkeit von der fran- 
zösischen Finanzpolitik. Auf sozialpolitischem Gebiet konnten die Errungenschaften 
der deutschen Sozialpolitik nur zum Teil im Saargebiet übernommen werden, weil 
Frankreich von dem ihm zustehenden Recht des Einspruchs in bremsendem Sinne 
Gebrauch machte. 
Auch auf kulturpolitischem Gebiet hat Frankreich nichts unversucht gelassen, 
um seine Stellung im Saargebiet auszubauen. Die Beeinflussung durch Presse, 
Theater und Konzerte scheiterte an der Haltung der Saarbevölkerung, die durch 
„2ine eigene sehr gute Presse und durch eine großzügig aufgebaute deutsche Kultur- 
"politik auf das wirkungsvollste unterstützt wurde. Auf schulpolitischem Gebiet 
konnte Frankreich gleichfalls nur geringe Erfolge erzielen. Der Versuch, durch 
Ausübung eines entsprechenden Druckes auf die von der französischen Gruben- 
verwaltung beschäftigten Bergarbeiter, die Bergarbeiterjugend des Saargebietes in 
französischen Schulen, die entgegen den Bestimmungen des Versailler Vertrages er- 
richtet wurden, zu erziehen, ist im großen und ganzen gescheitert. Zur Zeit be- 
stehen noch an etwa 20 Orten französische Schulen, die von etwa insgesamt 
1000 saardeutschen Kindern besucht werden. 

Wenn alle französischen Vorstöße auf kulturpolitischem Gebiet im wesentlichen 
abgeschlagen wurden, so ist dies nur dadurch zu erklären, daß die Saargebiets- 
 bevölkerung gerade in diesen ideellen Fragen, die mehr als alles andere Herzens- 
/ angelegenheiten sind, ihre Abwehrkräfte in besonderem Maße entfaltete. Weder 
Frankreich noch die Regierungskommission haben es verstanden, den 
Weg zum Herzen der Saardeutschen zu finden. Sie konnten dies auch nicht, 
weil sie von der falschen Voraussetzung ausgingen, an der Saar lebe eine Bevölke- 
| rung, die national beeinflußbar sei, d. h. die durch wirtschaftliche oder sonstige 
Vorteile und Verlockungen bewogen werden könne, für Frankreich oder auch für 


die Beibehaltung des Völkerbundregimes zu optieren. Es hat sich aber immer wieder 
gezeigt, und vor allem das rechtlose Parlament des Saargebietes, der Landesrat, war 


hier immer wieder der tapfere Sprecher der Saargebietsbevölkerung, daß die geistigen 
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und seelischen Bande zwischen dem Saargebiet und seinem angestammten Vater- 
lande unzerreißbar sind und allen Lockerungsbestrebungen widerstehen. 


III. Die militärische Stellung 


Entgegen den Bestimmungen des Versailler Vertrages hat Frankreich von An- 
fang an das Saargebiet als Besatzungszone betrachtet und hier Garnisonen unter- 
halten unter freundlicher Duldung der Regierungskommission. Auf Grund deutscher 
Einsprüche beim Völkerbund wurde schließlich die Kompromißlösung gefunden, 
daß die französische Besatzung. in einen internationalen „Bahnschutz“ um- 
gewandelt wurde, der sich aus französischen, englischen und belgischen Truppen 
zusammensetzte. Die Berechtigung für diesen Bahnschutz wurde daraus abgeleitet, 
daß er zur Sicherung der rückwärtigen Verbindungen der im Rheinland stehen- 
den Besatzungstruppen erforderlich sei. Daraus wäre logischer Weise zu folgern, 
daß mit der Räumung des Rheinlandes am 30. Juni 1930 auch dieser Bahnschutz 
hätte abziehen müssen. Außer dem Abtransport des kleinen englischen Kontin- 
gentes und außer der Räumung des Platzes Neunkirchen durch die Franzosen ist je- 
doch noch nichts geschehen. Nach wie vor stehen auf deutschem Boden an der 
Saar französische und belgische Soldaten*) im Gegensatz zu jedem Völkerrecht. 

Dieser Rechtsbruch wird erklärlich, wenn man bedenkt, das militärpolitisch 
das Saargebiet für Frankreich von sehr großem Wert ist. Es ist nicht etwa so, 
daß die französischen Ansprüche auf das Saargebiet ausschließlich durch kohlen- 
wirtschaftliche Erwägungen zu erklären sind. Wer bedenkt, daß für Frankreich 
der militärische und insbesondere der Sicherheitsgedanke eine beherrschende Stellung 
im politischen Tun einnimmt, für den kann es gar keinen Zweifel darüber geben, daß 
bei der Schaffungdes eigenartigen Saargebildes und insbesondere auch bei 
der Saargrenzziehung militärische Gedanken und Absichten stark 
mitbestimmend waren. Nicht umsonst hat man in französischen Generalstabs- 
kreisen das Saargebiet als die Drehscheibe für einen französischen Auf- 
marsch gegen Deutschland bezeichnet. Die französischen Militärs wissen den Wert 
des von Saarbrücken sternförmig ausstrahlenden Eisenbahn- und Straßennetzes zu 
schätzen. Noch von jeher hat die französische Strategie an dem Grundgedanken 
festgehalten, daß Deutschland militärisch nur durch einen Vorstoß auf die Main- 
linie zu bezwingen ist. Das Saargebiet aber ist der wichtigste Punkt in der Schick- 
salslinie, die von Paris über Mainz und das Maintal nach Berlin führt. Politisch 
und militärisch spielen daher die anderen deutsch-französischen Übergänge über 
Basel-Konstanz, über Zabern-Straßburg, durch das Moseltal oder über Belgien in 
Richtung auf das Ruhrgebiet im französischen Denken nicht die gleiche Rolle. 
Nachdem die Rheinlinie („le grand Rhin“**) seit der Rheinlandräumung für Frank- 
reich verlorengegangen ist, sucht es gegen Recht und Gerechtigkeit wenigstens sich 
militärisch noch an der Saarlinie („le petit Rhin“) so lange es geht zu halten. 


*) Zur Zeit etwa 3oo Mann. — **) Kloevekorn: Zur Geschichte des Saargebietes. Saarbrücken 
1929. 
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Aber selbst wenn dieses von der Saargebietsbevölkerung sehnlichst herbeige- 
_ wünschte Ereignis eingetreten ist, wird das Saargebiet trotzdem militärisch in 
‚der französischen Einflußsphäre liegen. Das Saargebiet, das vor 1918 etwa 
60 km von der französischen Grenze entfernt war, ist heute Grenzland ge- 
worden. Zwei Kilometer südwestlich von Saarbrücken erheben sich auf nunmehr 
_ französischem Boden die blutgetränkten Spicherer Höhen, auf deren Gipfel eine 
Zeitlang eine französische Batterie stand*), so daß die Stadt Saarbrücken buch- 
stäblich unter französischen Kanonen lag. Nur wenige Kilometer von der Grenze 
befinden sich die ersten französischen Garnisonen Forbach und Saargemünd und 
St. Avold. Dahinter die z. T. befestigten Garnisonen der ersten Linie Straßburg— 
Metz und der zweiten Linie von Verdun bis Longwy. — Unbekümmert üherfliegen 
auch heute noch französische Militärflieger das Saargebiet. 

Nicht zu unterschätzen im militärischen Sinne ist schließlich noch die Tatsache, 
daß ein Teil des auf dem linken Saarufer liegenden Eisenbahnnetzes entgegen dem 
Willen des Versailler Vertrages von Frankreich angeeignet worden ist. Es handelt 
sich um die sogenannten lothringischen Stichbahnen**), die zu deutscher 
Zeit zum elsaß-lothringischen Netz gehörten. Wie bei den Grubenkonzessionen im 
Warndt kann man hier von einer Grenzdurchbrechung und Gebietsverletzung des 
Saargebietes sprechen. Auch hier sind offene Wunden in der alten Reichsgrenze, 
die bei einer Rückgliederung des Saargebietes geschlossen werden müssen. 


* IV. Schlußbemerkung 


: Die im Herbst vorigen Jahres eingeleiteten deutsch-französischen Verhand- 
lungen über die Rückgabe des Saargebietes an das Deutsche Reich vor 
dem im Versailler Vertrag vorgesehenen Zeitpunkt (Volksabstimmung 1935) sind 
am 7. 7. 1930 vorläufig „suspendiert“ worden, da eine Einigung namentlich über 
die entscheidende Grubenfrage nicht erzielt werden konnte. Ob diese Verhand- 
lungen wie beabsichtigt im Oktober 1930 wieder aufgenommen werden, erscheint 
mehr als fraglich, da Frankreich bisher noch nicht zu erkennen gegeben hat, daß 
es bereit ist, seine für Deutschland unannehmbaren Forderungen zurückzuschrauben 
oder gar fallen zu lassen. Für Frankreich handelt es sich darum, die wichtigen 
und wertvollen Stellungen, die es im Saargebiet auf Grund des Versailler Vertrages 
besitzt, bis zum äußersten zu verteidigen und in erbittert-zähen Rückzugs- 
gefechten zu retten, was zu retten ist. Auch in der Saarfrage bewahrheitet sich 
wieder einmal, daß die Franzosen Meister auf dem Gebiet der Defensive sind, und 
so kann es nicht überraschen, daß die Saarverhandlungen trotz monatelanger 
Bemühungen ohne Ergebnis verliefen. 

Frankreich wird sich aber doch fragen müssen, ob seine Haltung in der Saar- 
frage sich mit seinen Lebensinteressen auf die Dauer vereinbaren läßt. Gewiß, 


*) Ob diese Batterie jetzt dort noch steht, konnte nicht festgestellt werden. — "*) Es handelt 
sich hier um die Strecken: Völklingen—Diedenhofen, Dillingen—Busendorf und Merzig—Betts- 
dorf, von denen etwa 45 km im Saargebiet verlaufen. 
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wir haben gesehen, daß Frankreich wichtige und wertvolle Pfänder an der Saar 
in Händen hält, aber das wichtigste, nämlich das Herz der saardeutschen Be- 
völkerung, gehört ihm nicht und wird ihm niemals gehören. Der Ausgang des 
Saarkampfes ist daher nur zu gewiß. Frankreich wird zu wählen haben 
zwischen einer Politik des unbeugsamen Festhaltens an den zeitlich bedingten 
Vorteilen, die ihm der Versailler Vertrag an der Saar eingeräumt hat oder einer 

Politik der restlosen Verständigung mit dem deutschen Nachbar. Frankreich wird 

erkennen müssen, daß es den Kampf um die Saar schon jetzt verloren hat und 

daß es klüger ist, im Interesse eines großen Zieles diese deutsch-französische Streit- 

frage je früher desto besser aus der Welt zu schaffen. In einer Zeit, wo die Politik 

der Völker nicht zuletzt unter dem Einfluß der Geopolitik in großen Räumen 

und Erdteilen denken und handeln lernen muß, ist es geradezu grotesk, daß die 

Saarfrage nicht schon längst bereinigt wurde. Wenn einmal ein hervorragendes 

Mitglied des Völkerbundes meinte, das Saargebiet sei das Sandkorn auf dem 

Globus, daß es verstanden habe, sich sichtbar zu machen für Freund und Feind, 

so muß gesagt werden, daß heute das Schicksal ganzer Kontinente in Frage gestellt 

ist und neugestaltet werden muß. 

Dem Saargebiet selbst und dem schlichten Sinne seiner Bevölkerung liegt alles 
andere näher, als im Brennpunkt des Weltinteresses zu stehen. Es hat nur den 
einzigen Wunsch, daß der durch den Versailler Vertrag geschaffene unglückselige 
Schwebezustand beseitigt wird und daß es zu seinem angestammten Vaterland 
zurückkehren darf, damit es endlich einmal nach Beseitigung der politischen Un- 
klarheiten seine Wirtschaft wieder auf eine gesunde und dauerhafte Grundlage 
stellen kann. Es ist ganz selbstverständlich, daß bei der räumlichen Zusammen- 
lagerung des saarländischen Kohlenbezirks und der lothringischen Erzfelder sich 
ein fruchtbarer und für beide Teile vorteilhafter wirtschaftlicher Austauschverkehr 
auch nach der Rückgliederung entwickeln kann. Das Saargebiet wünscht dies 
sogar. Es ist ihm seine Brückenstellung zwischen Deutschland und Frank- 
reich bewußt; auch daß es nur als lebendiges Glied der deutschen Gesamtwirt- 
schaft, mit ihr untrennbar verbunden und von ihrem Güter- und Kräftekreislauf 
durchströmt, seiner wahrhaft europäischen Aufgabe gerecht werden kann. 

(Die beiden Kartenskizzen sind in liebenswürdiger Weise von dem Hofer-Verlag, Saarbrücken, 


zur Verfügung gestellt, auf dessen umfassendes Werk „Das Saargebiet, seine Struktur, seine 
Probleme“, hrsg. von Dr. Kloevekorn, Saarbrücken 1929, besonders aufmerksam zu machen ist.) 


R. REITLER: 
Kolonisation und Volksseuche II 
Auf der anderen Seite kommt es wieder vor, daß gewisse Volksseuchen, welche 


ım Heimatlande der Einwanderer herrschen und bei diesen eine hinreichende 
Widerstandskraft bedingt haben, im Einwanderungsland fehlen. Ihre Einschlep- 
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pung dorthin gefährdet dann den Kolonisten nicht mehr, als dies in der Heimat 
der Fall ist, kann aber für die „anergische“ eingesessene Bevölkerung zur Kata- 
strophe werden. So hat die Tuberkulose der Europäer wesentlich zur Verdrängung 
der amerikanischen Urbevölkerung beigetragen; derselbe Prozeß vollzieht sich in 
Polynesien. Im allgemeinen kann man wohl sagen, daß die mitgebrachten heimat- 
lichen Volksseuchen den Einwanderer mitunter dort unterstützen, wo es ihm auf 
eine Verdrängung des Eingeborenen ankommt, ihn jedoch schädigen, wenn er auf 
dessen Arbeitskräfte angewiesen ist. Die Volksseuchen des Koloniallandes hinwieder 
unterstützen die eingeborene Bevölkerung in ihrem Abwehrkampf, insoweit bei 
ihr ein hinreichender allergischer Zustand eingetreten ist, um die Krankheit für 
sie selbst relativ harmlos zu gestalten. 

Ein für unseren Fragenkomplex bedeutsamer Faktor ist die Dauer der Immu- 
nität nach einmal überstandener Infektion. Sie ist bei verschiedenen Krankheiten 
sehr verschieden und währt bei manchen nach einer einzigen Infektion lebens- 
länglich, bei anderen nur wenige Monate. In letzterem Falle kann durch immer 
wieder neuerfolgende Infektionen des immunen Organismus die Immunität dauernd 
aufrecht erhalten werden, ohne daß es hierbei zum manifesten Ausbruch der Krank- 
heit kommt. 

Schließlich erhebt sich noch die Frage, ob die Immunität erblich sei. Lange 
Zeit hatte man keine experimentelle Basis für eine solche Annahme. Erst jüngstens 
haben Arbeiten, speziell der Pawlowschen Schule, gezeigt, daß generationenlang 
fortgesetzte künstliche Immunisierung von Tieren endlich zu Exemplaren führt, 
bei denen die Immunisierung unter sonst gleichen Bedingungen rascher erfolgt 
und höhere Grade erreicht als bei solchen von nichtimmuner Deszendenz. Sollte 
die weitere Fortführung dieser Versuche am Ende Tiere von natürlicher Infektions- 
festigkeit ergeben, so würde das die Entstehung der Resistenz aus der Immunität 
erklären. Aber schon die derzeit vorliegenden Resultate genügen, um ein gewisses 
allergisches Verhalten dem Verständnis näher zu bringen, das wir in generationen- 
lang durchseuchten Völkern der Erstinfektion gegenüber beobachten können. 
Man sollte nämlich annehmen, daß die Erstinfektion stets gleichartig verlaufen 
müsse und daß der Unterschied zwischen einer allergischen und einer anergischen 
Bevölkerungsgruppe nur der sein könne, daß in jener die Krankheit vorwiegend 
die jugendlichen Lebensalter befalle, da die Erwachsenen die immunisierte Aus- 
lese darstellen, in dieser jedoch alle Altersstufen in gleichem Ausmaß beteiligt 
wären. Tatsächlich liegen die Verhältnisse so bei der Malaria, was später noch 
ausführlich besprochen werden soll, ganz anders jedoch z.B. bei der Tuberkulose. 
Diese letztere Infektion, welche die europäische Bevölkerung seit undenklichen 
Zeiten durchseucht, wird von so gut wie jedem Europäer in den ersten Lebens- 
jahren erworben, führt aber nur bei einem minimalen Bruchteil aller Kinder zu 
einer rasch tödlich verlaufenden Krankheit, bei einem etwas größeren Anteil kommt 
es von vorneherein bloß zu einer chronisch verlaufenden, im späteren Leben ent- 
weder abheilenden oder zeitweise rezidivierenden Erkrankung, der allbekannten, 
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meist in den Lungen lokalisierten Tuberkulose des Erwachsenen, die überwiegende 
Mehrzahl zeigt überhaupt keine manifesten Krankheitserscheinungen und die 
stattgehabte Infektion ist lediglich durch bestimmte Reaktionen nachweisbar. 
Spätere Nachinfektionen erzeugen gleichfalls das chronische Krankheitsbild. Ganz 
anders ist der Ablauf dieser Krankheit in einer wenig durchseuchten Bevölkerung. 
Die rasch zum Tode führenden Fälle sind viel häufiger, sowohl unter Kindern 
wie auch unter Erwachsenen, die Zahl der nicht in den Lungen lokalisierten Er- 
krankungen ist bedeutend größer, die allgemeine Neigung zur Chronizität wesent- 
lich geringer (Deyke verdanken wir hierüber sehr interessante Beobachtungen aus 
der Türkei). Wir müssen daher in dem von Anfang an andersartigen Verlauf der 
Tuberkulose beim Europäer die Folge einer ererbten, durch generationenlange 
Immunisierung entstandenen Resistenz sehen, die zwar in manchen Fällen noch 
unvollkommen ist, aber auch hier gewöhnlich hinreicht, um der Erkrankung 
ihren akuten Charakter zu nehmen und sie zu chronischem Verlauf zu zwingen. 
Diese Chronizität des Einzelfalles ist also nichts anderes als der Ausdruck eines 
Gleichgewichtszustandes zwischen der schon vorhandenen Immunität des Kranken 
und der zur Krankheitserzeugung eben noch ausreichenden Aggressivität des Er- 
regers. Sie stellt uns ein Abbild im kleinen dar von dem Gleichgewichtszustand, 
der zwischen Immunität und Durchseuchung einer ganzen Volksgruppe schließ- 
lich eintritt. 

Aus dem Gesagten geht hervor, daß wir besonders geartete Einwirkungen 
der Volksseuchen nur bei jenen Kolonisationsvorgängen zu erwarten haben, welche 
sich im Bereich einer geänderten Umweltspathologie abspielen, und bloß diese 
Erscheinungen würden das Objekt einer künftigen Migrationspathologie darstellen. 
Bei Siedelung ohne Umweltswechsel werden — im allgemeinen wenigstens — 
typische migrationspathologische Phänomene fehlen. — Wir wollen nun an dem 
Beispiel der Malaria betrachten, wie sich das komplizierte Ineinander und Gegen- 
einander der einzelnen Faktoren im konkreten Fall abspielt. 


Die Malaria als Beispiel. Der Einzelfall 


Die Malaria ist eine der weitestverbreiteten Infektionskrankheiten der Erde. 
Mit Unrecht wird sie vielfach für eine typische Tropenkrankheit gehalten. Tat- 
sächlich ist sie beispielsweise auch im Nordwesten Rußlands, in Zentralasien, am 
Balkan, in Italien und Spanien heimisch. Bloß der Erreger einer bestimmten 
Malariaart, der Malaria tropica, benötigt für seine Entwicklung eine Minimal- 
temperatur, welche in kühleren Ländern häufig unterschritten wird. Das Fehlen 
der Malaria in Mittel-, West- und Nordeuropa beruht viel weniger auf klima- 
tischen als auf kulturellen Faktoren, von denen später noch die Rede sein wird; 
sie ist eine Krankheit wenig durchkultivierter Länder. 

Der Malariaerreger, ein von Laveran 1880 entdeckter Parasit, lebt in den roten 
Blutkörperchen des Menschen und vermehrt sich hier durch regelmäßig in be- 
stimmten Zeitabständen erfolgende Teilung. Hat diese ungeschlechtliche Ver- 
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 mehrung eine gewisse Zeitlang angedauert, so entwickeln sich geschlechtlich 
differenzierte Formen, deren Fortpflanzung nicht mehr im menschlichen Wirts- 
organismus stattfindet, sondern in einer bestimmten Stechmückenart (Anopheles). 
'Saugt eine solche Mücke an einem Kranken, der in seinem Blut Geschlechts- 
formen eines Malariaparasiten beherbergt, so nimmt sie dieselben zusammen mit 
‚der Blutnahrung in den Magen auf und überträgt die Krankheit, nachdem der 
Parasit eine langwierige Entwicklungsreihe durchgemacht hat, durch neuerliches 
Stechen wieder auf den Menschen. — Der Malariaerreger lebt also in einem 
ständig ablaufenden Entwicklungszyklus, welcher sich zum Teil im Menschen, 
zum Teil in der Mücke abspielt. Dabei ist er streng an diese beiden Wirtsorga- 
nismen angepaßt und kann weder seine ungeschlechtliche Entwicklung in irgend- 
einem anderen Warmblüter als dem Menschen vollziehen, noch seine geschlecht- 
‚liche in einer anderen Mückenart als der Anopheles. Die Krankheit des Menschen 
wird nun dadurch hervorgerufen, daß jedes von einem Parasiten befallene Blut- 
körperchen zugrunde geht, wodurch alsbald hochgradige Blutarmut eintritt, und 
daß bei der Teilung der Parasiten fiebererzeugende Giftstoffe entstehen; es kommt 
daher bei jeder Teilung zu einem Fieberanfall. Wird der Kranke nicht behandelt, 
so dauern diese Anfälle wochen- und monatelang fort, bis endlich unter allgemeinem 
Kräfteverfall der Tod eintreten kann. Dies ist bei unbehandelten Fälien durchaus 
nicht selten; genaue Angaben existieren hierüber nicht, doch kann man die 
Mortalität der Unbehandelten wohl auf 15—30°/, schätzen. Sicher ist, daß sie 
“großen regionären Schwankungen unterworfen ist. Immerhin überlebt die Majorität 
‚der Fälle die Erkrankung, weil allmählich eine Immunität entsteht, welche zu- 
nächst die ungeschlechtliche Entwicklung hemmt und schließlich ganz zum Still- 
stand bringt. Die Fieberanfälle werden schwächer und seltener, die ungeschlecht- 
lichen Parasitenformen im Blut nehmen der Zahl nach ab, bis sie endlich völlig 
aus der peripheren Blutbahn verschwinden und nur ganz vereinzelt in den inneren 
Organen zu finden sind. Damit hat die erste Krankheitsperiode ihren Abschluß 
gefunden. Von den Parasiten sind nur die viel widerstandsfähigeren Geschlechts- 
formen übriggeblieben, welche ihrem Träger nichts weiter schaden, wohl aber 
die Verbreitung der Krankheit bedingen, sowie die wenigen ungeschlechtlichen 
Erreger in den inneren Organen. Die Abwehrkräfte des Wirtsorganismus haben 
nunmehr den Parasitenstamm wohl gebändigt, keineswegs aber vernichtet und die 
Krankheit ist in das latent-chronische Stadium eingetreten, das den Gleichgewichts- 
zustand zwischen Angriff und Verteidigung charakterisiert. Jede äußere Einwirkung 
aber, welche die Immunkräfte vorübergehend herabsetzt, wie schwere körperliche 
Arbeit, Temperaturschwankungen, Erkältungen u.a.m., verschiebt dieses Gleich- 
gewicht zugunsten des Angreifers. Die noch vorhandenen ungeschlechtlichen Para- 
siten vermehren sich wieder, die Fieberanfälle beginnen abermals und dauern so 
lange an, bis das Gleichgewicht wieder hergestellt ist; Solche Rezidive pflegen 
jahrelang immer von neuem aufzutreten; in ihrem Verlaufe kann die Abwehr- 
kraft des Kranken doch endlich erlahmen und den tödlichen Ausgang nicht mehr 
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verhindern. Im günstigen Falle aber erreicht die Immunität so hohe Grade, daß 
die Rezidive allmählich völlig sistieren und schließlich auch die geschlechtlichen 
Parasitenformen zugrunde gehen. Neuinfektionen führen beim immunen Men- 
schen viel seltener zur Erkrankung, die eingedrungenen Parasiten werden meist 
rasch abgetötet, ehe sie sich noch wesentlich vermehren konnten und dienen ledig- 
lich als Stimulans zur Aufrechterhaltung der Immunität, deren Dauer sonst sehr 
kurz wäre, Erkrankt doch ein gesunder Malariker, der längere Zeit in malaria- 
freier Gegend ohne dieses Stimulans gelebt hat, ebenso rasch wie jeder andere 
Neuankömmling wieder, wenn er in die Malariagegend zurückkehrt. — Ganz 
anders gestaltet sich das Krankheitsbild unter dem Einflusse der Behandlung. Wir 
besitzen im Chinin ein so hochwirksames Mittel gegen die Malaria, wie kaum ein 
ein zweites gegen irgendeine andere Krankheit. In wenigen Tagen sind die Fieber- 
anfälle zu hemmen, Blutarmut und allgemeine Schwäche erreichen einen geringeren 
Grad, und wenn die Behandlung rechtzeitig genug einsetzt, kann die Entstehung 
der Geschlechtsformen verhindert werden. Haben sich diese aber einmal entwickelt, 
so sind sie durch Chinin nur schwer zu beseitigen*). Allerdings verhindert die 
Behandlung durch die rasche Vernichtung der Parasiten auch die Ausbildung einer 
so hohen Immunität, wie wir sie bei natürlich gesunden Individuen beobachten, 
und hat daher die Möglichkeit häufigerer Neuinfektionen zur Folge. 


Auswirkung auf die Bevölkerungsmasse 


Soviel über den Verlauf des Einzelfalles. Wie wirken sich nun diese Erschei- 
nungen in der Masse aus? Sehr verschiedenartig, je nachdem, ob es sich um eine 
im Malariagebiet geborene und aufgewachsene Menschengruppe oder aber um eine 
im höheren Lebensalter eingewanderte handelt. Jene wird die Infektion in frühester 
Jugend erwerben und die Krankheit spielt sich vorwiegend in den ersten Lebens- 
jahren ab; ein Teil der Kinder geht zugrunde, die überlebenden treten schon im 
Zustande hoher Immunität in das arbeitsfähige Alter ein — mit anderen Worten, 
die Malaria ist bei der eingeborenen Bevölkerung eine Kinderkrankheit mit recht 
bedeutender Mortalität. Diese Tatsache, zuerst von Rob. Koch beobachtet und später 
immer wieder bestätigt, wurde neuestens von Sergent, Parrot, Foley und Catanei 
an einem großen Menschenmaterial in Algier zahlenmäßig unter Bestimmung der 
Altersgrenzen festgelegt: Bis zum 5. Lebensjahr finden sich noch subjektive Krank- 
heitssymptome, vom 5. bis zum ı5. Jahr sind die Kinder „gesunde Parasiten- 
träger“, späterhin erlischt die Krankheit immer mehr und mehr. — Der erwach- 
sene Eingeborene ist demnach durch die Malaria in seiner Tätigkeit verhältnis- 
mäßig wenig gehemmt. Damit soll nicht gesagt sein, daß sie für ihn überhaupt 
keine Rolle spielt. Auch er hat noch hinreichend unter ihr zu leiden, da die 
Immunität, wie wir betont haben, nur relativ ist und oft genug durchbrochen 


*) Der chemischen Forschung Deutschlands gebührt das Verdienst, in dem jüngst entdeckten 
Plasmochin ein Heilmittel gefunden zu haben, das auch diesen Entwicklungsformen gegenüber 
wirksam ist und somit die Malariabekämpfung auf eine ganz neue Basis zu stellen verspricht. 
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“wird. Doch sind die ökonomischen Schwierigkeiten, die ihm aus der Krank- 
heit erwachsen, gering, gemessen an denjenigen, welche sie dem Einwanderer be- 
reitet, der aus malariafreien Gegenden kommt. Diesen nämlich befällt die Krank- 
‚heit in ihrer vollen Schwere gerade zu einer Zeit, wo er alle seine Kräfte nötig 
hätte, in den ersten Jahren der Kolonisation, wenn die schwerste Arbeit zu leisten 
"und die ökonomische Lage meist noch labil ist. Dies letztere Moment bedingt un- 
zureichende ärztliche Behandlung und schlechte Ernährung, diese wieder Ver- 
minderung der Widerstandskraft, beides zusammen eine Häufung der Rezidive 
und erhöhte Mortalität. Die wichtigsten Arbeiten können nicht mehr durchgeführt 
werden, wodurch sich die ökonomische Lage weiter verschlechtert. So entsteht ein 
eirculus vitiosus und es darf uns daher nicht Wunder nehmen, daß viele Koloni- 
sationsunternehmungen durch die Malaria völlig zum Scheitern gebracht oder in 
"ihrer Entwicklung wesentlich gehemmt worden sind. Um nur einige, von mir 
persönlich in ihrem Verlauf und ihren Folgen beobachtete Fälle zu nennen: Die 
Ansiedelung mohammedanischer Kaukasier, welche die Türkei nach der Annexion 
des Kaukasus durch Rußland auf dem Amselfeld in Mazedonien durchführen 
wollte, brach infolge der Malaria restlos zusammen; wenige Siedler kamen mit 
dem Leben davon und heute ist nur mehr ein einziges dieser Kolonistendörfer 
vorhanden. Die Ansiedelung Banater Serben durch die jugoslawische Regierung in 
Südwest-Mazedonien schlug aus dem gleichen Grunde fehl. Manche Kolonien 
Palästinas mußten aufgelassen oder an andere Orte verlegt werden, und so ließen 
“sich die Beispiele ins Endlose vermehren. Erst die moderne Malariabekämpfung 
‚ermöglicht es unter Umständen, die ersten Lebensjahre der Kolonien zu erleichtern, 
bis sie in das Stadium der „automatischen Assanierung“ eintreten, von der noch 
später die Rede sein soll. — Der Zuzug von Einwanderern ist aber auch für die 
eingeborene Bevölkerung nicht gleichgültig, da, wie erwähnt, die Passage durch 
widerstandslose Wirtsorganismen die Angriffsfähigkeit der Parasiten derart steigert, 
daß Neuinfektionen nun auch in der erwachsenen eingeborenen Bevölkerung viel 
häufiger werden. Den großen Malariaepidemien unter den Truppen am Balkan 
folgte eine mächtige Steigerung der Malaria unter der Balkanbevölkerung selbst 
im Verlaufe des letzten Kriegsjahres und der ersten Friedensjahre. Neuestens be- 
richtet Ter-Dshanian über ein starkes Aufflammen der Malaria in Daghestan nach 
Einwanderung russischer Arbeiter aus malariafreien Gebieten. Daß umgekehrt die 
Wanderung einer chronisch infizierten Bevölkerung aus einer Malariagegend in 
eine malariafreie zur Verschleppung der Krankheit führt, wenn in der letzteren 
nur die übertragenden Mücken gedeihen, ist wohl selbstverständlich, bloß sind 
derartige Volksbewegungen aus wenig kultivierten in höher kultivierte Gebiete 
ziemlich selten. Immerhin hat eine solche in Rußland während und nach der 
Revolution stattgefunden und auch tatsächlich das Verbreitungsgebiet der Malaria 
beträchtlich vergrößert. 
Wir haben bisher nur jene Einflüsse auf die Malaria betrachtet, welche durch 
Zustandsänderungen des einen Wirtsorganismus des Parasiten, nämlich des Men- 
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schen, bedingt sind. Es ist selbstverständlich, daß der andere, die Mücke, von 
mindestens ebenso großer Bedeutung ist, und wir müssen untersuchen, inwieweit 
seine Lebensbedingungen durch Kolonisationsvorgänge abgeändert werden. — Die 
Stechmücke ist ein Insekt, welches den ersten Teil seines Lebens, das Larven- 
stadium, im Wasser verbringt und zwar ausschließlich in seichten, ruhigen oder 
langsam bewegten Gewässern. Rasch dahinfließende Bäche oder tiefe Flüsse sind 
an sich keine geeigneten Entwicklungsstätten, sofern die Ufer reguliert sind. Ist 
dies aber nicht der Fall, so bilden auch solche Wasserläufe meist genügend seichte 
Buchten und Nebenarme, um eine reichliche Mückenentwicklung zu ermöglichen. 
Die Hauptbrutstätten der Malariaüberträger sind jedoch die Sümpfe, weswegen die 
Krankheit selbst auch den Namen „Sumpffieber“ bekommen hat. Nun ist jede 
Intensitätszunahme der landwirtschaftlichen Arbeit mit größerem Wasserverbrauch 
durch die angebauten Pflanzen verbunden; weiter macht sie die Trockenlegung 
eventuell vorhandener Sümpfe zwecks Landgewinnung nötig. Sie schränkt auf 
diese Weise die Entwicklungsmöglichkeiten des Krankheitsüberträgers immer mehr 
ein, andererseits bringt sie eine Erhöhung des allgemeinen Lebensstandards mit 
sich, welcher die Widerstandskraft der Bevölkerung vergrößert. Daraus resultiert 
eine Verminderung der Morbidität, welche ihrerseits wieder infolge Steigerung der 
Arbeitsfähigkeit zur Intensivierung der Landwirtschaft führt. Dieser — Jahrzehnte 
erfordernde — Kreisprozeß ist es, den man als „automatische Assanierung“ be- 
zeichnen kann und der schließlich in Gebieten landwirtschaftlicher Hochkultur, 
die früher malariaverseucht waren, die Krankheit entweder gänzlich ausgerottet 
oder zur völligen Bedeutungslosigkeit herabgedrückt hat. Im Gegensatz hierzu 
wirkt jede Intensitätsabnahme der Landwirtschaft in Malariagebieten krankheits- 
fördernd und der beschriebene Kreisprozeß läuft in entgegengesetzter Richtung 
ab. Man kann daher sagen, daß die landwirtschaftliche Kolonisation in ihrem 
weiteren Verlaufe der Krankheit entgegenwirkt und daß im allgemeinen Intensität 
der landwirtschaftlichen Arbeit und Malariamorbidität verkehrt proportionale Größen 
darstellen. — Ronald Roß bemerkte einmal, daß der Untergang der klassisch-antiken 
Kultur möglicherweise durch das Eindringen der Malaria in Italien und Griechen- 
land verursacht worden sei. In dieser Form scheint seine Hypothese wohl kaum 
haltbar, dagegen ist es durchaus wahrscheinlich, daß zur Zeit der beginnenden 
natürlichen Vitalitätsabnahme bei jenen alten Völkern und als eine Folge derselben 
auch eine Verminderung der landwirtschaftlichen Betätigung eintrat (Zug in die 
Stadt!), welche zur Ausbreitung. der Malaria führte. Diese beschleunigte wieder 
das Sinken der Lebenskraft und trug auf solche Art zum endlichen Sturz des 
morschen Kulturgebäudes bei. Wie immer die wahren Zusammenhänge gewesen 
sein mögen, Tatsache ist jedenfalls, daß Gebiete, welche zur Zeit des römischen 
Imperiums unmöglich schwer verseucht gewesen sein können, da sie zahllose 
blühende Städte und Dörfer beherbergten, heutzutage infolge der Malaria nur 
schwach bevölkert sind und erst in den letzten Jahrzehnten durch planmäßige 
Assanierung für größere Massen besiedelbar werden. Damit kommen wir aber zur 
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letzten Frage des Malariaproblems, inwieweit die Malariabekämpfung wirksam 
sein und was man von ihr auf kolonisatorischem Gebiet erwarten kann. 

Ba 


F 


Malariabekämpfung 


_ Theoretisch müßte es zur Ausrottung der Krankheit genügen, eine vollständige 
_ Unterbrechung im Entwicklungszyklus des Parasiten an nur einer Stelle herbei- 
zuführen. Diese Unterbrechung könnte erfolgen: Entweder durch gleichzeitige 
radikale Heilung aller Parasitenträger eines Territoriums, oder durch völlige Aus- 
rottung der Mücken daselbst, oder aber durch Maßnahmen, welche den Kontakt 
zwischen Mensch und Mücke verhindern. Tatsächlich sind alle drei Unterbrechungs- 
möglichkeiten realisierbar, in den meisten Fällen jedoch keine vollständig, so daß 
jede für sich allein angewandt unbefriedigende Resultate ergibt. Die erste Methode 
scheitert an der praktischen Unmöglichkeit, alle Kranken rechtzeitig, d. h. vor 
der Entwicklung der Geschlechtsformen, in Behandlung zu nehmen und dieselbe 
hinreichend lange durchzuführen. Trotzdem hat man in einer aufgeweckten, 
aktiven Bevölkerung recht gute Erfolge davon gesehen, unter indolenten und 
fatalistisch eingestellten Leuten versagt diese Methode aber gänzlich. Bei euro- 
päischen Kolonisten in tropischen und subtropischen Gegenden liegt die Sache meist 
so, daß sie selbst der ersten, die umwohnende Eingeborenenbevölkerung der zweiten 
Gruppe angehört und der Eingeborene daher das ständige Erregerreservoir dar- 
stellt, aus dem der Einwanderer immer wieder neu infiziert wird. — Noch weniger 
“ist an eine dauernde prophylaktische Chinineinnahme der Gesunden, welche die 
‚jeweils eingedrungenen Parasiten sofort vernichten würde, bei einer größeren 
Menschenmasse zu denken. — Die Ausrottung der Stechmücken gelingt vollständig 
vor Eintritt der automatischen Assanierung nur durch gänzliches Austrocknen der 
Sümpfe und Regulierung der fließenden Gewässer. Das klassische Beispiel hierfür 
ist die Assanierung der Insel Brioni in der Adria durch Rob. Koch, wo dies zum 
erstenmal erfolgreich durchgeführt und ein gefürchtetes Malarianest in einen Kur- 
ort verwandelt wurde. Ähnliche gute Resultate wurden seither noch öfters erzielt, 
aber stets nur dann, wenn die Brutplätze nicht allzu ausgedehnt waren und aus 
der weiteren Umgebung kein Zuzug von Mücken stattfinden konnte, da die Trocken- 
legung umfangreicherer Sümpfe lediglich aus hygienischen Gründen meistens zu 
kostspielig ist. In solchen Fällen muß man sich mit der Mückenbekämpfung durch be- 
stimmte chemische Mittel begnügen, welche, auf die Wasseroberfläche der Brutplätze 
gebracht, die Larven abtöten. Der hydrotechnischen Arbeit gegenüber stellt sich diese 
Maßnahme unvergleichlich billiger; sie muß aber ständig wiederholt werden und 
führt bestenfalls zu einer beträchtlichen Verminderung, nie zur völligen Ausrottung 
der Überträger. Immerhin hat sie noch größere Aussichten auf Vollständigkeit als 
die Vernichtung der erwachsenen, geflügelten Insekten durch Räuchern der Häuser 
und ähnliche Mittel, da die Larven infolge ihres ausschließlichen Aufenthaltes im 
Wasser leichter faßbar sind. — Die Unterbindung des Kontaktes zwischen Mensch 
und Mücke ist begreiflicherweise auch nicht mit absoluter Sicherheit erreichbar, 


734 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN ‚HEFT 9- 


doch gelingt es, unter Ausnützung gewisser Lebensgewohnheiten der Moskitos, 
dieselbe recht weitgehend durchzuführen. So ist es z.B. bekannt, daß die Mücken 
vorwiegend in der Nacht stechen. Die Sicherung von Fenstern und Türen der 
Wohnhäuser durch engmaschige Drahtnetze und das Schlafen unter einem Moskito- 
netz sind daher von ausgezeichnetem Erfolg. Weiter konnte beobachtet werden, 
daß Viehställe bevorzugte Aufenthaltsplätze der Mücken darstellen und sie daher 
von den menschlichen Wohnungen ablenken. Steigerung der Viehzucht bei richtiger 
Anlage der Stallungen (zwischen Brutplatz und Wohnhäusern) kann somit von 
großem Nutzen sein. — In der Praxis wird man stets zur Kombination mehrerer 
Methoden greifen müssen, wobei es von den lokalen Umständen abhängt, auf 
welche das Hauptgewicht zu legen ist. Solcherart ist es aber fast stets möglich, die 
Seuche weitgehend zurückzudrängen und so lange niederzuhalten, bis sich die auto- 
matische Assanierung auszuwirken beginnt. In dem Maße, wie diese fortschreitet, 
kann dann die Malariabekämpfung abgebaut werden. Ihre Funktion bei Koloni- 
sationsunternehmungen besteht demnach vorwiegend darin, die erste Lebens- 
periode der Kolonie zu sichern und die gänzliche Ausrottung der Krankheit an- 
zubahnen. 

Wir sind am Ende unserer Untersuchung über die Wechselwirkung von Koloni- 
sation und Volksseuche angelangt. Die skizzenhafte und notwendigerweise schemati- 
sierende Darstellungsweise, welche gewählt werden mußte, sollte vorliegende Studie 
nicht übergroßen Umfang annehmen, hat immerhin den Vorteil gehabt, das große 
Leitmotiv unseres Problems klar hervortreten zu lassen: daß hier wie in jedem 
anderen Kampf Angriffs- und Verteidigungsfähigkeit von ausschlaggebender Be- 
deutung sind. Da wir die Angriffsfähigkeit der Erreger unter natürlichen Verhält- 
nissen derzeit nicht zu beeinflussen vermögen, wird das Feld unseres praktischen 
Handelns im allgemeinen auf die Steigerung des menschlichen Abwehrvermögens 
beschränkt sein müssen, wenn auch im Einzelfall, d. h. bei bestimmten Seuchen, 
andere Momente, wie z. B. die Bekämpfung der tierischen Überträger, in den 
Vordergrund treten mögen. Die Erkenntnis des gesamten Fragenkomplexes ist 
aber von grundlegender Bedeutung, da nur sie die Möglichkeiten wie auch die 
Grenzen unseres Handelns ermessen läßt. 
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LITERATURBERICHT 


K. HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


Zwei großzügige Sammelarbeiten haben das 
erste Nennungsrecht: die erste gilt einem der 
wichtigsten insularen Kolonialreiche: 

ı. Division of Commerce of the department 
of agriculture, industry and commerce, Buiten- 
zorg, Java (Dr. J. Stroomberg): „1930 Hand- 
book of the Netherlands East-Indies“. Ba- 
tavia-Buitenzorg 1930, 424 S., 170 Abb., 2 Kart., 
Taf. XX; die zweite einem der interessantesten 
kontinentalen Hochlandreservate und dem aus- 
gedehnten Lebenswerk eines bedeutenden For- 
schers zugleich: 

2. M. Emmanuel de Margerie: „L’CEuvre 
de Sven Hedin et l’Orographie du Tibet“. 
Paris 1929, Impr. Nat. 140 S., 28 Bilder und 
Diagramme, Bild Sven Hedins. 

ı. Das „Niederländ.-Indien-Jahrbuch“ — 
1916, 1920 und 1924, zuerst mit der be- 
grüßenswerten Absicht, alljährlich zu erschei- 
nen, dann 1930 erneut hervorgetreten — kommt 
einem lebhaft empfundenen Wunsch entgegen. 
Hat es doch den Zweck, die zweitwichtigste 
Führerstellung europäischer Menschen nächst 
der anglo-indischen gegenüber der gewaltigen 
Wucht einer mehr und mehr in die Welt- 
literatur eindringenden Selbstbestimmungsbe- 
wegung zu verteidigen — gewiß keine leichte 
Aufgabe; und die angenehmere berechtigte 
Pflicht, eine im Vergleich zur geringen Men- 
schenzahl des niederländischen Kernlandes und 
der Raumweite Indonesiens ungeheure wirt- 
schaftliche Entwicklungsleistung in helles Licht 
zu stellen. Trägt man diesen beiden Haupt- 
gesichtspunkten Rechnung, so scheint die Auf- 
gabe vorzüglich gelöst; wenn auch natürlich 
die geschickteste Schriftleitung nicht hinweg- 
täuschen kann über die geopolitischen Span- 


nungen des Zerrungsraumes zwischen Asien 
und Australien, gewisse wirtschaftliche Schwä- 
chen und ethische Härten der Arbeiterge- 
winnung, den schweren Druck der Pflege 
einer so ausgedehnten Küstenentwicklung mit 
stellenweise immer noch unzulänglicher Be- 
feuerung, und eine, der indischen verwandte, 
Schwierigkeit der politischen Struktur. Der 
Reichtum an geopolitischer Information des 
klug aufgebauten Werkes ist staunenswert; 
gute Vergleichszahlen, Berücksichtigung der 
km- neben der miles-Rechnung, treffende 
Bilder machen die Fülle der Angaben nutz- 
bar. Alles in allem: die beste augenblicklich 
Wirtschaftsstruktur 
Quelle! Zukunftswünsche wären: eine ozeano- 


für Indonesiens offene 
graphische Karte des australasiatischen Mittel- 
meers und vor allem: Literaturangaben wie 
im Japan - Yearbook! Der Volksdruck von 
Java und Madura (284 je qkm) gegen die 
Leere (28) des Gesamtraumes ($. 57) wird als 
bedenklichstes Innenproblem aufgefaßt; das 
Mißverhältnis von 51?/, Mill. Eingeborenen, 
im wesentlichen doch Malaien, zu ı Million (?) 
sonstiger Orientalen (andere Quellen sprechen 
allein von 2!/, Millionen chinesischen Blutes!) 
und 200000 Europäern (S. 51) wird offen dar- 
gelegt; Einwanderungsregelung, Volkshygiene 
werden rühmend hervorgehoben; weiterhin 
wird die wirtschaftliche Stärke der indischen 
Inselwelt, ihre Wasserkraftentwicklung, die 
heikle Arbeiterfrage ($. 273—278), die Hafen- 
bauleistung — mit ihren großen Entwick- 
lungsmöglichkeiten in einem eigenen Zukunfts- 
schiffahrtszentrum der Erde — erörtert, immer 
von großen Gesichtspunkten aus. Endlich folgt 
mit einer vorzüglichen Vergleichskarte, auf 
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' Mitteleuropa gelegt, eine Schilderung des Flug- 
 wesens in Insulinde. 
2. Mußte das Niederländ.-Indien-Jahrbuch so 
zu einem im letzten Sinn politisch- und wirt- 
schaftsgeographisch entwickelten Zeugnis wer- 
den, so tritt diese Seite notwendig bei der 
Sven-Hedin-Darstellung von de Margerie 
gegenüber den morphologischen und darstelle- 
rischen Errungenschaften zurück. Aber dafür 
darf sie als ein wahres Kabinettstück feinen 
Formgefühls für das Bleibende an der Ent- 
decker- und Künstlerleistung des großen schwe- 
dischen Tibetforschers und seiner Wiederpopu- 
‘ larisierung in Westeuropa im besten Sinne ge- 
rühmt werden. Freilich glaubte Verf. in der 
Einleitung, die weiterhin nicht mehr störende 
reservatio mentalis wegen Hedins Deutsch- 
freundlichkeit ($. 5) machen zu müssen. Aber 
nachdem der Groll über das Mißlingen des 
Totschweigens der monumentalen „Südtibet“- 
leistung einmal überwunden war, hat der fran- 
zösische Geograph die ganze Fähigkeit zu for- 
maler Vereinfachung und Klarheit seines Volkes 
“zu einer in dieser Art vollendeten Darstellung 
des Wesentlichen aus Sven Hedins umfang- 
"reichem Werk angewandt. So ist wirklich ein 
Schlüssel zu dem Tibeterschließungswerk ent- 
standen; und es wäre dankbar zu begrüßen, 
wenn sich die gleiche geschickte Hand an eine 
ähnliche Loslösung des anthropogeographischen, 
ja des politischen Wertgehalts der neueren 
Tibetliteratur aus den umfangreichen, für die 
Mehrzahi nicht mehr zu bewältigenden Schil- 
derungen wagen wollte. Es wäre — wie die 
morphologische Zusammenfassung — ein Ver- 
dienst um die Erdkunde. Weit über ihre ört- 
lichen Ziele hinaus sind wegen der Höhe des 
Standpunktes unter den zugegangenen Werken 
bedeutsam ein Verlassenschaftsbuch 
3. Dr. Richard Wilhelm: „Chinesische 
Wirtschafts - Psychologie“. 1930, 
Deutsche wissenschaftliche Buchhandlung. 1208.» 
ı Karte, Lit.-Angaben. 
4. K. Kanokogi: „Der Geist Japans“. 
Leipzig 1930. Verlag der Asia Major. Heraus- 
gegeben vom Japan-Institut in Berlin. 184 S.; 
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ein Einblick in die geistige Arbeit des zur 
Zeit an deutschen Hochschulen tätigen 

5. Prof. Benoy Kumar Sarkar, wie er u. a. 
in einem Verzeichnis seiner Werke in „Gree- 
tings to Young India“, Kalkutta 1927, N. M. 
Raychowdhury & Co., enthalten und in einem 
Aufsatz in Heft 10/1930 der „Deutschen Rund- 
schau“ gezeigt ist, und eine bedeutsame Be- 
leuchtung durch die Veröffentlichung der 

6. University of Calcutta: „Descriptive 
Catalogue of University publications“, Kal- 
kutta 1930, University Press, mit seinen charak- 
teristischen Abbildungen und treffenden Schlag- 
zeilen erfährt. 

3. Die chinesische Wirtschafts-Psychologie ist 
das Vermächtnis, die letzte Arbeit des am 
3. März ı930 in Bad Boll zu Grabe getragenen 
großen Sinologen Richard Wilhelm, der 
von 1899 bis 1924 zuerst in Tsingtau, dann 
in Peking chinesische Kultur und Wirtschaft 
überschauen und in sich aufnehmen lernte, 
und dann — viel zu kurz — von der Warte 
des Frankfurter :China-Instituts aus — mit 
zahlreichen Werken und der hervorragenden 
Zeitschrift „Sinica“ die eigene Kenntnis seinem 
Volke mitzuteilen suchte. „Sinica* hat ihm im 
Heft 3 mit einem würdigen Nachruf und einer 
Übersicht seiner Bücher das erste verdiente 
Denkmal errichtet. Mit der letzten Gabe eines 
solchen Mannes rechtet man nicht; man nimmt 
sie hin als ein reifes Geschenk seltener ver- 
gleichender Übersicht über zwei große Kul- 
turen, wenn er auch vielleicht über großen 
dauernden Zügen, in vier Jahrtausende emer 
leuchtenden Vergangenheit zurückschauend, die 
Krisis des Jetzt nicht scharf genug sah und 
nicht zugeben wollte, daß Konfuzius augen- 
blicklich in China nicht mehr lebendig ist, 
weniger vielleicht als in Japan und im Abend- 
land. Ein Zeichen der Zeit ist, daß Wilhelms 
Erbe Professor Schüler — ein hervorragender 
Kenner der chinesischen Macht- und Wirt- 
schaftsfragen noch mehr als der Kunst und 
Philosophie —- übernehmen mußte — damit 
wir China scharf im Auge behalten, wie es 
ist und wird, selbst auf Kosten des alten 
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China, wie es war und für seine rückgewandten 
Verehrer sein sollte, das Wilhelm so geliebt 
hat. 

4. Näher als irgendein Japaner, den ich 
kenne, ist K. Kanokogi dem „Kokoro“, dem 
ınnersten Wesen der deutschen Geisteswissen- 
schaften, gekommen. Wenn ein solcher Mann 
in deutscher Sprache deutschen Hörern und 
Lesern eine Skizze der Geistesgeschichte Japans 
aufbaut, wirklich 
Seele erschließt“, so müßte diese Leistung 
nicht nur den Urheber, sondern weite kultur- 
politisch denkende Kreise Mitteleuropas mit 
dem brennenden Wunsch nach seelischer Füh- 


„eine Kunde einer fernen 


lung ergreifen. (Gerade bei der seltsamen 
Gleichläufigkeit japanischer und deutscher Ge- 
schichte an so vielen Wendepunkten.) Hier 
liegt ein unmittelbarer unvergleichlicher Zu- 
gang zu einer fremden feinfühligen und star- 
ken Volksseele offen, aufgebaut auf einer voll- 
kommenen Kenntnis ihrer geopolitischen Grund- 
lagen, mit überlegener Kritik und doch dem 
hinreißenden Schwung echten und wahren Ge- 
fühls. 

5. Was bei dem Japaner Kanokogi die 
philosophische Einfühlung in das deutsche 
Geistesleben und die dadurch bedingte unge- 
wöhnliche Fähigkeit zur gegenseitigen Inter- 
pretation leistet, das wirkt bei dem Inder 
Benoy Kumar Sarkar die soziologische und 
Aus ihr 
heben sich schon seine frühen Schriften päd- 


wirtschaftswissenschaftliche. heraus 
agogischen und historischen Charakters durch 
Verständlichkeit für den Westen und Groß- 
zügigkeit der Schlüsse von allem ab, was ich 
sonst aus der indischen modernen geopolitisch 
verwertbaren Literatur kenne, mit Ausnahme 
etwa der Schriften von Brij Narain und Muker- 
jee; aus dieser Geistesverwandtschaft verstehen 
wir, warum Sarkar 1923 mit seinem „Futu- 
rism of Young Asia“ eine Art Bibel des 
panasiatischen Ideenfluges so nebenbei hin- 
schreiben konnte, und warum er in kurzen 
Abhandlungen (indische Sprachen, Englisch, 
Deutsch und Italienisch gleich sicher hand- 
habend) in „The of Labour 
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upon Constitution and law“. (Kalkutta 

1928) oder in „Greetings to Young In- 
dia“ (Kalkutta 1927 — hier eine Übersicht 
seiner früheren Werke) oder in dem Aufsatz 
im Märzheft 1930 der Deutschen Rundschau 
für Inder wie Deutsche gleich sicher das 
Schwierigste in gedrängter Form darzulegen 
vermochte. Da wir aber gerade bei den rück- 
schauenden Neigungen unserer Indologie wie 
Ostasienkunde sachkundige zeitgemäße Ver- 
mittler zu dem, was ist und wird, in den Mon- 
sunländern notwendiger als je brauchen, hat 
die „Geopolitik“ die Pflicht, immer wieder auf 
die wenigen, an den Fingern einer Hand ab- 
zuzählenden, dazu befähigten Dolmetscher hin- 
zuweisen, bis sie in Deutschland — wo der 
eine, Kanokogi, von 1927 bis 1929 gewirkt 
hat, der andere, Sarkar, ı930 wieder öffent- 
lich wirkt — ebenso bekannt sind wie in 
ihrer Heimat. 

6. Der „beschreibende Katalog“ der Univer- 
sität Kalkutta 1930 gibt ein Bild davon, 
wieviel nicht nur an rückwärts gewandter For- 
schung von Rang, sondern an geopolitisch be- 
deutsamen Gegenwarts- „und Zukunftswerten 
ein einziger solcher Katalog zu vermitteln ver- 
mag; namentlich wenn ihn 21 gute charak- 
teristische Abbildungen erläutern und . kurze 
Ergänzungsnotizen die einzelnen Anzeigen leben- 
dig machen. Auch hier tritt das Sehnen, ein 
gewaltiges, aber verworrenes geschichtliches 
und geisteswissenschaftliches Material zunächst 
einmal nach geopolitischen und wirtschaftlichen 
wie soziologischen Bedürfnissen zu ordnen, 
hervor, das ja auch namentlich auf der Linie 
von B. K. Sarkars Lebensarbeit zwischen In- 
dien und Europa liegt. 

Aus dem Bereich der chinesischen und in- 
dischen Bewegung erwähnen wir 

7. Arthur N. Holcombe: „The Chinese 
Revolution“. „A phase in the regeneration 
ofa world power“. Cambridge, Mass. USA. 1930. 
Harvard Univers. Press. 

8. Tchai Tsoun-tchun: „Essai historique 
et analytique sur la situation internationale 
de la Chine“. Paris 1929; Paul Geuthner. 235 $. 


9. Fritz Diettrich: „Die Gandhi-Revolu- 
tion“. Dresden 1930, Wolfgang Jess; eine 
Sammlung von fesselnden, zum Teil überstei- 
gerten Essais über Gandhi, 

10. ©. Z. Klötzel: „Indien im Schmelz- 
tiegel“. Leipzig 1930. F. A. Brockhaus. 285 S., 
57 Abb. nach eigenen Aufnahmen; leider 
keine Reisekarte; eine flotte, strichsichere und 
ehrliche, auch für den Geographen und Geo- 
politiker wertvolle Journalistenleistung 
lebendigster Anschaulichkeit. 

7. A. N. Holcombe hat seine persönlichen 


voll 


Eindrücke von der chinesischen Dynamik zwi- 
schen der Kommunistenbewegung in Kanton 
vom Dezember 1927 und der Einnahme von 
Peking im Juni 1928 gewonnen, aus einer 
Konstellation, die auch heute noch lehrreich, 
wenn auch überholt ist. Aber die Zeichnung 
von Yen und Feng als Typen ($. 2rff.); der 
Eindruck von Chiang-Kai-Shek (27—29); die 
herbe, durch nichts beschönigte Wiedergabe 
der Länderzustände (von denen er 13 persön- 
lich studierte); die klare Einsicht, wieviel von 
‘der politischen Strukturfähigkeit Jungchinas 
‚auch für den Frieden der andern Mächte ab- 
hängt; die reife Kritik an der Verlassenschaft 
Sun-Yat-Sens, der Tätigkeit Borodins und ihrer 
Möglichkeiten heben das durchdachte ge- 
schlossene und reife Buch weit über viele Ge- 
legenheitsarbeiten hinaus. Sachliche Würdigung 
der russischen Organisationsleistungen, Einblick 
in die Überleitung der alten Formen chinesi- 
scher Gildengliederung, auch bei der Land- 
bevölkerung, in die heute so bedeutsamen 
Zellensysteme, die auch für den Westen so 
lehrreichen Versuche der Kooperation mit 
Moskau und ihr schließliches Fehlschlagen bei 
den national-revolutionären chinesischen Grup- 
pen, die Hankauer Feiertagsliste ($. 206—207) 
mit ihrer unbeugsamen Ideologie unter Ver- 
quickung westöstlicher Motive: das alles er- 
schließt ebensoviel an geopolitischer Erkennt- 
nis wie die Prognose am Schluß. Der fremde 
Beobachter bringt dafür mehr Distanzgefühl 
mit, als es zur Zeit irgendein noch so gut 
unterrichteter Chinese aufbringt. 
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8. Beweis dafür ist, außer der hier schon be- 
sprochenen Arbeit von Woo, auch Tchai 
Tsoun-tehuns Studie über die internationale 
Lage Chinas. Hier werden zwar gewiß außer- 
ordentlich fesselnde Einblicke in die Entwick- 
lungsgeschichte der chinesischen Außenbeziehun- 
gen gegeben, aber doch (Abschn. V, S. 51, 
53 z. B.) mit einseitiger Belastung des Aus- 
landes, bei aller offenherzigen Behandlung des 
chinesischen Doppelspiels in Korea und im 
Abschluß des Li-Lobanowvertrags ($. 87). So 
wertvoll uns also solche Darstellungen gerade 
von chinesischer Seite wären, namentlich in so 
gediegener Untermauerung, würden sie mit 
weniger einseitigem Eifer mehr erreichen und 
überzeugender wirken. 

9. und ıo. Gefahren ganz anderer Art laufen 
Arbeiten wie die von F. Diettrich und 
C. Z. Klötzel. Bei Diettrich überwiegt die 
allzu freudige Hingabe von außen her an eine 
einzige religiös-mystische, als kongenial emp- 
fundene Seite Gandhis, eines doch sehr kom- 
plizierten und widerspruchsvollen Typs. Von 
seinem sicheren Journalistenauge geführt, hat 
Klötzel der indischen Hypnose besser zu wider- 
stehen gewußt; sein Bild ist nüchterner als 
das in allzu einseitiger bengalischer Beleuch- 
tung erstrahlende Diettrichs auf Gandhi, den 
Bunya-Mann aus dem Gujerat, der doch auch 
seine südafrikanische Anwaltslaufbahn nicht 
ganz verleugnen kann. Denn dieser Mann weiß, 
daB sein Vorhaben nicht gewaltlos ausgehen 
kann, selbst wenn sich der junge Jawarharlal 
Nehru über die Folgen seiner Unabhängigkeits- 
erklärungen täuschen sollte. Aber Diettrichs 
Buch hat geopolitisch auch einen ganz andern 
Sinn: es zeigt vielleicht tatsächlich zum ersten 
Male, welchen starken Rückhalt in der euro- 
päischen öffentlichen Meinung, mit Millionen 
von Wählerziffern hinter sich, Gandhi inner- 
halb der europäischen Kulturwelt hat; wie es 
kommt, daß der an sich schon durch die 
Reichsumbildung stark entgliederte britische 
Imperialismus seit 1917 Schritt für Schritt — 
noch mehr aus euramerikanischen als indischen 
Antrieben — vor der panasiatischen Geistes- 
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bewegung hat zurückweichen müssen, von der 
ja Gandhi nur ein kleiner Teil ist. Als solche 
Überschau gedacht, hat das Buch großen 
völkerpsychologischen Wert. 

Klötzel gibt dazu mehr das äußerliche Ko- 
lorit. Aber in seinen Schlagzeilen steckt doch 
auch sehr viel psychische Dynamik, die schon 
bei der Verinnerlichung des Suezkanalproblems 
beginnt. Wer sich im Kanal langweilt, ist als 
Beobachter gerichtet! $. 38 ist die Schilderung 
des „Kronkolonie“-Charakters in Ceylon meister- 
haft; S. 48—58 rechnet, im Einklang mit Furt- 
wängler, mit dem Tropenglück hinter den 
Kulissen vernichtend ab; $. 82 bringt den 
Einfluß der Sowjets, S.92 die Jugendbewegung, 
S.ıı2 die Kalifatsbewegung, endlich S. 135 
eine Aussprache mit Motilal Nehru, S. 145 den 
persönlichen Eindruck von Gandhi; alles ganz 
frei von fremden Brillen gesehen. Helle Augen 
für jedes auch nur flüchtig berührte Problem, 
ein warmes Herz, „das jedem Volke gebührt, 
das mit reinen Händen und aufopferungsvollem 
Herzen um das göttliche Gut der Freiheit 
ficht“, machen das Buch zu einer erfreulichen 
und wertvollen Erscheinung. Nach solchen 
Vorarbeiten würden wir gern für Indien ein 
Buch entstehen sehen 

ıI. wie Dr. Otto Fischer: „China und 
Deutschland“, Münster i. W. 1927, 
wieder rühmen und empfehlen müssen, viel- 
leicht gerade, weil seinesgleichen für die süd- 
lichen Monsunländer schmerzlich fehlt. Hier 
ist auf nur 110 S. um leicht erschwingbaren 


das wir 


Preis Bestes in gediegener Arbeit zusammen- 
getragen, dann erneut durch Augenschein be- 
stätigt und von dem stillen, aber starken Mut 
zu persönlichen Werturteilen durchglüht, ohne 
den ein solches Buch enzyklopädisch werden 
und damit den besten Teil seines Wertes ver- 
lieren müßte. Geistvoller Sarkasmus ($. 13!), 
bei Jungehina wohl angebracht, würde auch 
Jungindien manchmal zum Heil. Fremde ernst- 
hafte Arbeit wird überall kurz und treffend 
herangezogen: kurz das Buch ist eine Zierde 
der verdienstvollen Schreiberschen Sammlung 
und ruft nach Auch 


Seitenstücken. „Indien 
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und Deutschland“, nicht nur „China und 
Deutschland“ ist als Problem einer so sach- 
lichen und zuverlässigen Lösung wert. 3 

Ein Außenseiter von großem Reiz tritt aus 
der Südsee vor den Leser mit 

ı2. Victor Berge und Henry Wysham 
Lanier: „Pearl Diver“. New York 1930. 
Doubleday Doran & Co. Perlenfischerei ist ein 
typisches Südseegewerbe, heute meist in japa- 
nischen und malaiischen Händen, und ihr 
Schauplatz eine der wenigen Stellen, wo sich 
frühgeschichtliche Ursprünglichkeit im Dienst 
des allerraffiniertesten Luxus mit moderner 
Technik zu einem bunten und farbenreichen 
Sammelkulturleben heute noch berührt. Als 
Schilderung eines reichbewegten Lebenswegs 
von Schweden zu den Paumotus ungewöhnlich, 
aber möglich, ist Berges Garn des Nachspin- 
nens wert, auch wenn man reichliche Nach- 
lässe für Seemannserzählungen macht. Weil 
unser verlorenes Südseereich, das neben großen 
Wirtschaftswerten auch Lebensmöglichkeiten 
für solche eigentrotzige Weltfahrer bot, sie 
uns nicht mehr schenkt, wird man ein Buch 
von dieser wilden Kraft und Meeresnähe, in 
seiner leuchtenden Lokalfarbe von einem Skan- 
dinavier auf seinem amerikanischen Umweg 
gern entgegennehmen und für eine Feierstunde 
mit Dank, mit Einblick in weite europaferne 
Lebensräume, mit Freude auch an den leben- 
digen Schwarzweiß-Skizzen, durchfliegen. Es 
atmet unmittelbare Südsee-Einfühlung, einen 
Hauch von großer Fahrt! 

13. Vom Standpunkt der Geopolitik ist zu 
beklagen, daß die deutsche Erdkunde — (die 
angelsächsische ist darin klüger!) — zu wenig 
dankbar für die ihr vorankämpfenden, ihr den 
Boden 
Journalisten ist. 


weiterer Kreise lockernden 
Schon Ratzel wußte davon 
ein Lied zu singen; Faber, der in Kanada 
früh verunglückte, Melzer, Wollschläger wer- 
den ihm beistimmen; und wahrscheinlich auch 
— trotz der großen Verbreitung seiner Welt- 
fahrt-Eindrücke nach dem Kriege durch 
Bücher und Film — Colin Ross. Aber selbst 


wenn nicht sein wahrhaftes Bekenntnisbuch: 


spröden 


„Die Welt auf der Wage“ (hier mehr als 
einmal gerühmt und denkenden Lesern nahe- 
gebracht) wirklich den Schein eines ursprüng- 
lich starken Schauens sub specie aeterni auf 
sein ganzes sonstiges Reisewerk würfe, müßte 
- 14. „Der unvollendete Erdteil“ der ganzen 
sonstigen Halbjahrsausbeute des Brockhaus- 
Verlages an indopazifischen Reisewerken vor- 
angestellt werden: als durchdachte Erzieher- 
eistung herüber zur Geographie, zum bewuß- 
ten Weltbild der zunächst angelockten bloßen 
Freude an bunter und lebendiger Reiseschilde- 
rung, die freilich nur das östliche Drittel 
Australiens erfaßt. Das beginnt schon mit der 
Anerkennung einer neuen Bedeutung der Geo- 
graphie (S. 3), der Einprägung des geopoliti- 
schen Begriffs, dem Erfassen der weltpolitischen 
Spannung Australien-Asiens (S. 5 u. 6). Erster 
Eindruck, Definition, Gewöhnung; die auch in 
Südaustralien gefundenen Kleinstaaterei- oder 
Landschaftseigenrechte (S. 31—34), das Stadt- 
schicksal von Goolwa, das Leben der deutschen 
Siedler ist unmittelbar gesehen und packend 
‚dargestellt. S. 115 ist der auch von Gattineau 
eingehend behandelte Urbanismus erneut an- 
‚geklagt. Wie treffend sitzt das Urteil ($. 122 
bis 123): „Sie haben den Kontinent ja auch 
erst angekrazt. In der Hauptsache liegt er noch 
unberührt vor ihnen und wartet.“ „Canberra“, 
der „Zukunftsstaat“, „Kohlen- und Handels- 
politik“ (S. 175), Seitenblicke auf moderne 
Geophysik ($. 188) und namentlich die sozio- 
logisch und geopolitisch interessanten Schluß- 
kapitel mit der Kritik der „Weiß-Australien- 
Lehre“ verraten, was nicht nur die Vorkämpfer 
eines richtigen Weltbildes bei den schicksal- 
bestimmenden Massen, sondern auch das fort- 
geschrittene Spezialwissen von Beobachtern mit 
solcher Aufnahmefähigkeit und Eindruckskraft 
gewinnen könnten. 

ı5. Hermann Norden: „Persien, wie es 
ist und war“. Leipzig 1929, F. A. Brockhaus. 
59 Abb., ı Karte; flotte gute Übersetzung von 
Dr. K. Pfannkuch. Eine gute, praktische, per- 
sönlich gesehene Fahrtschilderung durch die 
in raschem Wandel befindlichen persischen 


f 
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Zustände; von starken Eindrücken einer schö- 
neren Vergangenheit durchleuchtet; von Öl- 
dunst durchweht. Das Buch wird vielen will- 
kommen sein, die dadurch, geopolitisch ange- 
regt, dann zu den eingehenden Schilderungen 
von Niedermeyer und Älteren greifen. 

16. $S. R. Minzloff: „In geheimem Auf- 
trag“, Leipzig 1929, F. A. Brockhaus. 3ı Abb., 
3 Karten. Aus dem Russischen von R. Frh. 
v. Campenhausen. Eine letzte, spannende 
Vorkriegsschilderung der heutigen Sowjetrepu- 
blik Tanutuwa — eines typischen Beispiels von 
russischem Raubbau an wertvollen Landreserven 
der Menschheit —; damals schon in geheimen 
Aufträgen nur flüchtig untersucht, aber doch 
wenigstens geprüft, sind sie heute in wenig 
pfleglichen Händen noch weit schlimmerem 
Mißbrauch ausgesetzt, den man zwischen den 
Zeilen des interessanten, schlicht und sachlich 
geschriebenen geheimen Rechenschaftsberichtes 
Minzloffs ahnt. 

17. W. Douglas Burden: „Drachenechsen“. 
Eine Forscherfahrt zu den Waranen auf Ko- 
modo. 42 Abb., ı Karte. Leipzig 1930, F. A. 
Brockhaus. Deutsch von Dr. E. Alefeld. Die 
Drachenechsen auf Komodo (östlich Flores) 
und die mit ihnen gemachten Erfahrungen ge- 
hören zu den eindringlichsten Mahnungen an 
die Wissenschaft unserer Zeit zur Bescheiden- 
heit im Ablehnen von Sagengut aus vergan- 
genen Zeiten. Burden schildert lebendig die 
Erlebnisse seiner Expedition, die für amerika- 
nische Museen einige Stücke der mit gutem 
Grunde von der niederländischen Kolonial- 
regierung geschonten Tiere zu beschaffen hatte. 
Nebenbei finden sich wertvolle Zustandschilde- 
rungen aus dem chinesischen Kampfgebiet, aus 
den Inselgirlanden östlich von Java und der 
wenig berührten Tropenlandschaft von Komo- 
do und ihrer Tierwelt im Übergangsbereich 
zwischen australischen und südostasiatischen 
Lebensformen. 

ı8. Karl v. Scherzer: „Mit der Novara 
um die Erde“,-Leipzig 1930, F. A. Brockhaus. 
„Reisen und Abenteuer“; Bd. 49, 22 Abb,, 
ı Karte; guter Auszug a. d. 3. Bd. Original. 
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danke, die im deutschen Volk fast vergessenen 
Leistungen der österreichischen „Novara*“- 
Expedition mit der ganzen Redlichkeit und 

_ Werktreue ihrer Beobachtungen in der Samm- 
lung „Reisen und Abenteuer“ wieder ans Licht 
zu ziehen. Gerade bei dem außerordentlich 
schnellen dynamischen Wandel, der sich heute 
längs der gewählten Reisestrecke jedem auf- 
drängt, ist es nützlich, die hier geschilderten 
ersten Anfänge einer so rasch in ihrer Wucht 
gesteigerten Bewegung zu erforschen. Die aus 
dem dreibändigen Werk gewählten Proben sind 
von geschickten Händen gut ausgewählt und 
geben ein fesselndes Bild von den Leistungen, 
die in einer nicht ruhmlos versunkenen See- 
macht des deutschen Südens steckten. 

19. Dr. Paul Wirz: „Bei liebenswürdigen 
Wilden in Neuguinea“. Stuttgart 1929, 
Strecker und Schröder. 24 Fig., 133 Abb.; 
Vorbild einer zugleich eleganten wie geopoli- 
tisch und naturwissenschaftlich musterhaften 
Ausstattung. Ein Ideal landeskundlicher Fein- 
arbeit an der Tropenlandschaft um den Sen- 
tanisee: in musterhaft konzentrierter, morpho- 
logisch wie anthropogeographisch gleich reifer 
und sicherer Darstellung und Anschaulichkeit 
eine Freude für jeden Forscher am austral- 
asiatischen Mittelmeer. 

20. Zwei hervorragende Werke enzyklopädi- 
schen Stils müssen eigens gerühmt werden: 
die rein geographische „Hermann Wagner- 
Gedächtnisschrift“. Gotha, Justus Perthes, 
1930. Ergänzungsheft 209 zu Petermanns Mit- 
teilungen, weil hier 30 deutsche Geographen 
zu Ehren des verstorbenen Altmeisters zu einer 
vornehmen Erinnerungsleistung zusammenfüg- 
ten, was ihnen zumeist am Herzen lag, in der 
also ein auch geopolitisch unvergleichlicher 
Querschnitt durch die Hauptsorgen und Leit- 
gedanken der führenden Männer in der Erd- 
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in nicht streng wissenschaftlichen Bücherei 
unbedingt zur Einsicht gefordert werden, d 
mit sie an seiner Hand selbst prüfen 
was sie an weltpolitischer Förderung 
von der Erdkunde allein zu erwarten h 
21. Als zweite große Anregung enzyklo 
scher Art mit geopolitischem Eigenwert ist de 
V. Band des Großen Brockhaus zu nenne 
umso mehr, als auch über den andern V 
öffentlichungen des Verlags eine glückliche 
Hand in geographischen Dingen waltet, mit 
guten Griffen auch zurück auf die des Er- 
neuerns werte ältere Literatur (Novara-Expe- 
dition!). Die ausgezeichnete Gewohnheit der 
„Lagepläne“ (Djibuti z. B.), des Kennzeichnens 
auch rein örtlicher Landschaftstypen durch gut 
gewählte kleine, aber mit der Lupe erfaßt, 
sehr sprechende Lichtbilder (z. B. Dubrovnik- 
Ragusa; Dunedin) ist beibehalten. Unter den 
größeren Aufsätzen unterrichten besonders gut 
„Entdeckungsreisen“ mit drei sehr übersicht- 
lich und suggestiv ausgeführten farbigen Kar- 
ten und der für das indopazifische Gebiet und 
den pazifischen Küstentyp auch geopolitisch 
einschlägige über „Erdbeben“. Endlich die 
„Erde“ selbst mit einer geschickten Auswahl 
der nötigsten Angaben aus einer enzyklopädisch 
beinahe nicht zu bewältigenden Stoffülle auf 
engstem Raum. Eine solche Anordnung legt, 
selbstverständlich auch für „Europa“, 
„Europäisierung der Erde“, eine schwere Ver- 
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antwortung in der Wägung beinahe jeden 
Wortes auf die Verfasser; und es ist ihnen 
besonders nachzurühmen, daß sie sich (gerade 
auch bei den schwerer zu erfassenden indo- 
pazifischen Stichworten) ungern mit der reinen 
Statik begnügen und jede Möglichkeit nutzen, 
auch der Dynamik gerecht zu werden. 
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